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Allgemeine Einleitung 
0.1. Der vorliegende Bericht bildet einen der beiden Teile des Jahresberichts des 
Hofes für das Haushaltsjahr 2021. Er gilt den Leistungs- und 
Wirtschaftlichkeitsaspekten von Ausgabenprogrammen zulasten des EU-Haushalts mit 
Stand zum Jahresende 2021. Der andere Teil betrifft die Zuverlässigkeit der EU-
Jahresrechnung sowie die Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der ihr zugrunde 
liegenden Vorgänge. 

0.2. Die Aufgliederung des Jahresberichts in diese beiden Teile ist als zweijähriges 
Pilotprojekt angelegt, das mit dem Jahresbericht für das Haushaltsjahr 2019 begann 
und nun abgeschlossen wurde. Bei diesem Projekt ging es im Wesentlichen darum, den 
mit dem EU-Haushalt erzielten Ergebnissen in unserer jährlichen Berichterstattung 
mehr Gewicht zu verleihen. Außerdem war es uns durch diese Aufgliederung des 
Jahresberichts möglich, den wichtigsten übergeordneten Bericht der Kommission zu 
Leistungs- und Wirtschaftlichkeitsaspekten des EU-Haushalts, die jährliche 
Management- und Leistungsbilanz, zu berücksichtigen. Da die vorgeschriebene Frist 
für ihre Annahme Ende Juni des Jahres n+1 ist, konnte der Hof der Management- und 
Leistungsbilanz bislang in seinem Jahresbericht, der normalerweise Anfang Oktober 
veröffentlicht wird, nicht Rechnung tragen. Nach einer Bewertung der Ergebnisse des 
Pilotprojekts und unter Berücksichtigung der Auswirkungen neuer EU-Prioritäten auf 
die laufenden Prüfungen beschlossen wir, die Berichterstattung über die Leistung nach 
dem Vorbild von Kapitel 3 des Jahresberichts wieder aufzunehmen. Dennoch werden 
wir weiterhin nach Möglichkeiten suchen, die jährlichen Management- und 
Leistungsbilanzen in unserer jährlichen Berichterstattung zu berücksichtigen. 

0.3. Das Hauptthema des diesjährigen Leistungsberichts ist das Mainstreaming, 
d. h. die durchgängige Berücksichtigung von fünf horizontalen politischen Prioritäten 
im EU-Haushalt: 

i) Bekämpfung des Klimawandels 

ii) Erhalt der Biodiversität 

iii) Gleichstellung der Geschlechter 

iv) die Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen 

v) digitaler Wandel. 



 

 

0.4. Wir haben mehrere Prüfungsaufgaben zu diesen horizontalen Prioritäten 
bereits abgeschlossen oder führen sie derzeit durch. Dieser Bericht stützt sich, soweit 
möglich, auf frühere Prüfungsarbeiten des Hofes. 

0.5. Der Bericht ist in drei Kapitel untergliedert: 

o In Kapitel 1 untersucht der Hof, ob die horizontalen Prioritäten in ausgewählten 
EU-Ausgabenprogrammen berücksichtigt wurden. Zur Beantwortung dieser Frage 
bewerteten wir den Gesamtansatz und die Methoden der Kommission sowie die 
Leistungsinformationen in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz im 
Zusammenhang mit den horizontalen politischen Prioritäten. Den Ausgangspunkt 
unserer Bewertung bildete eine Stichprobe von 11 der insgesamt 47 für den 
Zeitraum 2021–2027 aufgestellten Ausgabenprogramme, was etwa 90 % des 
Gesamthaushalts des Zeitraums entspricht. 

o In Kapitel 2 untersuchen wir, ob die Kommission einen angemessenen 
Leistungsrahmen angewandt hat, um den Beitrag des EU-Haushalts zu diesen 
horizontalen Prioritäten zu messen. Zur Beantwortung dieser Frage bewerteten 
wir die von der Kommission angewandten Methoden zur Verfolgung der 
Ausgaben im Rahmen der in Kapitel 1 behandelten Programme sowie 
einschlägige Leistungsinformationen, einschließlich der zugehörigen Indikatoren, 
die in ihren Programmabrissen vorgelegt wurden. 

o Die Schlussfolgerungen und Empfehlungen für beide Kapitel sind in Kapitel 2 
enthalten. 

o Kapitel 3 enthält die Ergebnisse der Weiterverfolgung von 
Prüfungsempfehlungen, die der Hof in seinen im Jahr 2018 veröffentlichten 
Sonderberichten ausgesprochen hatte. 

0.6. In Anhang 1.1 sind die Ergebnisse der Weiterverfolgung von Empfehlungen 
dargestellt, die der Hof in Kapitel 3 seines Jahresberichts 2018 ausgesprochen hatte. 

0.7. Wir sind bestrebt, unsere Bemerkungen auf klare und prägnante Weise 
darzulegen. Hingegen ist es nicht immer möglich, den für die EU, ihre Politiken und 
ihren Haushalt typischen Fachjargon oder spezifische Termini aus dem Bereich der 
Buchführung und Prüfung zu vermeiden. Auf der Website des Hofes befindet sich ein 
Glossar mit Definitionen und Erläuterungen zu den meisten dieser Fachtermini. Die im 
Glossar definierten Begriffe sind bei ihrer ersten Verwendung im Bericht in 
Kursivschrift gesetzt. 

https://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=61252
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Einleitung 
1.1. Die EU setzt ihre Politik mit einer Kombination von nicht ausgabenwirksamen 
politischen Instrumenten (hauptsächlich Verordnungen) und Ausgabenprogrammen 
(wie die Regionalpolitik und die gemeinsame Agrarpolitik) um. Die Ausgaben werden 
hauptsächlich aus dem EU-Haushalt und NextGenerationEU (NGEU) finanziert. NGEU 
ist der befristete EU-Fonds zur Unterstützung der Mitgliedstaaten nach der COVID-19-
Pandemie. Auch die übergeordneten oder "horizontalen" politischen Prioritäten der 
EU sind im EU-Haushalt berücksichtigt. 

1.2. Der derzeitige langfristige Haushalt der EU, der mehrjährige Finanzrahmen 
(MFR), erstreckt sich über sieben Jahre (von 2021 bis 2027) und umfasst Mittel in Höhe 
von 1,2 Billionen Euro. Tabelle 1.1 zeigt die Untergliederung des MFR in sechs 
operative Rubriken und 47 Ausgabenprogramme. 

Tabelle 1.1 – Der MFR 2021–2027 

MFR-Rubriken Haushalt 2021–2027  
(Milliarden Euro) 

Anzahl der 
Programme 

Rubrik 1: Binnenmarkt, Innovation und 
Digitales 169,6 11 

Rubrik 2: Zusammenhalt, Resilienz und 
Werte (*) 450,4 14 

Rubrik 3: Natürliche Ressourcen und 
Umwelt 419,0 5 

Rubrik 4: Migration und Grenzmanagement 16,9 2 

Rubrik 5: Sicherheit und Verteidigung 10,4 4 

Rubrik 6: Nachbarschaft und die Welt 110,9 7 

Besondere Instrumente 14,6 4 

Insgesamt 1 191,8 47 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission (ohne 
Verwaltungsausgaben). 
(*): Ausgenommen ist die im Rahmen von NGEU finanzierte Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF), die von 
der Kommission in Rubrik 2 erfasst wird. 

1.3. Die Kommission trägt die Gesamtverantwortung für die Verwaltung des EU-
Haushalts. Ihre jährliche Management- und Leistungsbilanz leistet einen wesentlichen 
Beitrag zum jährlichen Entlastungsverfahren. Die jährliche Management- und 
Leistungsbilanz basiert auf den jährlichen Tätigkeitsberichten, den dem 
Haushaltsentwurf beigefügten Programmabrissen und sonstigen einschlägigen 



  

 

Informationen. Die jährliche Management- und Leistungsbilanz 2021 ist ein aus drei 
Bänden bestehendes, umfangreiches Dokument, das auch Informationen zu den 
horizontalen Prioritäten der EU enthält. 

1.4. In einer interinstitutionellen Vereinbarung1 aus dem Jahr 2020 wurden der 
Klimaschutz, die Biodiversität, die Gleichstellung und die Nachhaltigkeitsziele als 
Bereiche genannt, die von dem von der Kommission zu erstellenden jährlichen Bericht, 
der dem Gesamthaushaltsplan der Union beigefügt wird, abgedeckt werden sollten. 
Die Kommission verfolgt solche horizontalen politischen Prioritäten im Rahmen 
verschiedenster EU-Programme und -Instrumente. Diese Praxis, auch als 
"Mainstreaming" bezeichnet, wird in Kasten 1.1 erläutert. 

Kasten 1.1 

Was ist "Mainstreaming"? 

Der Begriff Mainstreaming bedeutet, dass ein Querschnittsthema bei der 
Konzipierung, Umsetzung, Überwachung und Bewertung von Politiken oder 
Programmen durchgehend berücksichtigt wird, 
und wird häufig im Zusammenhang mit Themen wie Governance, 
Armutsbekämpfung, ökologische Nachhaltigkeit, Klimawandel und Gleichstellung 
der Geschlechter verwendet. 

Im Kontext des EU-Haushalts bezeichnet Mainstreaming die Berücksichtigung 
einer spezifischen, bereichsübergreifenden Priorität in der Konzipierungs-, 
Umsetzungs- und Bewertungsphase sämtlicher Haushaltsprogramme. Dies kann 
beinhalten, dass für den Anteil des Programmhaushalts, der zur Unterstützung der 
bereichsübergreifenden Priorität ausgegeben werden soll, ein spezifisches Ziel 
festgelegt wird und die bei dessen Erreichung erzielten Fortschritte überwacht 
werden. 

Quelle: Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD): Mainstreaming cross-
cutting issues. 7 Lessons from DAC Peer Reviews. Mainstreaming cross-cutting issues advancing gender 
equality and environmental sustainability, 2014, und SWD(2022) 225 final: Commission Staff Working 
Document. Climate Mainstreaming Architecture in the 2021–2027 MFF. 

                                                      
1 Interinstitutionelle Vereinbarung zwischen dem Europäischen Parlament, dem Rat der 

Europäischen Union und der Europäischen Kommission über die Haushaltsdisziplin vom 
16. Dezember 2020, Teil II, Absatz 16. 

https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10530-2022-INIT/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32020Q1222%2801%29
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32020Q1222%2801%29
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32020Q1222%2801%29


  

 

1.5. Die Kommission beabsichtigt, nach und nach bereichsübergreifende politische 
Ziele in die Gestaltung und Ausführung des EU-Haushalts2 zu integrieren und 
sicherzustellen, dass ihre Ausgabenprogramme neben programmspezifischen Zielen 
auch diese bereichsübergreifenden politischen Ziele verfolgen. 

1.6. Die EU hat mehrere horizontale politische Ziele, die im Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) und anderen einschlägigen Dokumenten 
festgelegt sind. Dazu zählen die Bekämpfung des Klimawandels und der Erhalt der 
Biodiversität3, die Gleichstellung der Geschlechter4, die Nachhaltigkeitsziele der 
Vereinten Nationen5 und der digitale Wandel6. Die horizontalen Prioritäten können 
ihrer Art nach in den Ausgabenprogrammen unterschiedlich stark zum Tragen 
kommen. 

1.7. Abbildung 1.1 enthält einen Überblick über die mit Blick auf diese Prioritäten 
erfolgte Weiterentwicklung der Strategiepapiere der Kommission. 

  

                                                      
2 COM(2021) 366 final: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den 

Rat über den Leistungsrahmen für den EU-Haushalt im MFR 2021–2027. 

3 Artikel 11 und 191 AEUV; Artikel 37 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union. 

4 Artikel 8 AEUV. 

5 Artikel 208 AEUV. 

6 Artikel 179 AEUV. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A52021DC0366
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12016E%2FTXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:12012P/TXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12016E%2FTXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12016E%2FTXT
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A12016E%2FTXT


  

 

Abbildung 1.1 – Strategiepapiere der Kommission im Zusammenhang mit 
den ausgewählten Prioritäten 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 

  

1996 
1997 
1998 
1999 
2000 
2001 
2002 
2003 
2004 
2005 
2006 
2007 

2008 

2009 

2010 

2011 

2012 

2013 

2014 

2015 

2016 

2017 

2018 

2019 

2020 

2021 

Strategie: KOM(1996) 0067 endgültig – 
Einbindung der Chancengleichheit in sämtliche 
politischen Konzepte und Maßnahmen der 
Gemeinschaft 

Strategie: KOM(2000) 0335 endgültig – Für eine 
Rahmenstrategie der Gemeinschaft zur 
Förderung der Gleichstellung von Frauen und 
Männern (2001–2005) 

Strategie: KOM(2010) 0491 endgültig – Strategie 
für die Gleichstellung von Frauen und Männern 
2010–2015 

Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen: Strategisches 
Engagement für die Gleichstellung der 
Geschlechter (2016–2019) 

Strategie: COM(2020) 152 final – Eine Union der 
Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung der 
Geschlechter 2020–2025 

Weißbuch: KOM/2009/147 endgültig – 
Anpassung an den Klimawandel: Ein 
europäischer Aktionsrahmen 

Strategie: COM(2013) 216 – Eine EU-Strategie 
zur Anpassung an den Klimawandel 

Strategie: COM(2021) 82 final – Ein 
klimaresilientes Europa aufbauen – die neue EU-
Strategie für die Anpassung an den Klimawandel 

Strategie: KOM(2011) 244 endgültig – 
Lebensversicherung und Naturkapital: Eine 
Biodiversitätsstrategie der EU für das Jahr 2020 

Strategie: COM(2020) 380 final – EU-
Biodiversitätsstrategie für 2030 – Mehr Raum 
für die Natur in unserem Leben 

Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen: SWD(2017) 157 final 
– Digital4Development: mainstreaming digital 
technologies and services into EU Development 
Policy 

Mitteilung: COM(2019) 640 final – Der 
europäische Grüne Deal 

Mitteilung: COM(2013) 531 – Nach 2015: Auf 
dem Weg zu einem umfassenden und 
integrierten Konzept für die Finanzierung von 
Armutsbeseitigung und nachhaltiger 
Entwicklung 

Arbeitsunterlage der 
Kommissionsdienststellen: SWD(2020) 400 final 
– Delivering on the UN’s Sustainable 
Development Goals – A comprehensive 
approach 

Klimaschutz 

Biodiversität 

Gleichstellung 

Digitaler Wandel 

Nachhaltigkeitsziele 

Leitlinien: Politische Leitlinien für die künftige 
Europäische Kommission 2019–2024 – 
Abschnitt 3: Ein Europa für das digitale Zeitalter  

Mitteilung: COM(2021) 118 final – Digitaler 
Kompass 2030: der europäische Weg in die 
digitale Dekade  

Mitteilung: COM(2016) 739 – Auf dem Weg in 
eine nachhaltige Zukunft Europäische 
Nachhaltigkeitspolitik 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:51996DC0067&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52000DC0335&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:52010DC0491
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/24968221-eb81-11e5-8a81-01aa75ed71a1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%3A2020%3A152%3AFIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX:52009DC0147
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=COM(2013)216&lang=de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%3A2021%3A82%3AFIN
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52011DC0244
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A52020DC0380
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=SWD(2017)157&lang=en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%3A2019%3A640%3AFIN
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=COM(2013)531&lang=de
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/delivering_on_uns_sustainable_development_goals_staff_working_document_en.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/political-guidelines-next-commission_de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/TXT/?uri=CELEX%3A52021DC0118
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=COM(2016)739&lang=de


  

 

Prüfungsumfang und Prüfungsansatz 
1.8. In diesem Jahr berichtete der Hof zum ersten Mal über die horizontalen 
Prioritäten der EU in ihrer Gesamtheit. Die Hauptprüfungsfrage des Hofes lautete, ob 
die Kommission horizontale politische Prioritäten in den EU-Haushalt aufgenommen, 
die Ausgaben nachverfolgt und korrekt über Ergebnisse berichtet hat. In Kapitel 1 
bewertet der Hof, ob 

o die horizontalen politischen Prioritäten in den ausgewählten 
Ausgabenprogrammen der EU durchgehend berücksichtigt werden; 

o die Kommission in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz korrekt über 
das Mainstreaming horizontaler politischer Prioritäten berichtet. 

1.9. Der Hof analysierte das Gesamtkonzept für die Aufnahme von horizontalen 
Prioritäten in ausgewählte Ausgabenprogramme sowie die in der jährlichen 
Management- und Leistungsbilanz enthaltenen Leistungsinformationen zu fünf 
übergeordneten Prioritäten. Der Hof wählte die folgenden horizontalen Prioritäten 
aus, wobei ihre Relevanz für den MFR 2021–2027 und die sich abzeichnenden neuen 
Prioritäten der Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) berücksichtigt wurden: 

 

Bekämpfung des Klimawandels, im weiteren Textverlauf auch als 
"Klimaschutz" bezeichnet 

 

Erhalt der Biodiversität, im weiteren Verlauf auch als "Biodiversität" 
bezeichnet 

 

Gleichstellung der Geschlechter, im weiteren Verlauf auch als 
"Gleichstellung" bezeichnet 

 

Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen, im weiteren Verlauf 
auch als "Nachhaltigkeitsziele" bezeichnet  

 
Digitaler Wandel. 

1.10. Der Hof untersuchte, wie diese Prioritäten in 11 ausgewählten 
Ausgabenprogrammen, die zusammen 90 % der bis Ende 2021 unter vier operativen 
Rubriken des MFR 2021–2027 getätigten Zahlungen ausmachen, berücksichtigt 
worden waren (siehe Tabelle 1.2). Die Berücksichtigung horizontaler Prioritäten in der 
ARF im Rahmen von NGEU war von der Prüfung des Hofes nicht erfasst. Der Hof stellte 
jedoch fest, dass neben dem Klimaschutzziel der digitale Wandel im Rahmen der ARF 
als neue Priorität mit einem spezifischen Ziel eingeführt wurde. 



  

 

Tabelle 1.2 – Ausgewählte EU-Ausgabenprogramme 

MFR-Rubrik 

Programm 
In diesem Bericht 

verwendete 
Bezeichnung/Abkürzung 

Vollständiger Name 

1 "Binnenmarkt, 
Innovation und 

Digitales" 

 

CEF – Digitales Fazilität "Connecting Europe" – Digitales 
Digitales Europa Programm "Digitales Europa" 

Horizont Europa Horizont Europa – Rahmenprogramm für Forschung und 
Innovation 

2 "Zusammenhalt, 
Resilienz und Werte" 

 

ESF+ Europäischer Sozialfonds Plus 

Regionalpolitik 
(EFRE) Regionalpolitik (Europäischer Fonds für regionale Entwicklung) 

3 "Natürliche 
Ressourcen und 

Umwelt" 

 

GAP 
(EGFL und ELER) 

Gemeinsame Agrarpolitik (Europäischer Garantiefonds für die 
Landwirtschaft und Europäischer Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums) 

EMFAF Europäischer Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds 
Mechanismus für einen 

gerechten Übergang Mechanismus für einen gerechten Übergang 

LIFE Programm für die Umwelt- und Klimapolitik 
6 "Nachbarschaft 

und die Welt" 

 

IPA III Instrument für Heranführungshilfe 

NDICI – Europa in der 
Welt 

Instrument für Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit 
und internationale Zusammenarbeit – Europa in der Welt 

Quelle: Europäischer Rechnungshof. 

1.11. Der Hof verwendete die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften sowie von der 
Kommission herausgegebene Leitlinien und Anweisungen, einschließlich ihrer 
Leitlinien und ihres Instrumentariums für eine bessere Rechtsetzung, als 
Prüfungskriterien. Des Weiteren griff er auf allgemein anerkannte, von der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) entwickelte 
Kriterien zurück (siehe Ziffern 1.14–1.16, 1.18 und 1.21). 

1.12. Der Hof hat bereits umfangreiche Prüfungsarbeiten zu verschiedenen 
Themenstellungen durchgeführt, die im Zusammenhang mit horizontalen politischen 
Prioritäten im EU-Haushalt standen (siehe Kasten 1.2). 



  

 

Kasten 1.2 

Sonderberichte des Hofes über spezifische bereichsübergreifende 
Prioritäten der EU 
o Sonderbericht 09/2022 – "Klimaschutz im EU-Haushalt 2014–2020: weniger 

Ausgaben als gemeldet". 

o Sonderbericht 22/2021 – "Nachhaltiges Finanzwesen: EU muss kohärenter 
vorgehen, um Finanzmittel in nachhaltige Investitionen umzulenken". 

o Sonderbericht 10/2021 – "Gender Mainstreaming im EU-Haushalt: Auf Worte 
sollten nun Taten folgen". 

o Sonderbericht 19/2020 – "Digitalisierung der europäischen Industrie: 
ehrgeizige Initiative, deren Erfolg vom dauerhaften Engagement der EU, der 
Regierungen und der Unternehmen abhängt". 

o Sonderbericht 13/2020 – "Biodiversität landwirtschaftlicher Nutzflächen: Der 
Beitrag der GAP hat den Rückgang nicht gestoppt." 

o Analyse 01/2020 – "Verfolgung der Klimaschutzausgaben im EU-Haushalt". 

o Analyse 07/2019 – "Nachhaltigkeitsberichterstattung: eine 
Bestandsaufnahme bei den Organen, Einrichtungen und Agenturen der EU". 

o Sonderbericht 31/2016 – "Mindestens jeder fünfte Euro des EU-Haushalts für 
den Klimaschutz: Trotz ehrgeiziger Bemühungen besteht ein großes Risiko, 
das Ziel nicht zu erreichen". 

o Sonderbericht 17/2013 – "EU-Klimaschutzfinanzierung im Kontext der 
Außenhilfe". 

  

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR21_22/SR_sustainable-finance_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR21_10/SR_Gender_mainstreaming_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=54619
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR20_13/SR_Biodiversity_on_farmland_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/RW20_01/RW_Tracking_climate_spending_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/RCR_Reporting_on_sustainability/RCR_Reporting_on_sustainability_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR16_31/SR_CLIMATE_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/lists/ecadocuments/sr13_17/qjab13018dec.pdf


  

 

Berücksichtigung horizontaler 
politischer Prioritäten im Rahmen der 
ausgewählten EU-
Haushaltsprogramme 
1.13. Die Berücksichtigung bereichsübergreifender politischer Prioritäten bei der 
Gestaltung und Ausführung des EU-Haushalts ist wichtig, um einen umfassenden 
Überblick über dessen Gesamtleistung zu erhalten. Der Hof untersuchte, wie die 
Kommission die Prioritäten Klimaschutz, Biodiversität, Gleichstellung der Geschlechter, 
Nachhaltigkeitsziele und digitaler Wandel in den ausgewählten EU-
Haushaltsprogrammen berücksichtigt hat. 

Es gibt einen Rahmen für die Behandlung der meisten 
horizontalen politischen Prioritäten im MFR 2021–2027 

1.14. Im Dezember 2020 nahmen die Kommission, das Europäische Parlament und 
der Rat der Europäischen Union eine interinstitutionelle Vereinbarung mit 
Bestimmungen über die Durchführung des MFR 2021–2027 an. Gemäß der 
Vereinbarung würde die Kommission zur Verbesserung der Zusammenarbeit im 
Haushaltsbereich und zur Schaffung von Haushaltstransparenz einen jährlichen Bericht 
mit Informationen über die Aktiva, Passiva und Ausgaben sowie die folgenden 
horizontalen politischen Prioritäten7 der Union erstellen: 

o Klimaschutz: Mindestens 30 % der gesamten Ausgaben aus dem EU-Haushalt und 
aus dem Aufbauinstrument der EU sollten zur Unterstützung der Klimaziele 
bereitgestellt werden. 

o Biodiversität: Im Jahr 2024 sollten 7,5 % und in den Jahren 2026 und 2027 jeweils 
10 % der jährlichen Ausgaben im Rahmen des MFR für Biodiversitätsziele 
bereitgestellt werden. 

o Gleichstellung: Entwicklung einer Methode zur Messung 
gleichstellungsbezogener Ausgaben auf Programmebene und deren Aufnahme in 
den MFR 2021–2027. 

                                                      
7 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020, Teil II, Nummer 16. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32020Q1222%2801%29


  

 

o Nachhaltigkeitsziele: Sie sollen in allen einschlägigen EU-Programmen des 
MFR 2021–2027 berücksichtigt werden. 

1.15. Im Hinblick auf die Erreichung des Klimaziels wurde in der Vereinbarung 
neben dem übergreifenden Ausgabenziel auf die folgenden wichtigen Punkte 
verwiesen: 

o den "Mechanismus zur Anpassung an den Klimawandel" für die Durchführung von 
Maßnahmen, wenn die programmspezifischen Klimaziele voraussichtlich nicht 
erreicht werden; 

o eine wirksame Methode zur Nachverfolgung der Höhe der klimabezogenen 
Ausgaben; 

o die Anwendung des Grundsatzes der Schadensvermeidung, um sicherzustellen, 
dass Mittel, die im Rahmen des EU-Haushalts ausgegeben werden, die EU nicht 
daran hindern, ihre Klima- und Umweltziele zu erreichen. 

1.16. Im November 2021 aktualisierte die Kommission ihre Leitlinien und ihr 
Instrumentarium für eine bessere Rechtsetzung. Sie enthalten die Grundsätze, die die 
Kommission bei der Ausarbeitung neuer Vorschläge befolgt. Im aktualisierten Paket 
"Bessere Rechtsetzung" waren die Nachhaltigkeitsziele berücksichtigt. Mit dem Paket 
wird der Analyse der Grundsätze "Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen"8 und 
"standardmäßig digital" sowie der Umsetzung des Europäischen Klimagesetzes ein 
höherer Stellenwert eingeräumt. Auch wird der Analyse der Gleichstellung der 
Geschlechter in Folgenabschätzungen und Evaluierungen mehr Bedeutung 
beigemessen. Außerdem wird bei der Politikgestaltung eine strategische Vorausschau 
vorgenommen. Dabei liegt der Schwerpunkt vor allem auf ökologischen, digitalen, 
geopolitischen und sozioökonomischen Aspekten. 

1.17. In der interinstitutionellen Vereinbarung wird der digitale Wandel nicht als 
durchgehend zu berücksichtigende Priorität genannt (siehe Ziffer 1.38). 

                                                      
8 Gemäß Artikel 17 der Taxonomie-Verordnung (Verordnung (EU) 2020/852). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:32020R0852&from=EN


  

 

In den ausgewählten EU-Ausgabenprogrammen werden die 
vom Hof überprüften horizontalen politischen Prioritäten 
berücksichtigt 

1.18. Gemäß der OECD9 sollten im Interesse einer wirksamen durchgängigen 
Berücksichtigung der politischen Maßnahmen Ziele und Leistungsziele festgelegt und 
die Fortschritte bei ihrer Erreichung nachverfolgt werden. Bereichsübergreifende 
Maßnahmen sollten in allen Phasen des Haushaltszyklus berücksichtigt werden, um 
maximale Transparenz darüber zu erhalten, wie die für die verschiedenen horizontalen 
Prioritäten relevanten Mittel zugewiesen werden10. Die Kommission hob die wichtige 
Funktion der Umweltmarker der OECD bei der Nachverfolgung klimabezogener 
Ausgaben, der Bewertung der Klimaleistung und der Festlegung von Zielen11 hervor. 

1.19. Der Hof analysierte, inwiefern die horizontalen Prioritäten Klimaschutz, 
Biodiversität, Gleichstellung, Nachhaltigkeitsziele und digitaler Wandel in den 
11 ausgewählten Ausgabenprogrammen berücksichtigt worden waren. Dazu 
untersuchte er die drei Faktoren, die ihm am aussagekräftigsten erschienen: 

o den Grad, zu dem die Kommission bei der Ausarbeitung ihrer sektorspezifischen 
Vorschläge für die ausgewählten EU-Ausgabenprogramme die Folgen 
berücksichtigt hatte (siehe Ziffer 1.21); 

o den Grad der Berücksichtigung der Prioritäten in den angenommenen 
Rechtsvorschriften (siehe Ziffer 1.23);  

o das Vorhandensein von spezifischen Zielen (siehe Ziffer 1.24). 

1.20. In Abbildung 1.2 ist die Analyse des Hofes zusammengefasst; sie basiert auf 
dem aggregierten Durchschnitt seiner Bewertung der oben genannten drei Faktoren 
(siehe Anhang 1.1, Anhang 1.2 und Anhang 1.3). Der Hof stellte fest, dass die 
Prioritäten in den ausgewählten Ausgabenprogrammen berücksichtigt wurden. 

                                                      
9 OECD: Mainstreaming cross-cutting issues, 7 Lessons from DAC Peer Reviews und 

Strengthening climate resilience. Guidance for Governments & Development Co-operation. 

10 OECD: Toolkit for Mainstreaming and Implementing Gender Equality, 2018 und Designing 
and Implementing gender budgeting. Building Evidence and Policies to Achieve the SDGs, 
2021. 

11 OECD: Integrating Environmental and Climate Action into Development Co-operation: 
Reporting on DAC Members’ High-Level Meeting Commitments, 2021. 

https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://www.oecd.org/development/climate-resilience/
https://www.oecd.org/development/climate-resilience/
https://www.oecd.org/gender/governance/toolkit/toolkit-for-mainstreaming-and-implementing-gender-equality.pdf
https://www.oecd-ilibrary.org/environment/gender-and-the-environment_3d32ca39-en
https://www.oecd-ilibrary.org/environment/gender-and-the-environment_3d32ca39-en
https://www.oecd-ilibrary.org/environment/gender-and-the-environment_3d32ca39-en
https://doi.org/10.1787/285905b2-en
https://doi.org/10.1787/285905b2-en
https://doi.org/10.1787/285905b2-en


Allerdings wurden einige Prioritäten erheblich stärker berücksichtigt als andere. Die 
Gleichstellung wurde am wenigsten berücksichtigt. 

Abbildung 1.2 – Berücksichtigung horizontaler politischer Prioritäten in 
den ausgewählten EU-Finanzierungsprogrammen 

Quelle: Europäischer Rechnungshof. 

1.21. Im Rahmen der Agenda der Kommission für bessere Rechtsetzung werden
die Vorschläge der Kommission für Finanzierungsprogramme einer Folgenabschätzung 
unterzogen. Der Hof prüfte, ob in den Folgenabschätzungen für ausgewählte EU-
Finanzierungsprogramme horizontale Prioritäten analysiert wurden. Der Hof stellte 
fest, dass die Umweltprioritäten angemessen berücksichtigt wurden; der digitale 
Wandel und die Nachhaltigkeitsziele wurden teilweise berücksichtigt und die 
Gleichstellung der Geschlechter wurde am wenigsten berücksichtigt (siehe 
Anhang 1.1). 

Zusammenfassung unserer Analyse der drei geprüften Bereiche 
(Folgenabschätzungen, Rechtsvorschriften und Ausgabenziele) in Bezug auf die 
Einbeziehung horizontaler Prioritäten

Einbezogen (zwischen 1,5 und 2)

Teilweise einbezogen (zwischen 0,5 und 1,5)

Wenig einbezogen (zwischen 0 und 0,5)
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EMFAF 

LIFE

Mechanismus für einen gerechten Übergang

NDICI – Europa in der Welt
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Aggregierter Durchschnitt der vergebenen 
Punktzahlen



  

 

1.22. Jeder Legislativvorschlag enthält allgemeine politische Ziele, spezifische Ziele 
und Indikatoren. In den spezifischen Zielen wird im Detail dargelegt, was mit der 
Maßnahme erreicht werden soll12. Indikatoren geben einen quantitativen oder 
qualitativen Hinweis dazu, wie nah eine Initiative an der Erreichung ihrer Zielsetzung 
liegt. Indikatoren können sich auf verschiedene Phasen der Initiative beziehen (Inputs, 
Outputs, Ergebnisse und Auswirkungen)13. 

1.23. Der Hof prüfte, inwiefern die ausgewählten horizontalen Prioritäten in den in 
den Rechtsvorschriften für die ausgewählten Finanzierungsprogramme festgelegten 
allgemeinen politischen Zielen, spezifischen Zielen und Indikatoren berücksichtigt 
wurden. Er stellte fest, dass die horizontalen Prioritäten in den Rechtsvorschriften der 
Programme berücksichtigt wurden. Die Gleichstellung der Geschlechter war jedoch in 
weniger als der Hälfte der von ihm untersuchten Programme aufgenommen worden 
(siehe Anhang 1.2). Am häufigsten wurde auf das Klimaziel Bezug genommen. In 
Abbildung 1.3 ist die Anzahl der Verweise auf die ausgewählten Prioritäten in den 
ausgewählten Rechtsvorschriften aufgeführt. Obwohl in allen Programmen auf die 
Nachhaltigkeitsziele Bezug genommen wurde, stellten sie das am wenigsten genannte 
Ziel dar. 

                                                      
12 Tool #11: Format of the impact assessment report in European Commission: Better 

Regulation Toolbox, November 2021. 

13 Ebd., Tool #43: Monitoring arrangements and indicators. 

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/br_toolbox-nov_2021_en_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/br_toolbox-nov_2021_en_0.pdf


  

 

Abbildung 1.3 – Erwähnung der fünf Prioritäten in den 
Rechtsvorschriften 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der ausgewählten Legislativvorschläge. 

1.24. Des Weiteren prüfte der Hof, ob in den Rechtsvorschriften Ziele festgelegt 
wurden. Nur in Bezug auf das Klimaziel wurden spezifische Ziele für die 
Haushaltsbeträge und die Nachverfolgung der Fortschritte bei der Erreichung dieses 
Ausgabenziels formuliert (siehe Anhang 1.3). Im Hinblick auf das Biodiversitätsziel gibt 
es eine Zielvorgabe für den gesamten EU-Haushalt. Tabelle 1.3 sind die Ausgabenziele 
für die ausgewählten Prioritäten zu entnehmen. 
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Tabelle 1.3 – Ausgabenziele für die ausgewählten Prioritäten 

Horizontale 
politische Priorität Ausgabenziele für den MFR 2021–2027 

Klimaschutz 
 

Biodiversität 

Ja 
Im Bereich Klimaschutz gibt es die allgemeine Zielvorgabe von 
30 % für Klimaausgaben im EU-Haushalt für den Zeitraum 2021–
2027. Im Bereich Biodiversität belaufen sich die Ziele für den EU-
Gesamthaushalt auf 7,5 % im Jahr 2024 und jeweils 10 % in den 
Jahren 2026 und 2027. 

Gleichstellung der 
Geschlechter 

Digitaler Wandel 
Nachhaltigkeitsziele 

Nein 
Im EU-Haushalt für den Zeitraum 2021–2027 gibt es kein 
übergreifendes Ausgabenziel für die Prioritäten Gleichstellung, 
digitaler Wandel und Nachhaltigkeitsziele. 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 

Die Kommission hat Methoden zur Nachverfolgung der 
Ausgaben für einige horizontale politische Prioritäten 
entwickelt 

1.25. Die Kommission verfolgt die Ausgaben im Rahmen mehrerer Programme 
nach, um ihre Ausgaben für die einzelnen horizontalen politischen Prioritäten zu 
ermitteln und darüber zu berichten (siehe Kasten 1.3). 

Kasten 1.3 

Was ist Ausgabenverfolgung? 

Ausgabenverfolgung ist ein System zur Messung der Beiträge verschiedener EU-
Ausgabenprogramme zu einer bestimmten übergeordneten politischen Priorität. 
Dazu ist ein detailliertes Verständnis davon erforderlich, wie spezifische 
Maßnahmen zu einer gegebenen politischen Priorität beitragen; diese 
Maßnahmen müssen so ermittelt werden, dass die entsprechenden Finanzmittel 
erfasst oder nachverfolgt und anschließend auf der Ebene des gesamten EU-
Haushalts aggregiert werden können, um die Fortschritte zu überwachen. 

Quelle: COM(2021) 366 final: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
über den Leistungsrahmen für den EU-Haushalt im MFR 2021–2027. 

  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A52021DC0366


  

 

1.26. Tabelle 1.4 ist zu entnehmen, wie die Kommission Ausgaben für horizontale 
politische Ziele nachverfolgt. 

Tabelle 1.4 – Methodik zur Ausgabenverfolgung für die ausgewählten 
Prioritäten 

Horizontale 
politische Priorität Methodik zur Ausgabenverfolgung entwickelt 

Klimaschutz 

Ja 
Der Beitrag zum Klimaschutz wird direkt dem 
Rechnungsführungssystem der Kommission entnommen und 
von der Generaldirektion Haushalt (GD BUDG) bereitgestellt. 
Die Kommission arbeitet derzeit am Ersatz ihres 
Rechnungsführungssystems. 

Biodiversität 
 

Gleichstellung 

Ja 
Jede Generaldirektion (GD) nimmt ihre eigene Berechnung vor. 
Die GD BUDG überprüft die Stimmigkeit aller für sämtliche 
Programme bereitgestellten Inputs. 

Digitaler Wandel 
 

Nachhaltigkeitsziele 

Nein 
Es gibt keine Verpflichtung oder zentrale Vorgabe, Ausgaben 
für die Prioritäten "Digitaler Wandel" oder 
"Nachhaltigkeitsziele" im EU-Haushalt nachzuverfolgen. Einige 
Generaldirektionen verfolgen jedoch die Ausgaben für 
spezifische Programme, die zu den Zielen beitragen, nach. 
Dazu zählen unter anderem die Generaldirektion Forschung 
und Innovation (GD RTD) (bezüglich des Digitalisierungsziels) 
und die Generaldirektion für internationale Partnerschaften 
(GD INTPA) (bezüglich des digitalen Wandels und der 
Nachhaltigkeitsziele).  

Quelle: Europäischer Rechnungshof. 
Hinweis: Die Kommission verfolgt auch die Ausgaben für die horizontalen Prioritäten "saubere Luft" und 
"Migration" nach. 

Klimaschutz 

1.27. Im MFR 2014–2020 verwendete die Kommission basierend auf der Methodik 
der OECD spezifische Koeffizienten, um die Ausgaben, die einen Beitrag zum Erreichen 
der Klimaziele leisten, zu quantifizieren (so genannte Rio-Marker) (siehe Ziffern 1.28 
und 1.31): 



  

 

o 100 %: von der Maßnahme wird erwartet, dass sie einen wesentlichen (direkten 
oder indirekten) Beitrag zum Klimaschutz oder zur Anpassung an den 
Klimawandel im Einklang mit den Klimazielen der EU leistet. 

o 40 %: von der Maßnahme wird erwartet, dass sie einen nicht unerheblichen, 
positiven (direkten oder indirekten) Beitrag zum Klimaschutz oder zur Anpassung 
an den Klimawandel leistet. 

o 0 %: von der Maßnahme wird erwartet, dass sie eine neutrale Auswirkung auf die 
Erreichung der Klimaziele hat. 

1.28. Für den MFR 2021–2027 hat die Kommission ihre Methodik zur Verfolgung 
der klimarelevanten Ausgaben weiterentwickelt14. Die EU-Klimakoeffizienten behalten 
das System der OECD-Rio-Marker bei, beziehen aber auch die erwarteten Wirkungen 
auf das Klima mit ein. Zu den vorgeschlagenen methodischen Änderungen gehören: 

o die Anforderung, dass die Tätigkeiten nicht zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
der Umweltziele der EU führen dürfen; 

o der Wechsel hin zu einer "wirkungsbasierten" Ausgabenverfolgung auf Grundlage 
spezifischer Tätigkeiten ("tätigkeitsbasierte" Nachverfolgung); 

o die Verringerung des Risikos, dass ähnliche Projekte je nach den Zielen des 
betreffenden Programms unterschiedlich eingestuft werden; 

o die Einführung einer Klimamarkierung ("Klima-Tagging") in den offiziellen 
Rechnungslegungs- und Berichterstattungssystemen der Kommission; 

o Bezug zum europäischen Grünen Deal (z. B. EU-Taxonomie). 

1.29. Der Hof begrüßt zwar diese Entwicklungen, äußerte jedoch Anfang 2022 
Bedenken15 hinsichtlich der Zuverlässigkeit der Klimaberichterstattung für den 
Zeitraum 2021–2027 und stellte fest, dass die meisten der für den Zeitraum 2014–
2020 ermittelten Probleme fortbestehen. Er stellte fest, dass die gemeldeten 
Ausgaben nicht immer klimarelevant waren. Insgesamt geht aus der Bewertung des 
Hofes hervor, dass die Kommission den Beitrag zum Klimaschutz von wesentlichen 

                                                      
14 SWD(2022) 225 final: Commission Staff Working Document. Climate Mainstreaming 

Architecture in the 2021–2027 MFF. 

15 Sonderbericht 09/2022 – "Klimaschutz im EU-Haushalt 2014–2020: weniger Ausgaben als 
gemeldet". 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10530-2022-INIT/en/pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf


  

 

Elementen der Agrarfinanzierung zu hoch angesetzt hat. Die Kommission plant eine 
Aktualisierung ihrer Methodik für die Nachverfolgung von Klimamaßnahmen im 
Bereich der gemeinsamen Agrarpolitik im Jahr 202616. 

Biodiversität 

1.30. In ihrem Bericht über die Folgemaßnahmen zur Entlastung für das 
Haushaltsjahr 202017 stellte die Kommission fest, dass sie Fortschritte bei der 
Festlegung einer Methodik zur Verfolgung von Ausgaben im Bereich der biologischen 
Vielfalt erzielt habe; sie werde diese Methodik anwenden, um die Einhaltung ihrer 
Verpflichtungen im Hinblick auf die Haushaltspläne 2024, 2026 und 2027 zu 
überwachen. 

1.31. Bei der jährlichen Management- und Leistungsbilanz 2021 stützte sich die 
Kommission bei der Berechnung der Ausgaben im Bereich der Biodiversität für den 
laufenden MFR-Zeitraum weitestgehend auf die von ihr im Zeitraum 2014–2020 
verwendete Berechnung. Die Kommission nutzt Koeffizienten in Höhe von 0 %, 40 % 
und 100 %. Sie wurden ausgehend von den "Rio-Markern" der OECD weiterentwickelt. 
Im Jahr 2020 stellte der Hof in einem Sonderbericht18 fest, dass die Kriterien der 
Kommission für diese Koeffizienten weniger streng sind als die der OECD. Zum Beispiel 
setzt die Kommission eine Gewichtung von 40 % an, wenn die EU-Unterstützung einen 
geringen Beitrag zu den Biodiversitätszielen leistet. Die OECD nutzt denselben 
Koeffizienten bei Ausgaben für Tätigkeiten, bei denen die Biodiversität ein 
wesentliches Ziel, aber nicht das Hauptziel ist. 

1.32. Im Juni 2022 veröffentlichte die Kommission ihre neue Methodik zur 
Verfolgung der biodiversitätsbezogenen Ausgaben. Diese neue Methodik gilt nicht für 
die GAP, für die derzeit noch eine neue Methodik entwickelt wird19. 

                                                      
16 SWD(2022) 225 final: Commission Staff Working Document. Climate Mainstreaming 

Architecture in the 2021–2027 MFF. 

17 COM(2022) 331 final: Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
über die Folgemaßnahmen zur Entlastung für das Haushaltsjahr 2020. 

18 Sonderbericht 13/2020 – "Biodiversität landwirtschaftlicher Nutzflächen: Der Beitrag der 
GAP hat den Rückgang nicht gestoppt." 

19 Europäische Kommission: Biodiversity tracking methodology for each programme 2021-
2027.  

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10530-2022-INIT/en/pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52022DC0331&qid=1661328647497
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR20_13/SR_Biodiversity_on_farmland_DE.pdf
https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/pdf/Biodiversity_tracking_methodology_for_each_programme_except_CAP.pdf
https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/pdf/Biodiversity_tracking_methodology_for_each_programme_except_CAP.pdf


  

 

Gleichstellung 

1.33. Für die Nachverfolgung gleichstellungsbezogener Ausgaben gelten 
bestimmte Standards. Der Ausschuss für Entwicklungshilfe (DAC) der OECD hat 
Gleichstellungs-Marker für die Nachverfolgung diesbezüglicher Ausgaben entwickelt 
und Mindestkriterien für die Vergabe von Punkten (0, 1 oder 2) festgelegt. Das 
Europäische Institut für Gleichstellungsfragen (EIGE) hat ein Instrument zur 
Nachverfolgung von Mittelzuweisungen zur Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter in den EU-Fonds entwickelt. Das EIGE-Instrument sieht ähnlich wie die 
Methoden zur Nachverfolgung von klima- und biodiversitätsbezogenen Ausgaben drei 
mögliche Gewichtungen (100 %, 40 % und 0 %) vor. Das EIGE benutzt außerdem die 
Gewichtung "0 %*" für Projekte, die tiefergehend analysiert werden müssen, bevor 
eine weitere Gewichtung vergeben werden kann. In der Verordnung mit gemeinsamen 
Bestimmungen20 werden drei Codes für die Bewertung der Gleichstellung der 
Geschlechter bereitgestellt. Dabei wird dieselbe Gewichtung wie beim EIGE-
Instrument verwendet. 

1.34. Die Kommission hat eine Pilotmethode zur Messung der Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter entwickelt, die auf die oben 
genannten Instrumente der OECD und des EIGE Bezug nimmt. Im Rahmen der 
Pilotmethode werden Interventionen zulasten des Unionshaushalts mit Punktzahlen 
versehen. Diese Punktzahlen spiegeln den Grad wider, zu dem im Zuge einer 
Intervention zulasten des Unionshaushalts auf die Gleichstellung der Geschlechter 
abgestellt wird. Der verfolgte Ansatz entspricht eher der alten Methodik zur 
Nachverfolgung der klimarelevanten Ausgaben als dem verbesserten auf den 
erwarteten Wirkungen basierenden Ansatz (siehe Ziffer 1.28). 

1.35. Die Kommission vergibt die folgenden Punktzahlen: 

o Punktzahl 2 bei Interventionen, deren hauptsächliches Ziel ist, die Gleichheit der 
Geschlechter zu fördern. 

o Punktzahl 1 bei Interventionen, bei denen die Gleichheit der Geschlechter eine 
wichtige und bewusste Zielsetzung ist, jedoch nicht den Hauptgrund für die 
Intervention darstellt. 

                                                      
20 Tabelle 7 von Anhang I der Verordnung (EU) 2021/1060; 01, "Ausrichtung auf die 

Gleichstellung der Geschlechter" (Gewichtung: 100 %); 02, "Durchgängige Berücksichtigung 
der Geschlechtergleichstellung" (Gewichtung: 40 %); oder 03, "Ohne Bezug zur 
Gleichstellung der Geschlechter" (Gewichtung: 0 %). 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32021R1060&from=DE


  

 

o Punktzahl 0 bei nicht gezielten Interventionen, die nicht wesentlich zur Gleichheit 
der Geschlechter beitragen. 

o Punktzahl 0* bei Interventionen, die sich möglicherweise auf die Gleichstellung 
der Geschlechter auswirken, deren Auswirkungen aber von der Kommission 
derzeit nicht bewertet werden können. Die Kommission aktualisiert die Punktzahl 
0* einer Intervention und setzt sie entsprechend auf 0, 1 oder 2, sobald 
ausreichende Informationen vorliegen. 

1.36. Die von der Kommission zur Punktvergabe eingesetzten Bewertungskriterien 
entsprechen nicht den Mindestkriterien für die Punktvergabe der OECD im Rahmen 
ihrer Gleichstellungs-Marker21 und auch nicht den Mindestanforderungen des EIGE-
Instruments zur Nachverfolgung von im Rahmen der EU-Fonds für die Gleichstellung 
der Geschlechter zugewiesenen Mittel22. Insbesondere würden die OECD und das EIGE 
geschlechtsspezifische Ziele oder nach dem Geschlecht aufgeschlüsselte Indikatoren 
als Mindestkriterium ansetzen. Die Kommission hat ein solches Kriterium jedoch nicht 
im Rahmen ihrer Pilotmethode vorgesehen. 

1.37. Anders als das EIGE-Instrument und die Dachverordnung sieht die 
Pilotmethode der Kommission keine Gewichtungen vor. Auch werden potenzielle 
negative Auswirkungen außer Acht gelassen; zwar wird beurteilt, ob die Interventionen 
die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern verringern, jedoch nicht, ob sie sie 
womöglich vergrößern könnten. 

Digitaler Wandel 

1.38. Die interinstitutionelle Vereinbarung enthält keine Verpflichtung, die 
Gesamtausgaben für die Priorität "digitaler Wandel" (siehe Ziffer 1.14), 
nachzuverfolgen, und die Kommission tut dies auch nicht. Die OECD23 ist der Ansicht, 
dass Fortschritte bei der Aufnahme horizontaler Prioritäten in vertikale politische 
Maßnahmen nachverfolgt und entsprechende Leistungsziele festgelegt werden sollten 
(siehe Ziffer 1.18). 

                                                      
21 https://www.oecd.org/dac/gender-development/dac-gender-equality-marker.htm 

22 https://eige.europa.eu/gender-mainstreaming/toolkits/gender-budgeting/tracking-system 

23 OECD: Mainstreaming cross-cutting issues, 7 Lessons from DAC Peer Reviews und 
Strengthening climate resilience. Guidance for Governments & Development Co-operation. 

https://www.oecd.org/dac/gender-development/dac-gender-equality-marker.htm
https://eige.europa.eu/gender-mainstreaming/toolkits/gender-budgeting/tracking-system
https://www.oecd.org/dac/peer-reviews/Final%20publication%20version%20of%20the%207%20Lessons%20mainstreaming%20cross%20cutting%20issues.pdf
https://www.oecd.org/development/climate-resilience/
https://www.oecd.org/development/climate-resilience/


  

 

Nachhaltigkeitsziele 

1.39. In ihrem Rundschreiben zum Haushaltsentwurf für die Jahre 2022 und 2023 
forderte die GD BUDG die übrigen Generaldirektionen (GD) auf, zu ermitteln, wie die 
Nachhaltigkeitsziele in den Ausgabenprogrammen verankert wurden. Es sollte anhand 
mindestens eines aussagekräftigen Beispiels beschrieben werden, wie die 
Programmmaßnahmen zur Erreichung der Nachhaltigkeitsziele beitrugen (siehe 
Ziffer 2.52). Die GD sollten auch ermitteln, welche Programmindikatoren im Hinblick 
auf die Nachhaltigkeitsziele relevant waren (siehe Ziffer 1.47). 

1.40. Im Jahr 2020 kündigte die Kommission an24, dass sie die mögliche 
Entwicklung einer Methodik zur Nachverfolgung von Ausgaben im Bereich der 
Nachhaltigkeitsziele aus dem EU-Haushalt prüfe. Eine solche Methodik wurde bisher 
nicht entwickelt. Das Pilotprojekt der Kommission zu den bereichsübergreifenden 
Indikatoren geht auf die Nachhaltigkeitsziele nicht ein (siehe Ziffer 1.50). 

  

                                                      
24 SWD(2020) 400 final: Commission Staff Working Document. Delivering on the UN’s 

Sustainable Development Goals – A comprehensive approach. 

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/delivering_on_uns_sustainable_development_goals_staff_working_document_en.pdf


  

 

Berichterstattung über die Umsetzung 
der horizontalen politischen Prioritäten 
1.41. Die Nachverfolgung von für die horizontalen Prioritäten relevanten Ausgaben 
im Rahmen der Ausgabenprogramme ist ein wichtiger Bestandteil eines Systems für 
die Leistungsberichterstattung (Ziffer 1.18). Die Ermittlung der mit solchen Ausgaben 
erzielten Outputs und Ergebnisse ist ein weiterer, komplexerer Schritt. Der Hof 
untersuchte die Ermittlung und Berichterstattung solcher Ergebnisse durch die 
Kommission. 

Die Schlussfolgerungen in der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz hinsichtlich der Fortschritte bei der 
durchgehenden Berücksichtigung ("Mainstreaming") der Ziele 
fallen übermäßig positiv aus 

1.42. Die Kommission berichtet in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz 
über die Verwaltung des EU-Haushalts (siehe Ziffer 1.3). In der jährlichen 
Management- und Leistungsbilanz, die eine Übersicht über die Programmleistung und 
die Programmabrisse enthält, wird über die in den sektorspezifischen 
Rechtsvorschriften festgelegten Ziele für die Ausgabenprogramme berichtet. In den 
Dokumenten wird in gesonderten Abschnitten auch auf verschiedene 
bereichsübergreifende Ziele eingegangen; im Anhang sind die horizontalen Prioritäten 
für 2021 zusammengefasst. 

1.43. Der Hof stieß in Band I der jährlichen Management- und Leistungsbilanz auf 
Fälle, in denen die gemeldeten Schlussfolgerungen übermäßig positiv ausfielen: 

o Die Kommission berichtete, dass die wichtigsten übergeordneten politischen Ziele 
der EU vollständig in die Haushaltsprogramme der EU aufgenommen worden 
waren. Der Hof stellte jedoch fest, dass zwischen den Bereichen Klimaschutz und 
Biodiversität einerseits und Gleichheit der Geschlechter andererseits erhebliche 
Unterschiede bestanden (siehe Abbildung 1.2). 

o Die Kommission berichtete, dass die Methodik zur Nachverfolgung der 
Klimaausgaben aktualisiert und in allen wichtigen Basisrechtsakten einheitlich 
verankert wurde. Jedoch wurden in erheblichem Umfang Näherungswerte 
verwendet, die die Kommission nicht hinreichend erläuterte (siehe Ziffer 2.24). 



  

 

o Die Kommission berichtete, dass die Methodik zur Nachverfolgung von Ausgaben 
im Bereich Biodiversität weitgehend auf ähnliche Weise aktualisiert wurde wie die 
Methodik im Bereich Klimaschutz. Die neue Methodik erstreckte sich jedoch noch 
nicht auf die GAP (siehe Ziffer 1.32). 

o Die Kommission berichtete, dass der Großteil des EU-Haushalts einen positiven 
Beitrag zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter leisten könnte. Der Hof 
stellt fest, dass nur 11 der 47 Programme Beträge meldeten, bei denen der 
Beitrag zur Förderung der Gleichheit der Geschlechter mit der Punktzahl 1 oder 2 
bewertet wurde und die sich auf 12 Milliarden Euro bzw. 5 % der Mittelbindungen 
bis Ende 2021 beliefen (siehe Ziffern 2.39-2.43). 

1.44. Hinsichtlich des Anhangs zur jährlichen Management- und Leistungsbilanz, in 
dem auf die horizontalen Prioritäten eingegangen wird, ist Folgendes festzustellen: 

o Die Kommission berechnete im Hinblick auf die Klimaausgaben, dass im Jahr 2021 
klimarelevante Maßnahmen in Höhe von rund 138 Milliarden Euro bzw. 32 % des 
Gesamtbudgets aus dem EU-Haushalt finanziert wurden. Die Kommission hat ihre 
Berechnungen zu den Beiträgen zum Klimaschutz für den vorherigen MFR 
aktualisiert. Sie berichtete, dass die EU zwischen 2014 und 2020 
221 Milliarden Euro bzw. 20,6 % ihres mehrjährigen Gesamthaushalts für 
klimabezogene Maßnahmen ausgegeben hatte. In einer kürzlich durchgeführten 
Prüfung gelangte der Hof zu dem Schluss, dass die Kommission die Klimaausgaben 
um mindestens 72 Milliarden Euro zu hoch angesetzt hatte25. Wie auch schon in 
seinen früheren Berichten stieß der Hof auch bei den Berechnungen für das 
Jahr 2021 auf zu hoch veranschlagte Beträge (siehe Ziffer 2.15). 

o Im Hinblick auf die Gleichstellung der Geschlechter erläuterte die Kommission 
ihre Pilotmethode zur Messung von Ausgaben in diesem Bereich und stellte die 
Programmverteilung auf Grundlage der maximal für Maßnahmen vergebenen 
Punktzahl dar. In der jährlichen Management- und Leistungsbilanz bewertete die 
Kommission das ESF+-Programm mit der Punktzahl 1, obwohl der gemeldete 
Beitrag zur Gleichstellung der Geschlechter 0 Euro betrug. Dieses Programm 
wurde auch im Programmabriss mit der Punktzahl 0* bewertet. 

                                                      
25 Sonderbericht 09/2022 – "Klimaschutz im EU-Haushalt 2014–2020: weniger Ausgaben als 

gemeldet". 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf


  

 

Es liegen nur wenige Informationen darüber vor, ob die 
Ausgaben gleichzeitig wesentlich zu mehreren Programmen 
beitragen 

1.45. Die Übersichten über die Programmleistung enthalten einen Abschnitt mit 
den Berechnungen der Beiträge zu den Bereichen Klimaschutz, Biodiversität und 
Gleichstellung der Geschlechter. Der Hof führte diese Informationen für jede MFR-
Rubrik gesammelt auf. Mainstreaming ist naturgemäß darauf ausgelegt, dass die 
Programme zu mehreren Prioritäten gleichzeitig beitragen. Die Kommission stellt 
fest26, dass, damit Ausgaben für bereichsübergreifende politische Prioritäten nicht 
doppelt gezählt werden, die ausgegebenen Mittel nicht einfach nach verschiedenen 
Zielen aufgeschlüsselt werden können. In der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz wurde nicht näher auf Synergien zwischen den Bereichen Klimaschutz, 
Biodiversität und Gleichstellung der Geschlechter eingegangen. In Kapitel 2 werden 
Beispiele für Synergien zwischen den Prioritäten genannt. In Abbildung 1.4 werden die 
potenziellen Beiträge des EU-Haushalts 2021 zu ausgewählten horizontalen Prioritäten 
ins Verhältnis zu den insgesamt pro MFR-Rubrik zur Verfügung stehenden Mitteln 
gesetzt. 

  

                                                      
26 SWD(2022) 225 final: Commission Staff Working Document. Climate Mainstreaming 

Architecture in the 2021–2027 MFF. 

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10530-2022-INIT/en/pdf


  

 

Abbildung 1.4 – Gemeldete potenzielle Beiträge aus dem EU-
Haushalt 2021 zu ausgewählten horizontalen Prioritäten 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 
* Gleichstellungsbeitrag in Rubrik 2 umfasst NextGenerationEU-Darlehen (154 Milliarden Euro). 
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Die bestehenden Leistungsindikatoren der Programme können 
relevante Informationen über horizontale Prioritäten liefern 

1.46. In ihrer Mitteilung aus dem Jahr 2021 über den Leistungsrahmen für den EU-
Haushalt27 teilte die Kommission mit, dass sie das Ziel verfolge, 
Leistungsinformationen aus dem gesamten EU-Haushalt einzubeziehen, um einen 
umfassenden Überblick über ihre Gesamtleistung zu erstellen, und dass sie auf ein 
besseres Verständnis darüber hinarbeiten werde, wie EU-Programme am wirksamsten 
zu bereichsübergreifenden politischen Zielen beitragen können. 

1.47. Die Leitlinien der GD BUDG für die Vorlage der Haushaltsentwürfe 2022 und 
2023 der übrigen Kommissionsdienststellen enthielten Anweisungen zur Verknüpfung 
der Leistungsindikatoren in den Programmen mit den horizontalen Prioritäten 
Klimaschutz, Biodiversität, saubere Luft, Gleichstellung, Migration, digitaler Wandel, 
Jugend und kleine und mittlere Unternehmen (KMU). Ferner konnte der Beitrag eines 
bestimmten Indikators zu einem der 17 Nachhaltigkeitsziele beschrieben werden. 

1.48. Der Hof untersuchte die Klassifizierung der Indikatoren aus ausgewählten 
Ausgabenprogrammen für die Jahre 2022 und 2023 (siehe Abbildung 1.5). Insgesamt 
stellte der Hof fest, dass die Kommissionsdienststellen die Indikatoren einheitlich und 
richtig klassifiziert haben. In allen Programmen gab es einige Indikatoren, die sich auf 
die ausgewählten horizontalen Prioritäten bezogen. Der Hof analysierte, wie viele 
Indikatoren in der Übersicht über die Programmleistung für die von ihm ausgewählten 
Programme mit horizontalen Prioritäten verknüpft waren. Er stellte fest, dass dies bei 
fast der Hälfte (47 %, 35 von 75) der Fall war. Die Kommission arbeitet derzeit an 
einem Pilotprojekt zur Entwicklung einer Methode für die Aggregation von Indikatoren 
mit Bezug zu den horizontalen Prioritäten, mit denen Ergebnisse gemessen und über 
diese berichtet werden soll (siehe Ziffern 1.50–1.51). 

                                                      
27 COM(2021) 366 final: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den 

Rat über den Leistungsrahmen für den EU-Haushalt im MFR 2021–2027. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A52021DC0366


  

 

Abbildung 1.5 – Indikatoren im Zusammenhang mit horizontalen 
Prioritäten in ausgewählten EU-Programmen 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 

Im Leistungsrahmen der Kommission werden die Ergebnisse 
noch nicht gemessen  

1.49. In den Jahren 2016 und 2017 erstellte die Gemeinsame Forschungsstelle 
(JRC) der Kommission mehrere Berichte über die Entwicklung von Leistungsindikatoren 
für horizontale politische Prioritäten und beschäftige sich dabei unter anderem auch 
mit aggregierten und bereichsübergreifenden Programmindikatoren. 

1.50. Im Jahr 2019 startete die Kommission ein Pilotprojekt28 zur Entwicklung eines 
konzeptionellen Rahmens zur Messung der aggregierten Ergebnisse verschiedener 
Programme in den Bereichen Beschäftigung, Klima und Digitalisierung. Im Jahr 2021 
engagierte sie Sachverständige, die sie dabei unterstützen sollten. Bei der Erstellung 

                                                      
28 6th Workshop on performance indicators. Preparing for the next MFF performance – core 

performance indicators for annual reporting, 25. September 2019. 
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des Haushaltsentwurfs für das Jahr 202329 erklärte die Kommission, dass sie an einem 
bereichsübergreifenden Indikator zum Klimaschutz arbeite, um die 
Gesamtauswirkungen der verschiedenen aus dem EU-Haushalt finanzierten 
Interventionen abzuschätzen. In ihrem Bericht über die Folgemaßnahmen zur 
Entlastung für das Haushaltsjahr 202030 nahm die Kommission ebenfalls auf dieses 
Pilotprojekt Bezug. 

1.51. Der Hof räumt ein, dass die Entwicklung eines Leistungsrahmens für die 
horizontalen Prioritäten komplex ist, hält die derzeitigen Fortschritte jedoch für 
unzureichend. Die Kommission bewertet bisher die Ergebnisse der nachverfolgten 
Ausgaben nicht. In einem Beispiel nahm die OECD31 auf das finnische 
Außenministerium32 Bezug, das Leitlinien zur Messung der Ergebnisse der 
bereichsübergreifenden Ziele seiner Entwicklungspolitik veröffentlicht hatte (siehe 
Kasten 1.4). 

Kasten 1.4 

Verwendung aggregierter Indikatoren für die Überwachung 
bereichsübergreifender Ziele 

Im Jahr 2020 veröffentlichte das finnische Außenministerium Leitlinien für 
bereichsübergreifende Ziele in der finnischen Entwicklungspolitik 
und -zusammenarbeit.  

Die Gesamtergebnisse der finnischen Entwicklungspolitik werden anhand 
gemeinsamer aggregierter Indikatoren für die verschiedenen Instrumente der 
Entwicklungszusammenarbeit überwacht. Dies ermöglicht eine umfassende 
Berichterstattung über die Ergebnisse, bei der Daten aus Programmen und 
verschiedenen Formen der Zusammenarbeit aus verschiedenen Teilen der Welt 
kombiniert werden. 

                                                      
29 COM(2022) 400: Draft General Budget of the European Union for the Financial Year 2023. 

Working Document Part I. Programme Statements of operational expenditure. 

30 COM(2022) 331 final: Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
über die Folgemaßnahmen zur Entlastung für das Haushaltsjahr 2020. 

31 OECD: Integrating Environmental and Climate Action into Development Cooperation. 
Reporting on DAC Members’ High Level meeting Commitments, 2021. 

32 Ministry for Foreign Affairs of Finland: Theories of Change and Aggregate Indicators for 
Finland’s Development Policy 2020. 

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/wd_i_final_web_v2_kvao22003enn.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52022DC0331&qid=1661328647497
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/285905b2-en.pdf?expires=1656173292&id=id&accname=oid040561&checksum=011846F9F6466AED11FCDBA6FECA70C9
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/285905b2-en.pdf?expires=1656173292&id=id&accname=oid040561&checksum=011846F9F6466AED11FCDBA6FECA70C9
https://www.oecd-ilibrary.org/docserver/285905b2-en.pdf?expires=1656173292&id=id&accname=oid040561&checksum=011846F9F6466AED11FCDBA6FECA70C9
https://um.fi/current-affairs/-/asset_publisher/gc654PySnjTX/content/suomen-kehityspolitiikan-tuloskartat-ja-indikaattorit-2020
https://um.fi/current-affairs/-/asset_publisher/gc654PySnjTX/content/suomen-kehityspolitiikan-tuloskartat-ja-indikaattorit-2020


  

 

Die Überprüfung der gemeldeten Informationen durch die 
Kommission gestaltet sich schwierig 

1.52. In der GD BUDG prüft ein speziell für "horizontale Prioritäten" zuständiges 
Team die Stimmigkeit aller von den Kommissionsdienststellen bereitgestellten Inputs. 
Die Arbeit des Hofes hat ergeben, dass sich die Qualität der von den GD 
bereitgestellten Informationen durch diesen Prüfungsprozess verbessert hatte. Trotz 
dieser Prüfung stellte die Kommission in der am 7. Juni 2022 veröffentlichten 
jährlichen Management- und Leistungsbilanz mehrere Eingabefehler fest und nahm 
entsprechende Korrekturen vor (siehe Ziffer 2.14). 

  



  

 

Anhänge 

Anhang 1.1 – Einbeziehung der horizontalen politischen 
Prioritäten im Rahmen von Folgenabschätzungen 

Kriterium Vergebene 
Punktzahl 

In der Folgenabschätzung wird die horizontale Priorität im 
Ausgabenprogramm nicht ermittelt und eine Bewertung der damit 
verbundenen Folgen sowie Risiken/Chancen findet nicht statt. 

0 – wenig 
einbezogen 

In der Folgenabschätzung wird die horizontale Priorität ermittelt, 
die Bewertung der damit verbundenen Folgen sowie 
Risiken/Chancen bleibt jedoch vage oder unterbleibt gänzlich. 

1 – teilweise 
einbezogen 

In der Folgenabschätzung wird die horizontale Priorität ermittelt 
und damit verbundenen Folgen sowie Risiken/Chancen werden 
einer detaillierten (qualitativen/quantitativen) Bewertung 
unterzogen. 

2 – einbezogen 

 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof. 

Horizont Europa

CEF – Digitales

Digitales Europa

Regionalpolitik (EFRE)

ESF+

GAP (EGFL und ELER)

EMFAF 

LIFE

Mechanismus für einen gerechten Übergang

NDICI – Europa in der Welt

IPA III

Klimaschutz

Biodiversität
Gleichstellung der Geschlechter

Nachhaltigkeitsziele

Digitaler Wandel

Einbezogen

Teilweise einbezogen

Wenig einbezogen



  

 

Anhang 1.2 – Einbeziehung der horizontalen politischen 
Prioritäten im Rahmen von Rechtsvorschriften 

Kriterium Vergebene 
Punktzahl 

In den Rechtsvorschriften wird auf die horizontale Priorität nicht 
Bezug genommen. 

0 – wenig 
einbezogen 

In den Rechtsvorschriften wird auf die horizontale Priorität 
entweder in den Erwägungsgründen oder unter den 
Programmzielen oder Programmgrundsätzen Bezug genommen. 

1 – teilweise 
einbezogen 

In den Rechtsvorschriften wird auf die horizontale Priorität 
entweder in den Erwägungsgründen oder unter den 
Programmzielen oder Programmgrundsätzen Bezug genommen 
und es wurden für diese Priorität Indikatoren festgelegt. 

2 – einbezogen 

 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof. 

  

Einbezogen

Teilweise einbezogen

Wenig einbezogen

Klimaschutz

Biodiversität
Gleichstellung der Geschlechter

Nachhaltigkeitsziele

Digitaler Wandel

Horizont Europa

CEF – DIGITALES

Digitales Europa

Regionalpolitik (EFRE)

ESF+

GAP (EGFL und ELER)

EMFAF 

LIFE

Mechanismus für einen gerechten Übergang

NDICI – Europa in der Welt

IPA III



  

 

Anhang 1.3 – Für die horizontalen politischen Prioritäten 
festgelegte Ausgabenziele 

Kriterium Vergebene 
Punktzahl 

In dem Ausgabenprogramm gibt es für die horizontale Priorität 
keine Ausgabenziele oder spezielle Finanzausstattung. 

0 – wenig 
einbezogen 

In dem Ausgabenprogramm gibt es für die horizontale politische 
Priorität keine Ausgabenziele. Es gibt jedoch eine spezielle 
Finanzausstattung. 

1 – teilweise 
einbezogen 

In dem Ausgabenprogramm gibt es für die horizontale politische 
Priorität Ausgabenziele, oder das gesamte Programm trägt mit 
einer speziellen Finanzausstattung zu der horizontalen politischen 
Priorität bei. 

2 – einbezogen 

 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof. 

Einbezogen

Teilweise einbezogen

Wenig einbezogen

Klimaschutz

Biodiversität
Gleichstellung der Geschlechter

Nachhaltigkeitsziele

Digitaler Wandel

Horizont Europa

CEF – Digitales

Digitales Europa

Regionalpolitik (EFRE)

ESF+

GAP (EGFL und ELER)

EMFAF 

LIFE

Mechanismus für einen gerechten Übergang

NDICI – Europa in der Welt

IPA III
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Einleitung 
2.1. Die jährliche Management- und Leistungsbilanz der Kommission stützt sich auf 
mehrere Berichte, darunter die dem Haushaltsentwurf für die 47 Ausgabenprogramme 
der EU im Rahmen des MFR 2021–2027 beigefügten Programmabrisse. Für jedes 
Programm enthält der Programmabriss umfassende Informationen über die 
gebundenen und ausgegebenen Beträge sowie über die Fortschritte bei der Erreichung 
der Programmziele. Er umfasst auch Informationen über den Beitrag der Programme zu 
den horizontalen Prioritäten der EU. 

2.2. In den internen Anweisungen, die die Kommission ihren Generaldirektionen zur 
Aufstellung des Haushaltsplans an die Hand gibt (dem sogenannten 
Haushaltsrundschreiben1), wurden diese dazu aufgefordert, Schätzungen der Ausgaben 
für Klima-, Biodiversitäts- und Gleichstellungsziele für den Zeitraum 2021–2027 und 
Beispiele für einschlägige Erfolge vorzulegen. 

2.3. Im Jahr 2020 berichtete der Hof, dass die Programmabrisse und die jährliche 
Management- und Leistungsbilanz Informationen über den Beitrag der EU-
Ausgabenprogramme zu den bereichsübergreifenden Zielen (wie Klimaschutz und 
Biodiversität) enthielten. Er stellte jedoch fest, dass nur begrenzte Informationen über 
den Beitrag der EU-Ausgabenprogramme zur Gleichstellung und zu den 
Nachhaltigkeitszielen vorlagen2. 

  

                                                      
1 "Budget circular for 2023. Standing Instructions", 15. Dezember 2021. 

2 Bericht zur Leistung des EU-Haushalts 2019. 

https://www.eca.europa.eu/de/Pages/DocItem.aspx?did=53900


 

 

Prüfungsumfang und Prüfungsansatz 
2.4. In diesem Kapitel bewertet der Hof, ob die Kommission einen angemessenen 
Leistungsrahmen anwandte, um die Unterstützung aus dem EU-Haushalt für die 
bereichsübergreifenden Prioritäten3 der in Kapitel 1 behandelten Programme4 zu 
messen (siehe Ziffern 1.9–1.10). 

2.5. Zusätzlich zu seiner früheren Prüfungsarbeit bewertete der Hof, ob die 
Kommission geeignete Methoden korrekt angewandt hatte, um die für die 
ausgewählten Prioritäten getätigten Ausgaben für den Zeitraum 2021–2027 
nachzuverfolgen. Ferner bewertete er die Genauigkeit der Berichterstattung der 
Kommission in den Programmabrissen über den Beitrag der ausgewählten 
Ausgabenprogramme zu den horizontalen politischen Prioritäten. Dabei konzentrierte er 
sich auf die jährlichen Management- und Leistungsbilanzen für 2020 und 2021. 

2.6. Wie in Kapitel 1 leitete der Hof seine Prüfungskriterien aus den einschlägigen 
Rechtsvorschriften und Verpflichtungen der EU sowie aus Leitlinien und Anweisungen 
der Kommission ab. Er griff auch auf allgemein anerkannte Kriterien, die von der OECD 
entwickelt wurden, zurück (siehe Ziffer 1.11 und Anhang 2.1). 

  

                                                      
3 Klimaschutz, Biodiversität, Gleichstellung, Nachhaltigkeitsziele und digitaler Wandel. 

4 CEF – Digitales, Digitales Europa, Horizont Europa, ESF+, Regionalpolitik, GAP, EMFAF, 
Mechanismus für einen gerechten Übergang, LIFE, IPA III, NDICI – Europa in der Welt. 



 

 

Die Prioritäten Klimaschutz und 
Biodiversität sind im Leistungsrahmen 
berücksichtigt 
2.7. In diesem Abschnitt behandelt der Hof schwerpunktmäßig die Frage, ob die 
Kommission einen angemessenen Leistungsrahmen anwandte, um den Beitrag des EU-
Haushalts zu den Klima- und Biodiversitätszielen zu messen. Abbildung 2.1 enthält die 
vom Hof verwendeten Kriterien und seine Gesamtbewertung. 

Abbildung 2.1 – Leistungsrahmen für Klimaschutz und Biodiversität 

Klimaschutz Gesamtbewertung: Biodiversität 

 
 

 
Insgesamt stellte der Hof fest, dass Klimaschutz und 
Biodiversität im Leistungsrahmen der Kommission 

berücksichtigt sind 
  

Komponente Bewertung Kriterium 

Politisches 
Engagement auf 
höchster Ebene 

 Die Priorität ist von der interinstitutionellen Vereinbarung 
abgedeckt und ist Gegenstand der interinstitutionellen 
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich. 

Messbare Ziele und 
Indikatoren  Zahlreiche Programme enthalten Ziele und Indikatoren im 

Zusammenhang mit dieser Priorität. 
Übergeordnete 
Ergebniszielwerte  Die Ausgabenziele sind in der Verordnung festgelegt oder es wird 

angestrebt, einen bestimmten Prozentsatz der jährlichen Ausgaben 
zu erreichen. 

Methodik zur 
Nachverfolgung der 
Ausgaben 

 Die Kommission hat eine Methodik zur Messung der einschlägigen 
Ausgaben auf Programmebene entwickelt. 

Rechenschaftslegung 
durch 
Berichterstattung 

 Die Kommission legte in der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz, der Übersicht über die Programmleistung und den 
Programmabrissen genaue und zuverlässige Informationen vor. 

 

 Umgesetzt 

 Teilweise umgesetzt 

Quelle: Europäischer Rechnungshof. 
Hinweis: Die Bewertungskriterien sind in Anhang 2.1 näher erläutert. 

2.8. Die interinstitutionelle Vereinbarung für den MFR 2021–2027 deckt sowohl die 
Klima- als auch die Biodiversitätspriorität ab. Die Prioritäten sind in Form von Zielen, 
Indikatoren und Ausgabenzielen in zahlreichen Programmen berücksichtigt. Die 
Kommission hat Methoden zur Messung der einschlägigen Ausgaben auf 
Programmebene entwickelt. Der Hof bewertete diese Methoden. Wie den folgenden 



 

 

Abschnitten zu entnehmen ist, weisen die gemeldeten Ausgaben einige 
Ungenauigkeiten auf. 

Im Rahmen seiner jüngsten Prüfungen stellte der Hof fest, dass 
der Beitrag des EU-Haushalts zu Klimaschutz und Biodiversität zu 
hoch angesetzt ist 

2.9. Die jüngste Prüfung des Hofes zum Klima-Mainstreaming5 ergab, dass die von 
der Kommission gemeldeten Ausgaben für den MFR 2014–2020 zu hoch angesetzt 
waren, da nicht alle gemeldeten Ausgaben klimarelevant waren. Der Hof stellte fest, 
dass die Koeffizienten für die Nachverfolgung klimabezogener Ausgaben nicht immer 
realistisch waren und die potenziellen negativen Auswirkungen unberücksichtigt 
blieben. 

2.10. Im Juni 2021 teilte die Kommission mit, dass die EU 20,1 % ihres Haushalts für 
den Zeitraum 2014–2020, d. h. 216 Milliarden Euro, für die Bekämpfung des 
Klimawandels aufgewendet habe, womit das Ziel von 20 % erreicht worden sei6. Im 
Mai 2022 stellte der Hof fest, dass es in einigen Fällen keine Belege für den Klimabeitrag 
der EU-Ausgaben gab, während in anderen Fällen der Beitrag zu hoch angesetzt war. Die 
Analyse des Hofes ergab, dass die Kommission rund 72 Milliarden Euro zu Unrecht als 
Klimaausgaben verbucht hatte. Im Juni 2022 erklärte die Kommission, dass die EU 
jüngsten verfügbaren Informationen zufolge zwischen 2014 und 2020 einen Betrag von 
221 Milliarden Euro bzw. 20,6 % ihres mehrjährigen Gesamthaushalts für klimabezogene 
Maßnahmen aufgewandt habe7. 

2.11. Die Kommission stützt ihre Berichterstattung in der Regel auf geplante oder 
gebundene Beträge. Im Jahr 2019 wies der Hof darauf hin, dass in diesen Fällen die 
gemeldeten Beträge wegen noch nicht verwendeter oder ausgezahlter Mittel (z. B. 
aufgrund von Projektverzögerungen, verspäteten Zahlungen oder mangelnder 

                                                      
5 Sonderbericht 09/2022 – "Klimaschutz im EU-Haushalt 2014–2020: weniger Ausgaben als 

gemeldet". 

6 Generaldirektion Haushalt der Europäischen Kommission, 2020 Annual Management and 
Performance Report for the EU budget, Volume I, Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union, 2021. 

7 Generaldirektion Haushalt der Europäischen Kommission, 2021 Annual Management and 
Performance Report for the EU budget, Volume I, Amt für Veröffentlichungen der 
Europäischen Union, 2022. 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/36754994-ce4a-11eb-ac72-01aa75ed71a1/language-en
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/36754994-ce4a-11eb-ac72-01aa75ed71a1/language-en
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/44eeff28-ede5-11ec-a534-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-264631114
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/44eeff28-ede5-11ec-a534-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-264631114


 

 

Ausgereiftheit der Projekte) zu hoch angesetzt werden8. In einem Bericht aus dem 
Jahr 2018 legte der Hof dar, welche Auswirkungen dies im Zeitraum 2007–2013 hatte9, 
als jeder vierte Euro des Haushalts nicht investiert wurde. 

2.12. In Bezug auf die durchgängige Berücksichtigung der Biodiversität10 stellte der 
Hof im Jahr 2020 fest, dass die Kommission die diesbezüglichen Ausgaben zu hoch 
ansetzte. Ebenso wie Klimaausgaben werden Ausgaben für Programme, die sich negativ 
auf die Biodiversität landwirtschaftlicher Flächen auswirken könnten, von der 
Kommission weder nachverfolgt noch kompensiert. 

Bei den gemeldeten Zahlen bestehen Mängel, die mit der neuen 
Methodik der Kommission noch in Angriff genommen werden 
müssen 

2.13. Die Kommission berichtete, dass im Jahr 2021 klimarelevante Maßnahmen im 
Wert von rund 138 Milliarden Euro und biodiversitätsrelevante Maßnahmen im Wert 
von rund 18 Milliarden Euro aus dem EU-Haushalt unterstützt wurden. Abbildung 2.2 
sind die Beiträge der vom Hof ausgewählten EU-Ausgabenprogramme zu den beiden 
Prioritäten zu entnehmen (siehe Anhang 2.2 und Anhang 2.4). Insgesamt trugen sie mit 
29,2 Milliarden Euro zur Verwirklichung der Klimaziele bzw. mit 11,9 Milliarden Euro zur 
Verwirklichung der Biodiversitätsziele bei. 

                                                      
8 Sonderbericht 19/2019 – "INEA hat sich als vorteilhaft erwiesen, doch es sind noch CEF-

Schwachstellen zu beheben", Ziffer IV. 

9 Sonderbericht 17/2018 – "Die Maßnahmen der Kommission und der Mitgliedstaaten 
während der letzten Jahre der Programme 2007–2013 halfen gegen niedrige 
Mittelausschöpfung, waren jedoch nicht ausreichend ergebnisorientiert". 

10 Sonderbericht 13/2020 – "Biodiversität landwirtschaftlicher Nutzflächen: Der Beitrag der GAP 
hat den Rückgang nicht gestoppt", Ziffern 33–35. 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR19_19/SR_INEA_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_17/SR_ABSORPTION_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR20_13/SR_Biodiversity_on_farmland_DE.pdf


 

 

Abbildung 2.2 – Beiträge der geprüften Programme zum Klimaschutz und 
zur Biodiversität im Jahr 2021 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 

2.14. Die GAP leistet den größten Beitrag aus dem EU-Haushalt sowohl zu den 
Klima- als auch den Biodiversitätszielen. Nach der Veröffentlichung ihrer jährlichen 
Management- und Leistungsbilanz 2021 am 7. Juni 2022 ermittelte die Kommission 
Fehler in den für die horizontalen Prioritäten angegebenen Beträgen, einschließlich 
einer Überbewertung des Beitrags der GAP zu den Klimazielen in Höhe von 
8,8 Milliarden Euro aufgrund eines Eingabefehlers. Die Kommission veröffentlichte am 
11. Juli 2022 eine berichtigte jährliche Management- und Leistungsbilanz11, in der 

                                                      
11 COM(2022) 401 final/2: Jährliche Management- und Leistungsbilanz, Band II, Anhänge nach 

Annahme der Berichtigung am 11. Juli 2022 und Liste der Korrekturen, die am 11. Juli 2022 
nach der Annahme der jährlichen Management- und Leistungsbilanz am 7. Juni 2022 an der 
Website zum Überblick über die Programmleistung vorgenommen wurden.  

Mittelbindungen 2021

Mittelbindungen 2021
im Zusammenhang mit 

zwei Prioritäten

Klimaschutz 
29,2

(Milliarden Euro)

Biodiversität 
11,9

CEF – Digitales: 4,5

Digitales Europa: 1,2

EMFAF: 0,1

ESF+: 0,1

Horizont Europa 13,6

IPA III: 1,6

LIFE: 0,7

NDICI – Europa in der Welt: 10,8

Regionalpolitik: 0,3

Mechanismus für einen 
gerechten Übergang: 0,01

GAP: 57,4

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/ampr_2021_-_volume_2_2022_en_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/ppo_website_corrections.pdf


 

 

angegeben war, dass die GAP im Jahr 2021 mit 17,2 Milliarden Euro zu den Klimazielen 
und mit 9,9 Milliarden Euro zu den Biodiversitätszielen beigetragen hatte. 

2.15. In seinem Sonderbericht 09/2022 stellte der Hof fest, dass die Klimaausgaben 
im Zeitraum 2014–2020 nicht so hoch waren wie von der Kommission gemeldet12. Der 
Hof nimmt zur Kenntnis, dass die Kommission ihre Methodik zur Nachverfolgung 
klimarelevanter Ausgaben (siehe Ziffer 1.28) für den aktuellen MFR aktualisiert hat. 
Nach der Verlängerung der GAP-Vorschriften für den Zeitraum 2014–2020 bis 202213 
wandte die Kommission diese neue Methodik für 2021 nicht auf die GAP an, sondern 
stattdessen die frühere Methodik. Unter Anwendung der von ihm im Sonderbericht 
09/2022 verwendeten Methodik berechnet der Hof, dass der von der Kommission 
gemeldete Betrag (17,2 Milliarden Euro) um 8,9 Milliarden Euro zu hoch angesetzt ist. 

2.16. Im Jahr 2020 stellte der Hof fest, dass die Nachverfolgung der GAP-Ausgaben 
für die Biodiversität durch die Kommission unzuverlässig war14. Mangels zugrunde 
liegender Daten ist der Hof nicht in der Lage, wie für die Klimaausgaben den Betrag zu 
berechnen, um den sie zu hoch angesetzt sind. 

2.17. Es gibt klare Synergien zwischen Maßnahmen, die sowohl zum Klimaschutz als 
auch zur Biodiversität beitragen (siehe Ziffer 1.45). Darauf ist Mainstreaming 
naturgemäß ausgelegt. Die Kommission berichtet jedoch getrennt über den Beitrag der 
GAP zu den einzelnen Prioritäten und weist nicht speziell auf die Programmausgaben 
hin, die zu mehr als einer Priorität beitragen. Abbildung 2.3 führt vor Augen, dass von 
den insgesamt 27,1 Milliarden Euro, die im Rahmen der GAP zum Klimaschutz und zur 
Biodiversität beitragen, 5,6 Milliarden Euro zu beiden Prioritäten beitragen. 

                                                      
12 Sonderbericht 09/2022 – "Klimaschutz im EU-Haushalt 2014–2020: weniger Ausgaben als 

gemeldet", Ziffern 26–28. 

13 Verordnung (EU) 2020/2220 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. Dezember 2020 mit Übergangsbestimmungen für Förderung aus dem Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und dem 
Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) in den Jahren 2021 und 2022. 

14 Sonderbericht 13/2020 – "Biodiversität landwirtschaftlicher Nutzflächen: Der Beitrag der GAP 
hat den Rückgang nicht gestoppt", Ziffer 76. 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_09/SR_Climate-mainstreaming_DE.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32020R2220
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR20_13/SR_Biodiversity_on_farmland_DE.pdf


 

 

Abbildung 2.3 – Überschneidungen* zwischen den Prioritäten 
"Klimaschutz" und "Biodiversität" in der GAP 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der Programmabrisse und der Daten der 
Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung (GD AGRI). 
* Programmausgaben, die zu 100 % zu einer Priorität und zugleich zu 40 % oder 100 % zu einer anderen 
Priorität beitragen. 

2.18. Gemäß der interinstitutionellen Vereinbarung15 muss die Kommission bei der 
Berechnung des Beitrags der jährlichen Ausgaben im Rahmen des MFR zu den 
Biodiversitätszielen "den bestehenden Überschneidungen zwischen dem Klimaziel und 
dem Biodiversitätsziel Rechnung" tragen. Ähnliche Bestimmungen sind in den 
Programmen LIFE16 und NDICI – Europa in der Welt17 sowie in den unter die 
Dachverordnung fallenden Programmen18 enthalten. Die Kommission berichtete in den 
Programmabrissen und in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz 2021 nicht 
über bestehende Überschneidungen zwischen dem Klima- und dem Biodiversitätsziel. 

2.19. Den Programmabrissen für NDICI – Europa in der Welt und IPA III zufolge 
beläuft sich der Beitrag zur Biodiversität auf 529 Millionen Euro bzw. 33 Millionen Euro. 
                                                      
15 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020, Teil II, Nummer 16 Buchstabe e. 

16 Verordnung (EU) 2021/783. 

17 Verordnung (EU) 2021/947. 

18 Verordnung (EU) 2021/1060. 
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Der Hof stellte fest, dass 294 Millionen Euro (56 %) und 9,6 Millionen Euro (29 %) dieser 
Beträge außerdem zum Klimaschutz beitrugen. Im Falle von Horizont Europa tragen 
verschiedene Maßnahmen zu mehreren Prioritäten bei. Beispielsweise tragen zwei 
Maßnahmen19 zu 100 % zum Klimaschutz bei und gleichzeitig zur Biodiversität und zu 
anderen Prioritäten. Über diese Überschneidungen informierte die Kommission nicht 
ausdrücklich. 

2.20. Das Programm NDICI – Europa in der Welt ist ein gutes Beispiel für die 
Überwachung "bereichsübergreifender" Beiträge zum Klimaschutz und die 
Berichterstattung darüber. Im zugehörigen Programmabriss für die 
Haushaltsentwürfe 2021 sind Beträge angegeben, die zur Anpassung an den 
Klimawandel, zum Klimaschutz und zu beiden Aspekten beitragen. Die Kommission teilte 
dem Hof mit, dass die JRC im Rahmen der Entwicklung von Indikatoren zur 
Überwachung der Umsetzung der EU-Biodiversitätsstrategie daran arbeitet, 
Schätzungen solcher Überschneidungen zwischen den Ausgaben für Biodiversität und 
Klimaschutz aus dem MFR vorzunehmen. 

Die Kommission verfolgt die Ausgaben nach, doch bei ihrer 
Meldung von Fortschritten stützt sie sich in erheblichem Umfang 
auf Schätzungen  

2.21. In Politikbereichen, in denen die Verwirklichung der Klimaziele ein vorrangiges 
Ziel ist, sind in den Basisrechtsakten für bestimmte Ausgabenprogramme spezifische 
Zielvorgaben für die Beiträge zu diesen Zielen festgelegt (siehe Ziffer 1.24). Die 
Kommission verfolgt den jährlichen Beitrag der einzelnen Programme (einschließlich der 
Programme ohne solche spezifischen Zielvorgaben) in den Programmabrissen20 
detailliert nach und gibt im Voranschlag für den Entwurf des Haushaltsplans21 
aggregierte Zahlen an. 

                                                      
19 1) Cluster 5. Ziel 1 – Klimawissenschaften und Lösungen: 100 % Klima, 36,40 % Biodiversität, 

5,10 % saubere Luft, 8,03 % digitaler Wandel. 2) Cluster 6. Ziel 5 – Land, Ozeane und Wasser 
für Klimaschutz: 100 % Klima, 38,40 % Biodiversität, 25,50 % saubere Luft, 11,40 % digitaler 
Wandel. 

20 COM(2022) 400: Draft General Budget of the European Union for the Financial Year 2023. 
Working Document Part I. Programme Statements of operational expenditure. 

21 SEC(2022) 250 in COM(2022) 400: Statement of estimates of the European Commission for 
the financial year 2023, Juni 2022. 

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/wd_i_final_web_v2_kvao22003enn.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/wd_0_final_web_v4_kvao22002enn.pdf


 

 

2.22. Im Juni 2022 berichtete die Kommission, der EU-Haushalt sei auf dem richtigen 
Weg, um das Gesamtziel für den Anteil der kombinierten EU-Haushalts- und NGEU-
Ausgaben zur Unterstützung von Klimamaßnahmen im Zeitraum 2021–2027 (30 %) 
sowie die spezifischen Ziele der Ausgabenprogramme zu erreichen.  

2.23. Die Kommission liefert in den Programmabrissen und der jährlichen 
Management- und Leistungsbilanz keine Angaben zu den tatsächlichen Klimaausgaben. 
Ihre Methodik zur Nachverfolgung dieser Ausgaben beruht auf Ex-ante-Schätzungen, bei 
denen den Mittelbindungen "EU-Klimakoeffizienten" zugewiesen werden. Um die 
Fortschritte bei der Verwirklichung des Gesamtziels von 30 % für den Zeitraum 2021–
2027 bewerten zu können, nahm die Kommission eine Schätzung des Beitrags vor, den 
die einzelnen Ausgabenprogramme bis 2027 zum Klimaschutz leisten würden. Für die 
vom Hof untersuchten Programme schätzte sie, dass sich der Beitrag für den 
Zeitraum 2021–2027 auf 32 % ihres kombinierten Budgets belaufen würde (siehe 
Anhang 2.2). Im Jahr 2021, zu Beginn des laufenden MFR-Zeitraums, lag der Anteil der 
Mittelbindungen, die zu den Klimazielen für dieselben Programme beitragen, ebenfalls 
bei 32 %. Das bedeutet, dass die Erreichung der Zielvorgabe von 30 % für den 
Zeitraum 2021–2027 insgesamt auf gutem Weg ist (siehe Anhang 2.3). 

2.24. Im Juni 2021 nahm die Kommission im Haushaltsentwurf 2022 eine Schätzung 
des Klimabeitrags der einzelnen Programme für 2021 vor. Der Gesamtbeitrag für die 
ausgewählten Programme wurde auf 48,2 Milliarden Euro geschätzt. Im Juni 2022 
überarbeitete die Kommission im Haushaltsentwurf 2023 ihre Schätzungen für 2021, 
woraufhin der Gesamtbeitrag für die ausgewählten Programme auf 29,2 Milliarden Euro 
sank (siehe Anhang 2.2). Die Differenz zwischen den beiden Jahren (Rückgang um 39 %) 
zeigt, dass die Schätzungen der Kommission in erheblichem Umfang auf 
Näherungswerten beruhten. Die Kommission erklärte, sie werde ihre Zahlen für die 
bisherigen Ausgaben und die geschätzten künftigen Ausgaben aktualisieren, sobald die 
Daten verfügbar seien22. 

2.25. Die Kommission stützt ihre Schätzungen des Klimabeitrags aus dem EU-
Haushalt für die kommenden Jahre auf die aktuellsten Informationen, die für die 
einzelnen Programme zur Verfügung stehen. Dies hat zu genaueren Schätzungen für 
Programme im Rahmen der direkten Mittelverwaltung der Kommission wie Horizont 
Europa und NDICI – Europa in der Welt geführt, die auf angenommenen 
Arbeitsprogrammen beruhen. Im Fall von Horizont Europa stieß der Hof auf ein gutes 
Beispiel für eine solche Schätzung. Bei der Schätzung des Klimabeitrags des Programms 

                                                      
22 Ebd. 



 

 

für den Zeitraum 2023–2024 legte die GD RTD Ex-ante-Schätzungen des Klimabeitrags 
gemäß ihrem Arbeitsprogramm sowie Ende April 2022 verfügbare Metadaten zur 
Ausgabenverfolgung zugrunde. Auf dieser Grundlage stellte sie fest, dass das Risiko 
besteht, dass Horizont Europa sein 35 %-Ziel für die Klimaausgaben im Zeitraum 2023–
2024 nicht erreichen wird. 

Für Klimaschutz und Biodiversität relevante Indikatoren 

2.26. In den dem Haushaltsentwurf 2023 beigefügten Programmabrissen wird über 
die finanzielle Durchführung und die Leistung der Programme 2021–2027 berichtet. Bei 
vielen Programmen beginnt die Durchführung erst noch, und es liegen noch keine 
Ergebnisse vor. In den Basisrechtsakten für die Programme 2021–2027 sind deren Ziele 
sowie Indikatoren zur Messung und Überwachung der Fortschritte bei ihrer 
Verwirklichung festgelegt. Die Kommission hat Risiken und Einschränkungen bei der 
Verwendung und Interpretation der Indikatordaten ermittelt. 

2.27. Wie in Kapitel 1 erläutert (siehe Ziffer 1.48), enthielten die vom Hof 
untersuchten Programme einige Indikatoren im Zusammenhang mit den ausgewählten 
horizontalen politischen Prioritäten, und die Kommission arbeitet derzeit an einem 
Pilotprojekt zur Entwicklung einer Methode für die Aggregation von Indikatoren im 
Zusammenhang mit horizontalen Prioritäten. Tabelle 2.1 enthält Beispiele für 
Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die für den Klimaschutz relevant sind, und 
Tabelle 2.2 Beispiele für Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die für die 
Biodiversität relevant sind. 

2.28. Der Hof stellte fest, dass im Programmabriss für Regionalpolitik der 
Zusammenhang zwischen der Leistung eines Programms und seinem Beitrag zu den 
Klimazielen klar dargelegt wurde. 10 der für den Klimaschutz relevanten Indikatoren des 
Programms23 werden ausdrücklich genannt. Ausgehend von dem moderaten bzw. 
starken Trend bei der Erreichung ihrer Ziele für 2023 wird geschlussfolgert, dass die 
Leistung bei den klimabezogenen Indikatoren insgesamt als zufriedenstellend 
beschrieben werden kann. 

                                                      
23 Indikatoren für die spezifischen Ziele 4, 5 und 7. 



 

 

Tabelle 2.1 – Beispiel für Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die 
für den Klimaschutz relevant sind 

EU-
Förderprogramm Bezeichnung des Indikators Art des Indikators Häufigkeit 

der Daten 

Mechanismus 
für einen 
gerechten 
Übergang 

Unternehmen, die unterstützt 
werden, um 
Treibhausgasemissionen zu 
verringern 

Outputindikator Jährlich 

Regionale 
Entwicklung 
(EFRE) 

Zusätzlich produzierte 
erneuerbare Energien Ergebnisindikator 

Erste 
Daten im 
Jahr 2026 

LIFE 

Bevölkerung, deren Anfälligkeit 
gegenüber den nachteiligen 
Auswirkungen des Klimawandels 
gemindert wurde 

Auswirkungsindikator Jährlich 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der Programmabrisse. 

Tabelle 2.2 – Beispiel für Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die 
für die Biodiversität relevant sind  

EU-
Förderprogramm Bezeichnung des Indikators Art des Indikators Häufigkeit 

der Daten 

LIFE 

Anzahl der Projekte, einschließlich 
strategischer Naturschutzprojekte, 
Durchführungspläne, Strategien oder 
Aktionsprogramme zur 
durchgängigen Berücksichtigung von 
Natur und Biodiversität 

Outputindikator Jährlich 

EMFAF 

Maßnahmen zur Förderung eines 
guten Umweltzustands, 
einschließlich Wiederherstellung der 
Natur, Erhaltung, Schutz von 
Ökosystemen, der biologischen 
Vielfalt, der Tiergesundheit und des 
Tierschutzes 

Ergebnisindikator Jährlich 

NDICI – Europa 
in der Welt 

Fläche der Meeres-, Land- und 
Süßwasserökosysteme, die mit 
Unterstützung der EU geschützt 
und/oder nachhaltig bewirtschaftet 
werden 

Ergebnisindikator Jährlich 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der Programmabrisse. 

  



 

 

Bei der Einbeziehung der Gleichstellung 
der Geschlechter in den 
Leistungsrahmen wurden Fortschritte 
erzielt 
2.29. In diesem Abschnitt behandelt der Hof schwerpunktmäßig die Frage, ob die 
Kommission einen angemessenen Leistungsrahmen anwandte, um den Beitrag des EU-
Haushalts zur Gleichstellung der Geschlechter zu messen. Abbildung 2.4 enthält die vom 
Hof verwendeten Kriterien und seine Gesamtbewertung. 

Abbildung 2.4 – Leistungsrahmen für die Gleichstellung der Geschlechter 

Gleichstellung der Geschlechter Gesamtbewertung: 

 
 

Insgesamt stellte der Hof fest, dass die Berücksichtigung der 
Geschlechtergleichstellung begrenzt und der Leistungsrahmen 

nur zum Teil vollständig ist. 

Bewertung der einzelnen Leistungskomponenten  

Komponente Bewertung Kriterium 

Politisches Engagement 
auf höchster Ebene  Die Priorität ist von der interinstitutionellen Vereinbarung abgedeckt 

und ist Gegenstand der interinstitutionellen Zusammenarbeit im 
Haushaltsbereich. 

Messbare Ziele und 
Indikatoren  Zahlreiche Programme enthalten Ziele und Indikatoren im 

Zusammenhang mit dieser Priorität. 
Übergeordnete 
Ergebniszielwerte  Die Ausgabenziele sind in der Verordnung festgelegt oder es wird 

angestrebt, einen bestimmten Prozentsatz der jährlichen Ausgaben zu 
erreichen. 

Methodik zur 
Nachverfolgung der 
Ausgaben 

 Die Kommission hat eine Methodik zur Messung der einschlägigen 
Ausgaben auf Programmebene entwickelt. 

Rechenschaftslegung 
durch 
Berichterstattung 

 Die Kommission legte in der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz, der Übersicht über die Programmleistung und den 
Programmabrissen genaue und zuverlässige Informationen vor. 

 

 Umgesetzt 

 Teilweise umgesetzt 

 Nicht umgesetzt 
Quelle: Europäischer Rechnungshof. 
Hinweis: Die Bewertungskriterien sind in Anhang 2.1 näher erläutert. 



 

 

2.30. Die interinstitutionelle Vereinbarung für den MFR 2021–2027 deckt die 
Gleichstellung der Geschlechter ab, und die Kommission hat eine Pilotmethode zur 
Messung der damit verbundenen Ausgaben erarbeitet. Es gibt kein Ausgabenziel, und 
die Kommission hat noch nicht festgestellt, ob eine erhebliche Anzahl von Programmen 
Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter haben wird. In den folgenden 
Abschnitten ist dargelegt, dass es Schwachstellen bei der Gestaltung der Methode und 
der Genauigkeit der gemeldeten Informationen gibt und dass einige Programme zwar 
nach Geschlecht aufgeschlüsselte Indikatoren enthalten, diese aber nicht für die 
Berichterstattung oder Überwachung verwendet werden. 

Der Hof stellte im Rahmen seiner Prüfungen Schwachstellen 
beim Gender Mainstreaming fest 

2.31. Im Rahmen seiner Prüfung zum Gender Mainstreaming24 stellte der Hof fest, 
dass die Gleichstellung der Geschlechter im EU-Haushaltszyklus nicht angemessen 
berücksichtigt wurde. Die Kommission habe geschlechtsspezifischen Analysen zu EU-
Politiken und -Programmen nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt und nach Geschlecht 
aufgeschlüsselte Daten und Indikatoren nur in begrenztem Umfang genutzt. Auch stellte 
die Kommission in den Programmabrissen und der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz nur wenige Informationen über die Gesamtauswirkungen des EU-
Haushalts auf die Geschlechtergleichstellung zur Verfügung. 

2.32. Der Hof stellte fest, dass es kein gemeinsames System zur Nachverfolgung der 
im Rahmen des EU-Haushalts für den MFR 2014–2020 zugewiesenen und verwendeten 
Mittel für die Gleichstellung der Geschlechter gab. Die Generaldirektionen verwendeten 
unterschiedliche Methoden, um den Beitrag ihrer Programme zur Gleichstellung der 
Geschlechter zu schätzen. Daher war es nicht möglich, den Gesamtbeitrag für den EU-
Haushalt insgesamt zu berechnen, sodass die GD BUDG zu keiner aussagekräftigen 
Gesamteinschätzung des Beitrags des EU-Haushalts zur Gleichstellung der Geschlechter 
gelangen konnte. 

                                                      
24 Sonderbericht 10/2021 – "Gender Mainstreaming im EU- Haushalt: Auf Worte sollten nun 

Taten folgen". 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR21_10/SR_Gender_mainstreaming_DE.pdf


 

 

Die erste von der Kommission vorgenommene Schätzung des 
Gesamtbeitrags des EU-Haushalts zur Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter wies Schwachstellen auf 

2.33. In der Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2020–202525 gab die 
Kommission an, sich mit der Frage befassen zu wollen, "wie Ausgaben im 
Zusammenhang mit der Gleichstellung der Geschlechter im MFR 2021–2027 auf 
Programmebene gemessen werden können". Im November 2020 kamen die 
Kommission, der Rat und das Europäische Parlament überein, dass die Kommission eine 
Methode zur Messung der einschlägigen Ausgaben im Rahmen der einzelnen 
Programme des MFR 2021–2027 entwickeln sollte26. 

2.34. Im Oktober 2021 forderte der Rat27 die Kommission auf, ein robustes System 
für die Nachverfolgung der zur Förderung der Geschlechtergleichstellung zugewiesenen 
und verwendeten Mittel zu entwickeln und jährlich Bericht über die diesbezüglichen 
Ergebnisse zu erstatten, um die Rechenschaftspflicht und die Haushaltstransparenz zu 
verbessern. Er forderte die Kommission auf, sicherzustellen, dass zuverlässige 
Informationen über die Mittel vorliegen, die im MFR 2021–2027 für die 
Geschlechtergleichstellung auf Programmebene zugewiesen und verwendet werden. 

2.35. Die Kommission hat eine Pilotmethode entwickelt, um die mit der 
Gleichstellung der Geschlechter zusammenhängenden Ausgaben im MFR 2021–2027 
nachzuverfolgen. Bei der Ausarbeitung des Haushaltsentwurfs 2023 wandte sie diese 
Methodik auf alle EU-Finanzierungsprogramme an. In den dem Haushaltsentwurf 2023 
beigefügten Programmabrissen legte die Kommission für jedes Programm eine Tabelle 
mit dem Beitrag zur Gleichstellung der Geschlechter im Jahr 2021 vor. Für alle 
Programme wurden die jährlichen Mittelbindungen für das Jahr insgesamt auf der 
Grundlage eines Punktesystems eingestuft (siehe Ziffer 1.35). Im Programmabriss für die 
Regionalpolitik wurden die umgesetzten jährlichen Mittelbindungen zugrunde gelegt, 
um den Beitrag zu ermitteln. Der Programmabriss des ESF+ hingegen stützte sich auf für 
den Programmplanungszeitraum 2021–2027 angenommene, geschätzte oder geplante 
jährliche Ausgaben. Im Falle von Horizont Europa wurde im Programmabriss festgestellt, 
                                                      
25 COM(2020) 152 final: Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, 

den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Eine 
Union der Gleichheit: Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2020–2025. 

26 Interinstitutionelle Vereinbarung vom 16. Dezember 2020. 

27 Schlussfolgerungen des Rates 12829/21, "Gender Mainstreaming im EU-Haushalt" 
(Sonderbericht Nr. 10/2021 des EuRH), 15. Oktober 2021. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52020DC0152
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv%3AOJ.LI.2020.433.01.0028.01.DEU
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-12829-2021-INIT/de/pdf


 

 

dass eine Methodik für die Nachverfolgung von Maßnahmen, die zur Gleichstellung der 
Geschlechter beitragen, noch entwickelt werden muss.  

2.36. Der Hof konnte den für 2021 gemeldeten Beitrag zur Gleichstellung der 
Geschlechter nur für drei28 der 11 von ihm untersuchten Programme mit den 
gemeldeten Verpflichtungen in Einklang bringen. Darüber hinaus nahm die Kommission 
nach der Veröffentlichung der jährlichen Management- und Leistungsbilanz spätere 
Korrekturen vor, auch an Zahlen, die für die Gleichstellung der Geschlechter relevant 
sind29. 

2.37. Abbildung 2.5 gibt einen Überblick über den gemeldeten Beitrag des Haushalts 
insgesamt zur Gleichstellung der Geschlechter für 2021 sowie über die von der 
Kommission verwendeten Kriterien. 

                                                      
28 CEF, Regionalpolitik und EMFAF. 

29 Liste der Korrekturen, die nach der am 11. Juli 2022 erfolgten Annahme der Berichtigung der 
jährlichen Management- und Leistungsbilanz am 20. Juli 2022 an der Website zur Übersicht 
über die Programmleistung vorgenommen wurden. 

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/ppo_website_corrections_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/ppo_website_corrections_0.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/about_the_european_commission/eu_budget/ppo_website_corrections_0.pdf


 

 

Abbildung 2.5 – EU-Haushalt und Programme, die zur Gleichstellung der 
Geschlechter beitragen 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von im Haushaltsentwurf 2023 enthaltenen Daten 
der Kommission. 

2.38. Der Haushaltsentwurf 2023 und die jährliche Management- und 
Leistungsbilanz enthielten keine konsolidierten Informationen über die Beträge, die zur 
Gleichstellung der Geschlechter beitragen. Der Hof konnte die von der Kommission 
gemeldeten Punktzahlen30 nicht mit den Einzelinformationen für jedes Programm 
abgleichen. 

2.39. Die Kommission berichtete im Haushaltsentwurf 2023, dass 95 % der 
Ausgabenprogramme entweder tatsächlich (Punktzahl 1 oder 2) oder potenziell 
(Punktzahl 0*) einen Beitrag zur Gleichstellung der Geschlechter leisteten. Die 
Kommission kam zu dem Schluss, dass auf der Grundlage der derzeit verfügbaren 

                                                      
30 Punktzahl 2: 5 Programme; Punktzahl 1: 6 Programme; Punktzahl 0: 7 Programme; 

Punktzahl 0*: 30 Programme. 
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Informationen weniger als 5 % hinsichtlich der Gleichstellung der Geschlechter als 
neutral angesehen werden könnten. 

2.40. Die Kommission hat die veranschlagten Beträge der Programme mit den 
Punktzahlen 2, 1 und 0* zusammengefasst. Nach der Methodik der Kommission 
bedeutet eine Punktzahl von 0* jedoch, dass der Beitrag des Programms zur 
Gleichstellung der Geschlechter unklar ist und neu bewertet werden muss. 

2.41. Die OECD31 empfiehlt, Programmen keine Punktzahl zu erteilen, wenn ihr 
Beitrag zur Gleichstellung der Geschlechter unklar ist. Dadurch soll eine Verwechslung 
zwischen Tätigkeiten, die nicht zur Gleichstellung der Geschlechter beitragen 
(Punktzahl 0) und Tätigkeiten, deren Beitrag unbekannt ist (Punktzahl 0*), vermieden 
werden. Der Hof ist der Auffassung, dass die umfassende Verwendung der Punktzahl 0* 
(3332 Programme) durch die Kommission keine klaren Informationen liefert. 

2.42. Der Hof überprüfte die Informationen in Abschnitt 6.4 (Beitrag zur 
Gleichstellung der Geschlechter) der Programmabrisse im Haushaltsentwurf 2023 und 
stellte fest, dass bei 23 der 47 Programme keine ausreichende Begründung für die 
vergebenen Punktzahlen geliefert wurde. Bei drei Programmen wurde gar keine 
Begründung geliefert. Bei 20 war die Begründung nicht sehr fundiert und allgemeiner 
Natur. 15 dieser 23 Programme enthielten keine näheren Angaben zu einem etwaigen 
Beitrag zu Nachhaltigkeitsziel 5 (Gleichstellung der Geschlechter). 

2.43. Anhang 2.5 ist der Beitrag der 11 ausgewählten Programme zur Gleichstellung 
der Geschlechter, aufgeschlüsselt nach Punktzahl, zu entnehmen. Bei acht dieser 
Programme erhielten alle Mittelbindungen im Jahr 2021 die Punktzahl 0*; für die 
übrigen Programme wurden mehrere Punktzahlen verwendet (2, 1, 0 und 0*). Der Hof 
stellte Folgendes fest: 

o Von den acht Programmen, bei denen ausschließlich die Punktzahl 0* verwendet 
wurde, wurde für drei Programme33 erläutert, warum die Punktzahl vergeben 

                                                      
31 OECD: Definition and minimum recommended criteria for the DAC gender equality policy 

marker, Dezember 2016. 

32 Für 11 Programme wurden auch andere Punktzahlen, für 22 Programme ausschließlich die 
Punktzahl 0* verwendet. 

33 Digitales Europa, Regionalpolitik und ESF+. 

https://www.oecd.org/dac/gender-development/Minimum-recommended-criteria-for-DAC-gender-marker.pdf
https://www.oecd.org/dac/gender-development/Minimum-recommended-criteria-for-DAC-gender-marker.pdf


 

 

wurde, und nur bei einem Programm34 gab es Beiträge zum Nachhaltigkeitsziel 5 
"Gleichstellung der Geschlechter". 

o Die beiden Programme des auswärtigen Handelns folgten der OECD-Methodik und 
verwendeten die Punktzahl 0* nicht. 

Es gibt keine Ausgabenziele und wenige Indikatoren für die 
Gleichstellung der Geschlechter 

2.44. Der MFR 2021–2027 enthält spezifische Ausgabenziele für Klima- und 
Biodiversitätsmaßnahmen, aber kein entsprechendes Ziel für die Gleichstellung der 
Geschlechter. 

Für die Gleichstellung der Geschlechter relevante Indikatoren 

2.45. Wie in Kapitel 1 erläutert (siehe Ziffer 1.48), enthielten die vom Hof 
untersuchten Programme einige Indikatoren, die sich auf die ausgewählten horizontalen 
politischen Prioritäten bezogen. Tabelle 2.3 enthält Beispiele für Indikatoren aus 
verschiedenen Programmen, die für die Gleichstellung der Geschlechter relevant sind. 

Tabelle 2.3 – Beispiel für Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die 
für die Gleichstellung der Geschlechter relevant sind 

EU-
Förderprogramm Bezeichnung des Indikators Art des 

Indikators 
Häufigkeit 
der Daten 

Regionalpolitik 
(EFRE) 

Neue oder modernisierte Kapazität in 
Kinderbetreuungs- und 
Bildungseinrichtungen 

Outputindikator Jährlich 

ESF+ Erreichte arbeitslose Teilnehmer, auch 
Langzeitarbeitslose Outputindikator Jährlich 

NDICI – Europa in 
der Welt 

Anteil der mit EU-Mitteln finanzierten 
Zusammenarbeit zur Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter und 
zur Stärkung der Position von Frauen 

Inputindikator Jährlich 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der Programmabrisse. 

                                                      
34 LIFE. 



 

 

2.46. Indikatoren für die Gleichstellung der Geschlechter können auf quantitative 
Indikatoren Bezug nehmen, die auf nach Geschlecht aufgeschlüsselten statistischen 
Daten beruhen35. Der Hof stellte fest, dass, obwohl es bei einigen Fonds rechtlich 
vorgeschrieben ist, personenbezogene Daten nach Geschlecht36 aufzuschlüsseln, die 
Programmabrisse keine entsprechend aufgeschlüsselten Informationen über die 
Indikatoren und deren Ziele enthielten. 

  

                                                      
35 OECD: Netz des OECD-Entwicklungsausschusses für Gleichstellungsfragen. 

36 So müssen beispielsweise die Indikatoren des ESF+ – darunter auch der Indikator für 
"Erreichte arbeitslose Teilnehmer, auch Langzeitarbeitslose" – gemäß Anhang I der 
Verordnung (EU) 2021/1057 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 
zur Einrichtung des Europäischen Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 1296/2013 in Frauen, Männer und nicht-binäre Menschen aufgeschlüsselt werden. 

https://www.oecd.org/dac/gender-development/43041409.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32021R1057


 

 

Über die Fortschritte der EU-
Programme im Hinblick auf die 
Nachhaltigkeitsziele liegen nur wenige 
Informationen vor 
2.47. In diesem Abschnitt behandelt der Hof schwerpunktmäßig die Frage, ob die 
Kommission einen angemessenen Leistungsrahmen anwandte, um den Beitrag des EU-
Haushalts zu den Nachhaltigkeitszielen zu messen. Abbildung 2.6 enthält die vom Hof 
verwendeten Kriterien und seine Gesamtbewertung. 

Abbildung 2.6 – Der Leistungsrahmen für die Nachhaltigkeitsziele 

Nachhaltigkeitsziele Gesamtbewertung: 

 
 

Insgesamt stellte der Hof fest, dass die Berücksichtigung der 
Nachhaltigkeitsziele begrenzt und der Leistungsrahmen nur 

zum Teil vollständig ist. 

Bewertung der einzelnen Leistungskomponenten  

Komponente Bewertung Kriterium 

Politisches Engagement 
auf höchster Ebene  Die Priorität ist von der interinstitutionellen Vereinbarung abgedeckt 

und ist Gegenstand der interinstitutionellen Zusammenarbeit im 
Haushaltsbereich. 

Messbare Ziele und 
Indikatoren  Zahlreiche Programme enthalten Ziele und Indikatoren im 

Zusammenhang mit dieser Priorität. 
Übergeordnete 
Ergebniszielwerte  Die Ausgabenziele sind in der Verordnung festgelegt oder es wird 

angestrebt, einen bestimmten Prozentsatz der jährlichen Ausgaben zu 
erreichen. 

Methodik zur 
Nachverfolgung der 
Ausgaben 

 Die Kommission hat eine Methodik zur Messung der einschlägigen 
Ausgaben auf Programmebene entwickelt. 

Rechenschaftslegung 
durch 
Berichterstattung 

 Die Kommission legte in der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz, der Übersicht über die Programmleistung und den 
Programmabrissen genaue und zuverlässige Informationen vor. 

 

 Umgesetzt 

 Teilweise umgesetzt 

 Nicht umgesetzt 
Quelle: Europäischer Rechnungshof. 
Hinweis: Die Bewertungskriterien sind in Anhang 2.1 näher erläutert. 



 

 

2.48. Die interinstitutionelle Vereinbarung für den MFR 2021–2027 deckt die Ziele 
für nachhaltige Entwicklung ab, und es gibt mehrere Programme mit Zielen und 
Indikatoren, die mit dieser Priorität zusammenhängen. Es wurde kein Ausgabenziel in 
die Vereinbarung aufgenommen, und die Kommission hat keine Methodik zur Messung 
der relevanten Ausgaben für die einzelnen Programme entwickelt. In den folgenden 
Abschnitten ist dargelegt, dass die gemeldeten Informationen Ungenauigkeiten 
aufweisen. 

Der Hof stellte bereits früher fest, dass die Kommission nicht 
über den Beitrag des Haushalts zu den Nachhaltigkeitszielen 
berichtet 

2.49. In seiner Analyse über Nachhaltigkeitsberichterstattung aus dem Jahr 201937 
wies der Hof darauf hin, dass die Programmabrisse seit 2017 allgemeine Beschreibungen 
(ohne Zuweisung finanzieller Werte) dazu umfassten, wie das jeweilige Programm zu 
den Nachhaltigkeitszielen beitrug. Im Jahr 2018 gelangte die Kommission zu der 
Feststellung, dass fast jedes Programm zu einem oder mehreren der Nachhaltigkeitsziele 
beitrug. 

2.50. Der Hof räumte in seiner Analyse ein, dass die Integration der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung in die Leistungsberichterstattung der Kommission eine 
Herausforderung darstelle. Er wies jedoch darauf hin, dass eine solche Einbeziehung der 
Kommission helfen könnte, die Leistungsindikatoren zu verringern und die 
übergeordneten allgemeinen Ziele besser auf die spezifischen Programm- und 
Politikziele abzustimmen. 

2.51. Darüber hinaus wurde in der Analyse ausgeführt, dass ein umfassender 
Rahmen für die Berichterstattung geschaffen werden muss, der Indikatoren zur 
Überwachung der tatsächlichen Klimaausgaben und der damit erzielten Ergebnisse 
enthält. Der Hof vertrat die Auffassung, dass diese Indikatoren für die Messung der 
Fortschritte beim Erreichen der Nachhaltigkeitsziele zum Klimaschutz relevant sein 
könnten. 

                                                      
37 Analyse 07/2019 – "Nachhaltigkeitsberichterstattung: eine Bestandsaufnahme bei den 

Organen, Einrichtungen und Agenturen der EU". 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/RCR_Reporting_on_sustainability/RCR_Reporting_on_sustainability_DE.pdf


 

 

Die Kommission hat begonnen, über die Zusammenhänge 
zwischen den EU-Ausgabenprogrammen und den 
Nachhaltigkeitszielen Bericht zu erstatten 

2.52. Im Haushaltsrundschreiben der Kommission für 2023 wurden die 
Generaldirektionen angewiesen, die Nachhaltigkeitsziele aufzulisten, zu denen ihre 
jeweiligen Programme beitragen, und aussagekräftige Beispiele zu nennen. Im 
Haushaltsentwurf 2023 kam die Kommission zu dem Schluss, dass im 
Jahr 2021 41 Programme zu mindestens einem Nachhaltigkeitsziel beitrugen. Die 
Kommission hat die Nachhaltigkeitsziele angegeben, zu denen die einzelnen EU-
Programme beitragen, zusammen mit Beispielen für den jeweiligen Beitrag. 

2.53. Der Hof überprüfte die allgemeinen Informationen in Abschnitt 6.5 (Beitrag zu 
den Nachhaltigkeitszielen) der Programmabrisse und stellte fest, dass die meisten 
Programme im Jahr 2021 zu mindestens einem Nachhaltigkeitsziel beitrugen. Einzelne 
Nachhaltigkeitsziele werden im Durchschnitt von einem Drittel der 
Ausgabenprogramme abgedeckt (siehe Abbildung 2.7). 



 

 

Abbildung 2.7 – Informationen zu den Nachhaltigkeitszielen in den 
Programmabrissen 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 

2.54. Die Programmabrisse enthielten Leistungsinformationen in sehr 
unterschiedlichem Umfang zu den Nachhaltigkeitszielen. Für die 11 ausgewählten 
Programme stellte der Hof Folgendes fest (siehe Abbildung 2.8): 

o Acht Programme enthielten Finanzinformationen zu mindestens einem der 17 
Nachhaltigkeitsziele. 

o Die Programme ESF+, NDICI – Europa in der Welt und Regionalpolitik enthielten die 
detailliertesten Finanzinformationen. 

o NDICI – Europa in der Welt und Horizont Europa waren die einzigen beiden 
Programme, die alle 17 Nachhaltigkeitsziele abdeckten. 

12 % 23 % 65 %

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 % 90 % 100 %

Durchschnitt

SDG17

SDG12

SDG10

SDG11

SDG1

SDG14

SDG3

SDG15

SDG7

SDG6

SDG16

SDG4

SDG2

SDG13

SDG5

SDG9

SDG8

Programme ohne Informationen

Programme mit allgemeinen 
quantitativen oder qualitativen 

Informationen
Programme mit 

Finanzinformationen



 

 

Abbildung 2.8 – Wenige Programme enthalten detaillierte 
Finanzinformationen zu den Nachhaltigkeitszielen 

 
Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 
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Für die Nachhaltigkeitsziele relevante Indikatoren 

2.55. Wie in Kapitel 1 erläutert (siehe Ziffer 1.48), enthielten die vom Hof 
untersuchten Programme einige Indikatoren, die sich auf die ausgewählten horizontalen 
politischen Prioritäten bezogen. Tabelle 2.4 enthält Beispiele für Indikatoren aus 
verschiedenen Programmen, die für die Nachhaltigkeitsziele relevant sind. 

Tabelle 2.4 – Beispiel für Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die 
für die Nachhaltigkeitsziele relevant sind  

EU-
Förderprogram

m 
Bezeichnung des Indikators Art des Indikators 

Häufigkei
t der 

Daten 
NDICI – Europa 
in der Welt 

Zahl der Schülerinnen und Schüler, 
die in einer Bildungseinrichtung 
a) der Primarstufe b) der 
Sekundarstufe eingeschrieben sind, 
und Zahl der Personen, die 
einrichtungs- oder 
arbeitsplatzbasierte, von der EU 
unterstützte Maßnahmen der 
beruflichen Aus- und 
Weiterbildung/Kompetenzentwicklu
ng in Anspruch nehmen konnten 

Outputindikator Jährlich 

IPA III Energieintensität gemessen am 
Verhältnis Primärenergie/BIP Ergebnisindikator Jährlich 

IPA III Beschäftigungsquote von Personen 
im Alter von 20 bis 64 Jahren 

Auswirkungsindikato
r Jährlich 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der Programmabrisse. 
Hinweis: Diese drei Indikatoren sind für Nachhaltigkeitsziel 4 "Hochwertige Bildung", Nachhaltigkeitsziel 7 
"Bezahlbare und saubere Energie" bzw. Nachhaltigkeitsziel 8 "Menschenwürdige Arbeit und 
Wirtschaftswachstum" relevant. 

  



 

 

Der digitale Wandel ist eine neue 
Priorität 
2.56. In diesem Abschnitt behandelt der Hof schwerpunktmäßig die Frage, ob die 
Kommission einen angemessenen Leistungsrahmen anwandte, um den Beitrag des EU-
Haushalts zum digitalen Wandel zu messen. Abbildung 2.9 enthält die vom Hof 
verwendeten Kriterien und seine Gesamtbewertung. 

Abbildung 2.9 – Leistungsrahmen für den digitalen Wandel 

Digitaler Wandel Gesamtbewertung: 

 
 

Insgesamt stellte der Hof fest, dass die Berücksichtigung des 
digitalen Wandels begrenzt und der Leistungsrahmen nach wie 

vor nicht entwickelt ist. 

Bewertung der einzelnen Leistungskomponenten  

Komponente Bewertung Kriterium 

Politisches Engagement 
auf höchster Ebene  Die Priorität ist von der interinstitutionellen Vereinbarung abgedeckt 

und ist Gegenstand der interinstitutionellen Zusammenarbeit im 
Haushaltsbereich. 

Messbare Ziele und 
Indikatoren  Zahlreiche Programme enthalten Ziele und Indikatoren im 

Zusammenhang mit dieser Priorität. 
Übergeordnete 
Ergebniszielwerte  Die Ausgabenziele sind in der Verordnung festgelegt oder es wird 

angestrebt, einen bestimmten Prozentsatz der jährlichen Ausgaben zu 
erreichen. 

Methodik zur 
Nachverfolgung der 
Ausgaben 

 Die Kommission hat eine Methodik zur Messung der einschlägigen 
Ausgaben auf Programmebene entwickelt. 

Rechenschaftslegung 
durch 
Berichterstattung 

 Die Kommission legte in der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz, der Übersicht über die Programmleistung und den 
Programmabrissen genaue und zuverlässige Informationen vor. 

 

 Umgesetzt 

 Teilweise umgesetzt 

 Nicht umgesetzt 
Quelle: Europäischer Rechnungshof. 
Hinweis: Die Bewertungskriterien sind in Anhang 2.1 näher erläutert. 



 

 

2.57. Die interinstitutionelle Vereinbarung für den MFR 2021–2027 deckt den 
digitalen Wandel nicht ab. Die Rechtsvorschriften zum MFR und die interinstitutionelle 
Vereinbarung enthalten weder Ausgabenziele noch eine Verpflichtung für die 
Kommission, die Ausgaben nachzuverfolgen. Mit NGEU wird der digitale Wandel als 
neue Priorität im Rahmen der ARF eingeführt. Die ARF umfasst ein konkretes Kriterium, 
wonach mindestens 20 % der geschätzten ARF-Gesamtkosten eines jeden Mitgliedstaats 
zum digitalen Wandel beitragen sollten38. 

Die Kommission hat für spezifische Programme Informationen 
über den Beitrag zum digitalen Wandel vorgelegt 

2.58. Da der digitale Wandel in der interinstitutionellen Vereinbarung nicht als 
durchgängig zu berücksichtigende Priorität genannt ist, hat die Kommission im 
jeweiligen Abschnitt der einzelnen Programmabrisse, in dem der Beitrag des Programms 
zu den horizontalen Prioritäten dargelegt wird, nicht darüber berichtet. 

2.59. Informationen über den digitalen Wandel wurden jedoch für Programme mit 
einschlägigen allgemeinen oder spezifischen Zielen vorgelegt. So wurden beispielsweise 
die Erfolge des Programms "Digitales Europa" sowohl in seinem Programmabriss als 
auch in Band II der jährlichen Management- und Leistungsbilanz dargelegt. 

Für den digitalen Wandel relevante Indikatoren 

2.60. Wie in Kapitel 1 erläutert (siehe Ziffer 1.48), enthielten die vom Hof 
untersuchten Programme einige Indikatoren, die sich auf die ausgewählten horizontalen 
politischen Prioritäten bezogen. Tabelle 2.5 enthält Beispiele für Indikatoren aus 
verschiedenen Programmen, die für den digitalen Wandel relevant sind. 

                                                      
38 Sonderbericht 21/2022 – "Bewertung der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne durch die 

Kommission: insgesamt angemessen, doch bleiben Durchführungsrisiken bestehen". 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR22_21/SR_NRRPs_DE.pdf


 

 

Tabelle 2.5 – Beispiel für Indikatoren aus verschiedenen Programmen, die 
für den digitalen Wandel relevant sind 

EU-
Förderprogramm Bezeichnung des Indikators Art des Indikators Häufigkeit 

der Daten 

CEF – Digitales 

Neue Anschlüsse an Netze mit 
sehr hoher Kapazität für 
sozioökonomische Schwerpunkte 
und sehr hochwertige 
Internetanbindungen für 
Kommunen 

Ergebnisindikator Jährlich 

Regionale 
Entwicklung 
(EFRE) 

Zusätzliche Wohnstätten und 
Unternehmen mit Anschluss an 
Breitbandnetze mit sehr hoher 
Kapazität 

Ergebnisindikator 
Erste 

Daten im 
Jahr 2026 

Digitales Europa Unternehmen mit hoher digitaler 
Intensität Auswirkungsindikator Jährlich 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage der Programmabrisse. 

2.61. Der Ergebnisrahmen für Europa in der Welt (ehemals Ergebnisrahmen der EU) 
enthält mehrere Indikatoren, die mit dieser Priorität verknüpft sind. Sie wurden jedoch 
nicht in den Leistungsrahmen für das Programm NDICI – Europa in der Welt 
aufgenommen, da der Ergebnisrahmen erst zu einem späteren Zeitpunkt eingeführt 
wurde.  

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5697-2022-INIT/en/pdf


 

 

Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
2.62. Auf der Grundlage seiner Analyse in Kapitel 1 stellte der Hof fest, dass die 
Prioritäten Klimaschutz, Biodiversität, Gleichstellung der Geschlechter, 
Nachhaltigkeitsziele und digitaler Wandel in den ausgewählten Ausgabenprogrammen 
tatsächlich berücksichtigt wurden. Allerdings wurden einige Prioritäten erheblich stärker 
berücksichtigt als andere, wobei die Gleichstellung der Geschlechter die am wenigsten 
berücksichtigte Priorität ist (siehe Ziffer 1.20). 

2.63. Die Kommission verfolgt die Ausgaben in den Bereichen Klimaschutz, 
Biodiversität und Gleichstellung der Geschlechter nach. Sie hat eine Pilotmethode zur 
Messung der Ausgaben für die Gleichstellung der Geschlechter entwickelt, die nicht so 
weit fortgeschritten ist wie die Methodik für die Ausgaben für Klimaschutz und 
Biodiversität (siehe Ziffern 1.25–1.37). 

2.64. Nur für das Klimaziel gibt es derzeit spezifische Zielvorgaben für den Anteil der 
dafür aufzuwendenden Haushaltsmittel sowie Vorgaben für die Überwachung der 
Fortschritte bei der Erreichung dieses Ausgabenziels (siehe Ziffer 1.24). 

2.65. Im Jahr 2019 startete die Kommission ein Pilotprojekt zur Entwicklung eines 
konzeptionellen Rahmens zur Messung der aggregierten Ergebnisse verschiedener 
Programme in den Bereichen Beschäftigung, Klima und Digitalisierung. Der Hof räumt 
ein, dass die Entwicklung eines Leistungsrahmens für die horizontalen Prioritäten 
komplex ist, hält die derzeitigen Fortschritte jedoch für unzureichend (siehe 
Ziffern 1.50–1.51). 

Empfehlung 1 – Die horizontalen politischen Prioritäten im 
Leistungsrahmen besser berücksichtigen 

Unter Berücksichtigung der Kosten und der Durchführbarkeit ihres Ansatzes sollte die 
Kommission die horizontalen politischen Prioritäten im Leistungsrahmen dadurch besser 
berücksichtigen, dass sie 

a) die Ergebnisse ihres Pilotprojekts zu Leistungsindikatoren für die Wirkungen der 
Haushaltsausgaben auf die horizontalen Prioritäten weiterverfolgt und auf 
Grundlage ihrer Schlussfolgerungen geeignete Maßnahmen ergreift; 

b) die Methodik zur Nachverfolgung gleichstellungsbezogener Ausgaben verfeinert, 
die Mindestkriterien für die Vergabe von Punktzahlen, die als EU-Marker für die 



 

 

Gleichstellung verwendet werden, verstärkt und im Rahmen künftiger 
Legislativvorschläge die Gleichstellung in Programme aufnimmt; 

c) analysiert, ob und entscheidet, wie Ausgaben zur Unterstützung des digitalen 
Wandels und der Nachhaltigkeitsziele nachverfolgt werden sollen. 

Zieldatum für die Umsetzung: bei Ausarbeitung des mehrjährigen Finanzrahmens für 
die Zeit nach 2027 

2.66. Jedes Jahr erteilt die GD BUDG den anderen Generaldirektionen im 
"Haushaltsrundschreiben" Anweisungen bezüglich der Aufstellung des 
Haushaltsentwurfs. Die Kommission stellte in der am 7. Juni 2022 veröffentlichten 
jährlichen Management- und Leistungsbilanz mehrere Eingabefehler fest. Einige dieser 
Fehler waren erheblich, und die Kommission nahm anschließend Korrekturen vor (siehe 
Ziffern 1.52 und 2.14). Darüber hinaus ist der Hof der Auffassung, dass in erheblichem 
Umfang auf Näherungswerte zurückgegriffen wurde (siehe Ziffer 2.24), die die 
Kommission nicht hinreichend erläutert hat. 

2.67. Mainstreaming ist naturgemäß darauf ausgelegt, dass Programme gleichzeitig 
zu mehreren Prioritäten beitragen. Es kann Synergien zwischen verschiedenen 
Prioritäten geben. In der jährlichen Management- und Leistungsbilanz wurden diese 
Synergien, insbesondere zwischen Klimaschutz und Biodiversität, nicht erläutert (siehe 
Ziffer 1.45 und Ziffern 2.17–2.19). 

2.68. Die Kommission wandte einen angemessenen Leistungsrahmen an, um den 
Beitrag des EU-Haushalts zu Klimaschutz und Biodiversität zu messen. Der 
Leistungsrahmen für die Messung des Haushaltsbeitrags zur Gleichstellung der 
Geschlechter hat sich verbessert, weist jedoch Einschränkungen auf. Zudem müssen die 
Rahmen für die Messung des Haushaltsbeitrags zu den Nachhaltigkeitszielen und zum 
digitalen Wandel noch entwickelt werden (siehe Ziffern 2.8, 2.30, 2.48 und 2.57). 



 

 

Empfehlung 2 – Die Berichterstattung über horizontale politische 
Prioritäten in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz 
und den Programmabrissen verbessern 

Um die Zuverlässigkeit der im Paket "Integrierte Rechnungslegung und 
Rechenschaftsberichte" gemeldeten Informationen über die horizontalen politischen 
Prioritäten sowohl für die einzelnen Programme als auch für den EU-Haushalt insgesamt 
zu verbessern, sollte die Kommission 

a) in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz möglichst genaue finanzielle 
und nicht finanzielle Informationen zu horizontalen politischen Prioritäten 
vorlegen; 

b) sowohl in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz als auch in den 
Programmabrissen über den Einsatz von Ausgaben Bericht erstatten, die zu 
mehreren horizontalen politischen Prioritäten gleichzeitig beitragen, um Synergien 
zwischen diesen Politikbereichen besser hervorzuheben und ihr künftiges, neues 
Rechnungsführungssystem so weiterzuentwickeln, dass es die Nachverfolgung von 
Mitteln gestattet; 

c) in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz über die gesamten relevanten 
Ausgaben des Haushalts berichten, die sich positiv auf die Gleichstellung der 
Geschlechter auswirken. 

Zieldatum für die Umsetzung: Erstellung der jährlichen Management- und 
Leistungsbilanz für das Jahr 2023, mit Ausnahme des künftigen 
Rechnungsführungssystems, das für den nächsten mehrjährigen Finanzrahmen 
einsatzfähig sein sollte 



 

 

Anhänge 

Anhang 2.1 – Prüfungskriterien zur Bewertung des Leistungsrahmens für Klimaschutz, Biodiversität, 
Gleichstellung der Geschlechter, Nachhaltigkeitsziele und digitalen Wandel 

Leistungskomponente Kriterium Bewertung der Leistungskomponente 

Politisches Engagement auf höchster 
Ebene 

Die Priorität ist nicht in der interinstitutionellen Vereinbarung enthalten und ist 
nicht Gegenstand der interinstitutionellen Zusammenarbeit im Haushaltsbereich. 

Nicht umgesetzt 

Die Priorität ist in der interinstitutionellen Vereinbarung enthalten und ist 
Gegenstand der interinstitutionellen Zusammenarbeit im Haushaltsbereich. 

Umgesetzt 

Messbare Ziele und Indikatoren 

Wenige Programme enthalten Ziele und Indikatoren im Zusammenhang mit 
dieser Priorität. 

Nicht umgesetzt 

Einige Programme enthalten Ziele und Indikatoren im Zusammenhang mit dieser 
Priorität. 

Teilweise umgesetzt 

Zahlreiche Programme enthalten Ziele und Indikatoren im Zusammenhang mit 
dieser Priorität. 

Umgesetzt 

Übergeordnete Ergebniszielwerte 

Die Ausgabenziele sind weder in der Verordnung festgelegt noch wird angestrebt, 
einen bestimmten Prozentsatz der jährlichen Ausgaben zu erreichen. 

Nicht umgesetzt 

Die Ausgabenziele sind in der Verordnung festgelegt oder es wird angestrebt, 
einen bestimmten Prozentsatz der jährlichen Ausgaben zu erreichen. 

Umgesetzt 

Methodik zur Nachverfolgung der 
Ausgaben 

Die Kommission hat keine Methodik zur Messung der einschlägigen Ausgaben auf 
Programmebene entwickelt. 

Nicht umgesetzt 

Die Kommission hat eine Methodik zur Messung der einschlägigen Ausgaben auf 
Programmebene entwickelt. 

Umgesetzt 



 

 

Leistungskomponente Kriterium Bewertung der Leistungskomponente 

Rechenschaftslegung durch 
Berichterstattung 

In der jährlichen Management- und Leistungsbilanz, der Übersicht über die 
Programmleistung und den Programmabrissen legte die Kommission für wenige 
Programme genaue und zuverlässige Informationen über die horizontale Priorität 

 

Nicht umgesetzt 

In der jährlichen Management- und Leistungsbilanz, der Übersicht über die 
Programmleistung und den Programmabrissen legte die Kommission für einige 
Programme genaue und zuverlässige Informationen über die horizontale Priorität 
vor  

Teilweise umgesetzt 

In der jährlichen Management- und Leistungsbilanz, der Übersicht über die 
Programmleistung und den Programmabrissen legte die Kommission für alle 
Programme durchgängig genaue und zuverlässige Informationen über die 
horizontale Priorität vor  

 

Umgesetzt 

Gesamtbewertung 

Weniger als die Hälfte der Leistungskomponenten wird umgesetzt. 0 – Nicht umgesetzt 

Etwa die Hälfte der Leistungskomponenten wird umgesetzt.  1 – Teilweise umgesetzt 

Mehr als die Hälfte der Leistungskomponenten wird umgesetzt. 2 – Umgesetzt 

  



 

 

Anhang 2.2 – Klimabeitrag im Jahr 2021, Schätzung des Vorjahres und in Basisrechtsakten festgelegte 
Ziele 

Programm  

Klima 2021 
(Haushaltsentwurf 

2022) 
(Milliarden Euro) 

Klima 2021 
(Haushaltsentwurf 

2023) 
(Milliarden Euro) 

Schätzung Klima 
insgesamt 2021–

2027 
(Milliarden Euro) 

Gesamtbudget  
2021–2027 

(Milliarden Euro) 

Geschätzter Anteil 
in %  

2021–2027 

Im Basisrechtsakt 
festgelegte 
Zielvorgabe 

Horizont Europa 5 000 4 750 32 226 92 972 35 % 35 % 
CEF – Digitales 4 284 4 194 20 944 33 109 63 % 60 % 
Digitales Europa 0 36 36 6 608 1 % n. z. 
Regionalpolitik 17 474 37 80 425 293 525 27 % (1) 
ESF+ 1 075 0 6 450 118 122 5 % n. z. 
GAP 15 900 17 212 144 321 386 333 37 % 40 % 
EMFAF 109 48 1 025 6 073 17 % n. z. 
LIFE 446 375 2 979 5 457 55 % 61 % 
Mechanismus für 
einen gerechten 
Übergang 0 9 20 045 20 097 100 % 100 % 
NDICI – Europa in 
der Welt 3 618 2 037 27 879 79 756 35 % 30 % 
IPA III 297 509 3 848 14 780 26 % 18 % 
INSGESAMT 48 203 29 208 340 178 1 056 831 32 %  

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission.  
(1): 30 % für den EFRE und 37 % für den Kohäsionsfonds (KF). 
  



 

 

Anhang 2.3 – Beitrag zum Klimaschutz im Jahr 2021 in Prozent der Mittelbindungen insgesamt  

Programm 

Mittelbindungen für 
Klimaschutz – Haushalt und 

NGEU 
(Milliarden Euro) 

Mittelbindungen 2021 
insgesamt 

(Milliarden Euro) 
2021 für Klimaschutz 
erreichter Anteil in % 

Im Basisrechtsakt 
festgelegte Zielvorgabe 

Horizont Europa 4 750 13 586 35 % 35 % 
CEF – Digitales 4 194 4 510 93 % 60 % 
Digitales Europa 36 1 160 3 % n. z. 
Regionalpolitik 37 261 14 % (1) 
ESF+ 0 146 0 % n. z. 
GAP 17 212 57 389 30 % 40 % 
EMFAF 48 107 45 % n. z. 
LIFE 375 740 51 % 61 % 
Mechanismus für einen 
gerechten Übergang 9 10 97 % 100 % 
NDICI – Europa in der Welt 2 037 10 834 19 % 30 % 
IPA III 509 1 572 32 % 18 % 
INSGESAMT 29 208 90 313 32 %  

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission.  
(1): 30 % für den EFRE und 37 % für den KF. 
  



 

 

Anhang 2.4 – Beitrag zur Biodiversität im Jahr 2021 und Schätzungen für die Zukunft (in Milliarden Euro) 

Programm 
Biodiversität 

2021 2022 2023 2024 2025 2026 2027 
Insgesamt  
2021–2027 

Horizont 
Europa 1 068 1 068 960 1 030 884 902 920 6 832 
CEF – Digitales 0 0 0 0 0 0 0 0 
Digitales Europa 0 0 0 0 0 0 0 0 
Regionalpolitik 0 2 050 2 424 2 826 3 252 3 705 4 184 18 441 
ESF+ 0 0 0 0 0 0 0 0 
GAP 9 943 9 179 9 021 9 038 9 055 9 072 9 090 64 398 
EMFAF 17 129 129 129 129 129 129 791 
LIFE 332 344 331 346 366 391 420 2 530 
Mechanismus 
für einen 
gerechten 
Übergang 0 0 0 0 0 0 0 0 
NDICI – Europa 
in der Welt 529 814 837 953 1 174 1 150 1 058 6 515 
IPA III 33 84 94 96 96 97 102 602 
INSGESAMT 11 922 13 668 13 796 14 418 14 956 15 446 15 903 100 109 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 

  



 

 

Anhang 2.5 – Beitrag zur Gleichstellung im Jahr 2021 nach Punktzahl (in Milliarden Euro) 
Programm Punktzahl 2 Punktzahl 1 Punktzahl 0 Punktzahl 0* 2021 insgesamt 

Horizont Europa 37,7 160,0 0,0 11 195,5 11 393,2 
CEF – Digitales 0,0 0,0 0,0 4 510,1 4 510,1 
Digitales Europa 0,0 0,0 0,0 1 130,0 1 130,0 
Regionalpolitik 0,0 0,0 0,0 260,8 260,8 
ESF+ 0,0 0,0 0,0 143,1 143,1 
GAP 0,0 0,0 0,0 55 032,2 55 032,2 
EMFAF 0,0 0,0 0,0 106,5 106,5 
LIFE 0,0 0,0 0,0 738,7 738,7 
Mechanismus für 
einen gerechten 
Übergang 0,0 0,0 0,0 3,9 3,9 
NDICI – Europa in der 
Welt 200,0 8 453,0 2 180,0 0,0 10 833,0 
IPA III 42,8 498,4 1 025,1 0,0 1 566,3 
INSGESAMT 280,5 9 111,4 3 205,1 73 121,8 85 717,8 

Quelle: Europäischer Rechnungshof auf der Grundlage von Daten der Kommission. 



  

 

 

 

 

 

 

Kapitel 3 

Weiterverfolgung von Empfehlungen 





 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

Ländern mit hohem Schuldenstand in normalen Zeiten 
(> 0,5 %) und guten Zeiten (> = 0,75 % oder > = 1 %), 
abhängig vom jeweiligen Schuldenstand der einzelnen 
Länder. 

2 a) 141 
 

   x   
 

2 b) 141 
 

   x   
 

2 c) 141  x      
 

3 142     x   
 

4 a) 143   x     
 

4 b) 143  x      
 

4 c) 143  x      
 

4 d) 143  x      
 

5 a) 145 
 

   x   
 

5 b) 145 
 

   x   
 

5 c) 145 
 

   x   
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

6 a) 146  x      
 

6 b) 146  x      
 

SB 19/2018 –  
"Europäisches 
Hochgeschwindig-
keitsschienennetz: 
keine Realität, 
sondern ein 
unwirksamer 
Flickenteppich" 

1 (erster 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

1 
(zweiter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

2 (erster 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

2 
(zweiter 
Spiegel-
strich) 

106     x   
 

2 (dritter 
Spiegel-
strich) 

106      x   

2 (vierter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_19/SR_HIGH_SPEED_RAIL_DE.pdf


 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

2 (fünfter 
Spiegel-
strich) 

106 
 

   x   
 

2 
(sechster 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

3 (erster 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

3 
(zweiter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

3 (dritter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

4 (erster 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

4 
(zweiter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

4 (dritter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

4 (vierter 
Spiegel-
strich) 

106    Die Kommission hat Schritte unternommen, um eine 
gesonderte Pünktlichkeitsmaßnahme für 
Hochgeschwindigkeitsverkehrsdienste einzuführen, und 
der Konsultationsprozess mit den Mitgliedstaaten ist im 
Gange. Die Durchführungsverordnung (EU) 2015/1100 
der Kommission wurde jedoch noch nicht überarbeitet, 
um eine gesonderte Verpflichtung zur Berichterstattung 
über die Pünktlichkeit des 
Hochgeschwindigkeitsbahnbetriebs (mit einem 
Standardberichtsrahmen und einer Standardmethodik) 
einzuführen. 

   
 

4 (fünfter 
Spiegel-
strich) 

106  x      
 

SB 20/2018 –  
"Die Afrikanische 
Friedens- und 
Sicherheits-
architektur (APSA): 
Es bedarf einer 
Neuausrichtung 

1 (erster 
Spiegel-
strich) 

63  x      
 

1 
(zweiter 
Spiegel-
strich) 

63  x      
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX:32015R1100
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX:32015R1100
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_20/SR_APSA_DE.pdf


 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

der EU-
Unterstützung" 

1 (letzter 
Satz) 

63  x      
 

2 (erster 
Spiegel-
strich) 

64  x      
 

2 
(zweiter 
Spiegel-
strich) 

64   x     
 

2 (dritter 
Spiegel-
strich) 

64  x      
 

2 (vierter 
Spiegel-
strich) 

64  x      
 

2 b) 83  x      
 

3 a) 83  x      
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

SB 21/2018 –  
"Bei Auswahl und 
Begleitung von 
EFRE- und ESF-
Projekten 
überwiegt im 
Zeitraum 2014–
2020 nach wie vor 
die Output-
orientierung" 

3 b) 83  x      
 

SB 23/2018 –  
"Luft-
verschmutzung: 
Unsere Gesundheit 
ist nach wie vor 
nicht hinreichend 
geschützt" 

1 a) 89  x      
 

1 b) 89  x      
 

1 c) 89  x      
 

2 a) 90    Die Kommission hat eine Folgenabschätzung 
durchgeführt, um die EU-Grenz- und Zielwerte im 
Einklang mit den aktuellen WHO-Leitlinien zu 
aktualisieren. Ein Legislativvorschlag ist für das zweite 
Halbjahr 2022 geplant. 

    

2 b) 90    Die Kommission führte eine Folgenabschätzung durch, 
organisierte Treffen mit Interessenträgern und holte 
Rückmeldungen zu politischen Maßnahmen zur 
Verbesserung der Luftqualitätspläne ein. Da die 
Kommission diese Empfehlung nur teilweise 

    

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_21/SR_PROJECT_PERFORMANCE_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_23/SR_AIR_QUALITY_DE.pdf


 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

akzeptierte, hat sie keine spezifischen zusätzlichen 
Instrumente eingeführt, um die Luftqualitätspläne 
ergebnisorientierter zu gestalten. Ein Legislativvorschlag 
ist für das zweite Halbjahr 2022 geplant. 

2 c) 90    Die Kommission führte eine Folgenabschätzung durch 
und organisierte Treffen mit Interessenträgern, um die 
Luftqualitätspläne zu verbessern. Weitere Einzelheiten 
sind den Kommentaren zu Empfehlung 2 Buchstabe a zu 
entnehmen. 

    

2 d) 90    Die Kommission führte eine Folgenabschätzung durch 
und organisierte Treffen mit Interessenträgern, um die 
Zahl der Messstationen bei Bedarf anzupassen. Weitere 
Einzelheiten sind den Kommentaren zu Empfehlung 2 
Buchstabe a zu entnehmen. 

    

2 e) 90    Die Kommission führte eine Folgenabschätzung durch 
und organisierte Treffen mit Interessenträgern, um die 
Bereitstellung validierter Daten und Echtzeitdaten zu 
verbessern. Weitere Einzelheiten sind den 
Kommentaren zu Empfehlung 2 Buchstabe a zu 
entnehmen. 

    

2 f) 90    Die Kommission hat Initiativen zur Einführung von 
Bestimmungen zur Gewährleistung des Rechts der 
Bürger auf den Zugang zu Gerichten ergriffen. Sie führte 
eine Folgenabschätzung durch und organisierte eine 
offene öffentliche Konsultation sowie Treffen mit 

    



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

Interessenträgern, bei denen sie eine vorbereitende 
Analyse vorlegte. Weitere Einzelheiten sind den 
Kommentaren zu Empfehlung 2 Buchstabe a zu 
entnehmen. 

3 a) 92   x      

3 b) 92  x      
 

4 a) 93     x    

4 b) 93  x      
 

4 c) 93  x      
 

4 d) 93    Die Kommission hat die bei ihr eingegangenen 
Beschwerden ohne ein speziell dafür konzipiertes 
Instrument weiterverfolgt. Sie arbeitet derzeit an einem 
Online-Leitfaden für die zuständigen nationalen 
Behörden. Die Kommission entwickelt ein spezifisches 
Instrument, das es den Bürgern ermöglicht, Verstöße 
gegen Luftqualitätsgrenzwerte zu melden und der 
Kommission Rückmeldung zu Fragen im Zusammenhang 
mit den Maßnahmen der Mitgliedstaaten zur 
Verbesserung der Luftqualität zu geben.  

    

4 e) 93  x      
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

4 f) 93    Die Kommission hat die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
ihre Ansätze für Luftqualitätsindizes über die 
Sachverständigengruppe für Luftqualität zu 
harmonisieren. Die Einführung der mobilen Anwendung 
für Luftqualitätsdaten (einschließlich des 
Luftqualitätsindex der Agentur) durch die Kommission 
(in Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Umweltagentur) bietet einen zusätzlichen Anreiz für 
eine Harmonisierung. Mehrere Mitgliedstaaten haben 
Schritte unternommen, um ihre nationalen 
Luftqualitätsindizes an den europäischen 
Luftqualitätsindex anzugleichen. Andere 
Mitgliedstaaten weigerten sich jedoch, ihre Indizes 
vollständig zu harmonisieren. 

    

SB 24/2018 –  
"Groß-
kommerzielle 
Demonstration von 
CO2-Abscheidung 
und -Speicherung 
und innovativen 
Technologien für 
erneuerbare 
Energien in der EU: 
Die für die letzten 
zehn Jahre 

1 116   x     
 

2 a) 119  x      
 

2 b) 119  x      
 

2 c) 119  x      
 

2 d) 119       x  

2 e) 119  x      
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_24/SR_CCS_DE.pdf


 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

geplanten 
Fortschritte 
wurden nicht 
erzielt" 

2 f) 119  x      
 

3 a) 121  x      
 

3 b) 121  x      
 

4 a) 126  x      
 

4 b) 126  x      
 

5 a) 127  x      
 

5 b) 127  x      
 

5 c) 127  x      
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

SB 25/2018 –  
"Die Hochwasser-
richtlinie: 
Fortschritte bei der 
Bewertung der 
Risiken, 
Verbesserungs-
bedarf bei der 
Planung und 
Umsetzung" 

1 102    Im Oktober 2019 hielt die Arbeitsgruppe Hochwasser 
einen Workshop mit den Mitgliedstaaten ab, um 
Beispiele für bewährte Verfahren bei der Festlegung 
von Zielen in Hochwasserrisikomanagementplänen zu 
ermitteln und auszutauschen. Im September 2021 
veröffentlichte die Kommission eine Zusammenstellung 
der Hochwasserrisikomanagementverfahren der 
Mitgliedstaaten. Im Jahr 2024 beabsichtigt die 
Kommission, über die Bewertung der zweiten Runde 
der Hochwasserrisikomanagementpläne der 
Mitgliedstaaten und der dritten Runde der 
Bewirtschaftungspläne für die Einzugsgebiete Bericht zu 
erstatten. Dies steht im Zusammenhang mit dem 
Bericht über die Umsetzung der Hochwasserrichtlinie, 
der zum selben Zeitpunkt veröffentlicht werden soll 
(siehe Artikel 16 der Hochwasserrichtlinie). Die 
Mitgliedstaaten hatten bis März 2022 Zeit, diese Pläne 
vorzulegen. 

   
 

2 a) 103    Die Kommission hat eine Arbeitsgruppe mit den 
Mitgliedstaaten eingesetzt, um die Kosten und die 
Finanzierung der für die Umsetzung der 
Wasserrahmenrichtlinie und der Hochwasserrichtlinie 
erforderlichen Maßnahmen zu erörtern. Außerdem hat 
die Kommission eine Reihe von Workshops geplant, um 
die Fähigkeit der Mitgliedstaaten zur Umsetzung solcher 
Maßnahmen zu stärken. Die Kommission behielt ihren 
ursprünglichen Standpunkt bei, wonach sie 
beabsichtigt, über die Bewertung der zweiten Runde 

   
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_25/SR_FLOODS_DE.pdf
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Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

von Hochwasserrisikomanagementplänen und der 
dritten Runde von Bewirtschaftungsplänen für die 
Einzugsgebiete im Jahr 2024 und nicht bis März 2022, 
der vom Hof gesetzten Frist für die Umsetzung dieser 
Empfehlung, Bericht zu erstatten. Weitere Einzelheiten 
sind den Kommentaren zu Empfehlung 1 zu entnehmen. 

2 b) 103    In einer 2021 von der Weltbank durchgeführten und 
von der Kommission geförderten Studie über die 
wirtschaftlichen Aspekte der Katastrophenprävention 
und -vorsorge ("Investment in Disaster Risk 
Management in Europe Makes Economic Sense") wurde 
bestätigt, dass im Hinblick auf grenzüberschreitende 
Investitionen eine umfassende Bewertung 
grenzüberschreitender Einzugsgebiete durchgeführt 
werden muss, was im Einklang mit der Empfehlung des 
Hofes steht. Die Kommission behielt ihren 
ursprünglichen Standpunkt bei, wonach sie 
beabsichtigt, über die Bewertung der zweiten Runde 
von Hochwasserrisikomanagementplänen und der 
dritten Runde von Bewirtschaftungsplänen für die 
Einzugsgebiete im Jahr 2024 und nicht bis März 2022, 
der vom Hof gesetzten Frist für die Umsetzung dieser 
Empfehlung, Bericht zu erstatten. Weitere Einzelheiten 
sind den Kommentaren zu Empfehlung 1 zu entnehmen. 

   
 

3 106 
 

  Gemäß der aktuellen Verordnung für die Strukturfonds 
2021–2027 sollten die finanzierten Vorhaben "ein 
optimales Verhältnis zwischen der Höhe der 
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Unterstützung, den unternommenen Aktivitäten und 
dem Erreichen der Ziele" herstellen. Der Hof hatte die 
Durchführung einer Kosten-Nutzen-Analyse empfohlen. 
Die Kommission hat mit Unterstützung der JASPERS-
Initiative Leitlinien für vereinfachte Kosten-Nutzen-
Analysen herausgegeben. Die Mitgliedstaaten können 
jedoch noch andere Methoden anwenden, die 
möglicherweise einfacher, aber weniger relevant und 
objektiv sind und somit ein geringeres Maß an 
Sicherheit in Bezug auf die Priorisierung von 
Hochwasserschutzmaßnahmen im Rahmen der 
Hochwasserrisikomanagementpläne bieten. 

4 107   x     
 

5 108   x     
 

6 A) 112    In der neuen EU-Strategie für die Anpassung an den 
Klimawandel (COM(2021) 82) bekräftigte die 
Kommission ihre allgemeine Verpflichtung, das Wissen 
und die Modellierung in Bezug auf die Anpassung an 
den Klimawandel zu verbessern. Um die Mitgliedstaaten 
bei der Entwicklung besserer Maßnahmen zu 
unterstützen, veröffentlichte die Kommission im 
September 2021 einen Bericht über die derzeitige Praxis 
des Hochwasserrisikomanagements in der EU ("Current 
Practice in Flood Risk Management in the European 
Union"), und im Oktober 2021 veranstaltete die 

   
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=COM%3A2021%3A82%3AFIN


 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

Arbeitsgruppe Hochwasser (der von den 
Mitgliedstaaten benannte Sachverständige und 
Kommissionsbeamte angehören) einen Workshop zu 
damit verbundenen Themen. Die Kommission hat bis 
zum 22. Dezember 2024 Zeit, über ihre Kontrollen der 
Fortschritte der Mitgliedstaaten bei der Datenerhebung 
und -modellierung Bericht zu erstatten. Dies steht im 
Zusammenhang mit dem Bericht über die Umsetzung 
der Hochwasserrichtlinie, der (gemäß Artikel 16 der 
Hochwasserrichtlinie) zum selben Zeitpunkt 
veröffentlicht werden soll. 

6 B) a) 112    Die Kommission hat die Mitgliedstaaten aufgefordert, 
die Auswirkungen des Klimawandels auf 
Überschwemmungen anhand von Studien und 
Forschungsarbeiten zu schätzen und in Modellen 
darzustellen. Die Kommission hat bis zum 
22. Dezember 2024 Zeit, über die vom Hof empfohlenen 
Kontrollen Bericht zu erstatten. Dies steht im 
Zusammenhang mit den Berichten über die Umsetzung 
der Wasserrahmenrichtlinie und der 
Hochwasserrichtlinie, die zum selben Zeitpunkt 
veröffentlicht werden sollen. 

   
 

6 B) b) 112     x   
 

6 B) c) 112     x   
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7 a) 113    Die Kommission hat begonnen, die Mitgliedstaaten dazu 
anzuhalten, Maßnahmen zu planen, um den 
Versicherungsschutz gegen Hochwasserrisiken zu 
erhöhen und die Öffentlichkeit für die Vorteile eines 
solchen Versicherungsschutzes zu sensibilisieren (siehe 
die Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen 
"Closing the climate protection gap", SWD(2021) 123). 
Die Kommission muss noch prüfen, ob die 
Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen zur 
Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Vorteile eines 
Versicherungsschutzes gegen Hochwasserrisiken 
geplant haben. 

    

7 b) 113    Die Kommission hat mit den Mitgliedstaaten einen 
Workshop zu Versicherungen und Hochwasser 
organisiert und im Rahmen der Strategie zur 
Finanzierung einer nachhaltigen Wirtschaft 
(COM(2021) 390) geeignete Maßnahmen geplant. Die 
Kommission muss noch prüfen, ob die Mitgliedstaaten 
geeignete Maßnahmen zur Verbesserung des 
Versicherungsschutzes gegen Hochwasserrisiken 
geplant haben. 

    

8 a) 115 
 

  Die Kommission überprüfte, ob die erste Runde von 
Hochwasserrisikomanagementplänen 
Raumplanungsinformationen enthielt, und stellte fest, 
dass diese Informationen sehr begrenzt waren. Im 
Jahr 2020 veranstaltete die Kommission einen 
Workshop mit den Mitgliedstaaten zum Thema 

   
 

https://ec.europa.eu/clima/system/files/2021-06/swd_2021_123_en.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=COM:2021:390:FIN
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Raumplanung und Hochwasser. Die Kommission hat 
ihren ursprünglichen Standpunkt beibehalten, diese 
Empfehlung nicht zu akzeptieren und nicht umzusetzen, 
da die Flächennutzungsplanung ihrer Ansicht nach in 
den Zuständigkeitsbereich der Mitgliedstaaten fällt. 

8 b) 115 
 

x      
 

SB 26/2018 –  
"Zahlreiche 
Verzögerungen bei 
den IT-Systemen 
für den Zoll: Was 
ist falsch 
gelaufen?" 

1 a) 50   x     
 

1 b) 50   x     
 

2 a) 50  x      
 

2 b) 50  x      
 

3 a) 50   x     
 

3 b) 50  x      
 

4 50  x      
 

5 a) 50  x      
 

5 b) 50   x     
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_26/SR_CUSTOMS_IT_DE.pdf
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SB 31/2018 –  
"Tierschutz in der 
EU: Schließung der 
Lücke zwischen 
ehrgeizigen Zielen 
und praktischer 
Umsetzung" 

1 a) 100  x      
 

1 b) 100    Die Kommission hat eine Standardvorlage entwickelt, 
die von den Mitgliedstaaten in den Jahresberichten zu 
verwenden ist, die sie der Kommission vorlegen. Die 
Kommission beabsichtigt, anhand der von den 
Mitgliedstaaten gemeldeten Ergebnisse Ausgangs- und 
Zielindikatoren für den Tierschutz in 
landwirtschaftlichen Betrieben festzulegen. Sie muss 
noch Ausgangs- und Zielindikatoren festlegen, um den 
Grad der Einhaltung der Vorschriften durch die 
Mitgliedstaaten in den verbleibenden Risikobereichen 
zu messen und zu vergleichen. 

   
 

1 c) 100    Um den Schlussfolgerungen der veröffentlichten 
Bewertung der Strategie der Europäischen Union für 
den Schutz und das Wohlergehen von Tieren 2012–
2015 Rechnung zu tragen, hat die Kommission mehrere 
Folgemaßnahmen vorgesehen: die Erstellung eines 
Fahrplans für eine Eignungsprüfung zu den EU-
Tierschutzvorschriften, eine öffentliche Konsultation zur 
Überarbeitung dieser Rechtsvorschriften und die 
Tierwohlkennzeichnung. Anfang 2022 arbeitete die 
Kommission an dem Fahrplan für die Eignungsprüfung 
zu den EU-Tierschutzvorschriften. 

   
 

2 a) 102  x      
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_31/SR_ANIMAL_WELFARE_DE.pdf
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2 b) 102  x      
 

3 a) 103 
 

   x   
 

3 b) 103  x      
 

4 a) 104    Die Mitgliedstaaten mussten ihre GAP-Strategiepläne 
bis zum 31. Dezember 2021 vorlegen. Sie können 
Maßnahmen der landwirtschaftlichen Betriebe fördern, 
die über die Mindestanforderungen an den Tierschutz 
hinausgehen. Das Schwanzkupieren bei Schweinen 
wurde als ein Problem identifiziert, das auf politischer 
Ebene angegangen werden muss, um die Einhaltung der 
Tierschutzvorschriften im Rahmen der Strategie "Vom 
Hof auf den Tisch" zu erreichen. Die nationalen 
Strategiepläne wurden noch nicht genehmigt. Die 
Kommission hat in Bezug auf den Tierschutz noch 
keinen delegierten Rechtsakt zur Ergänzung der 
Verordnung über die Strategiepläne erlassen. Die 
möglichen Überschneidungen zwischen Programmen 
zur Entwicklung des ländlichen Raums und privaten 
Regelungen für ähnliche Tierschutzverpflichtungen sind 
nach wie vor unklar. 

   
 

4 b) 104  x      
 

4 c) 104  x      
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht mehr 
relevant 

SB 33/2018 –  
"Bekämpfung der 
Wüstenbildung in 
der EU: eine 
zunehmende 
Bedrohung, die 
verstärkte 
Maßnahmen 
erfordert" 

1 a) 74    Die Kommission hat zwar Schritte unternommen, um 
Indikatoren festzulegen und das verfügbare Wissen zu 
konsolidieren, aber sie hat noch keine Methodik 
festgelegt, um das Ausmaß der Wüstenbildung und 
Landverödung in der EU zu bestimmen. 

   
 

1 b) 74    Die Kommission hat zwar Schritte zur systematischen 
Erhebung und zum Austausch von Informationen über 
Wüstenbildung und Landverödung unternommen (z. B. 
die Einrichtung der EU-Bodenbeobachtungsstelle), aber 
sie hat die Daten noch nicht auf verständliche und 
benutzerfreundliche Weise zur öffentlichen 
Verwendung zur Verfügung gestellt. 

   
 

2 76  x      
 

3 a) 78    Die Kommission hat eine Studie finanziert und in ihrer 
neuen Bodenstrategie auf das Thema 
Bodendegradationsneutralität hingewiesen. Jedoch hat 
sie noch nicht erläutert, wie die EU bis 2030 
Bodendegradationsneutralität erreichen will. 

   
 

3 b) 78  x      
 

3 c) 78      x   

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_33/SR_DESERTIFICATION_DE.pdf
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SB 34/2018 –  
"Büroräume der 
EU-Organe – einige 
gute Management-
verfahren, aber 
auch verschiedene 
Schwachstellen" 

1 (erster 
Absatz) 

93    Die Kommission hat einige der wichtigsten Grundsätze 
ihrer Gebäudestrategie in mehreren Dokumenten 
dargelegt. Einige von ihnen sind jedoch überholt oder 
decken nicht das gesamte Portfolio der Kommission ab. 
Die Kommission hat ihre wichtigsten 
Entscheidungsgrundsätze noch nicht in einer 
allgemeinen Gebäudestrategie, die ihr gesamtes 
Portfolio abdeckt, aktualisiert und formalisiert. 

   
 

1 
(zweiter 
Absatz) 

93  x      
 

2 i) 94       x  

2 ii) 94       x  

3 97 
 

x      
 

4 98  x      
 

5 a) 101  x      
 

5 b) 101    Die Organe haben sich auf gemeinsame Bestimmungen 
für Messverfahren für alle Hauptstandorte der EU-
Organe (Brüssel, Luxemburg und Straßburg) geeinigt. 
Dies ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der 
Vergleichbarkeit der Flächendaten. Die Organe haben 

   
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_34/SR_EU_OFFICES_DE.pdf
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sich noch nicht auf gemeinsame Kostenindikatoren 
geeinigt und teilen derzeit weder Flächen- noch 
Kostenindikatoren in interinstitutionellen Foren. 
Anhand der Daten in den jährlichen Arbeitsunterlagen 
zu Gebäuden können die Flächen- oder 
Kostenindikatoren weder berechnet noch miteinander 
verglichen werden. 

5 c) 101   x     
 

SB 35/2018 –  
"Transparenz der 
von NRO 
verwendeten EU-
Mittel: weitere 
Anstrengungen 
erforderlich" 

1 a) 66 
 

 x     
 

1 b) 66 
 

 x     
 

2 a) 69  x      
 

2 b) 69  x      
 

3 a) 71  x      
 

3 b) 71  x      
 

3 c) 71  x      
 

4 a) 74  x      
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_35/SR_NGO_FUNDING_DE.pdf
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4 b) 74  x      
 

4 c) 74  x      
 

Quelle: Europäischer Rechnungshof. 

  



 

 

Anhang 3.2 – Genauer Stand der Empfehlungen von 2018 aufgeschlüsselt nach Bericht – sonstige 
geprüfte Stellen 

Akzeptanzgrad:  akzeptiert;  teilweise akzeptiert;  nicht akzeptiert.  

Grad der Zeitnähe:  fristgerecht;  verzögert;  Frist noch nicht verstrichen;  keine Folgemaßnahmen;  keine Bewertung der Zeitnähe. 
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SB 02/2018 –  
"Die Effizienz der 
Verwaltung der 
EZB auf dem 
Gebiet des Krisen-
managements für 
Banken" 

Europäische Zentralbank (EZB) 

1 a) 123  x      
 

1 b) 123  x      
 

2 a) 124  x      
 

2 b) 124  x      
 

3 a) 125   x     
 

3 b) 125   x     
 

3 c) 125  x      
 

4 126   x     
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_02/SR_SSM2_DE.pdf
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5 a) 127  x      
 

5 b) 127    Die Einrichtung einer unabhängigen Generaldirektion 
für Vor-Ort-Prüfungen durch die EZB Ende 2019 war ein 
positiver Schritt. Obwohl in jüngster Zeit 
Einstellungsverfahren zur Besetzung freier Stellen 
durchgeführt wurden, reichen die Kapazitäten vor Ort 
nach wie vor nicht aus, um Probleme im 
Zusammenhang mit der Qualität der Vermögenswerte 
ohne Weiteres anzugehen und sie umfassend 
abzudecken. Bei den Prüfungen vor Ort wurde die 
Gesamtqualität der Vermögenswerte der Banken, die 
im Rahmen des aufsichtlichen Überprüfungs- und 
Bewertungsprozesses (SREP) ein Rating von 4 erhalten 
hatten, nicht ausreichend berücksichtigt. Es gibt keinen 
Puffer für unvorhergesehene Ausgaben, und die der EZB 
vor Ort zur Verfügung stehenden Ressourcen 
(Kompetenzen, Geografie, rechtzeitige Verfügbarkeit) 
sind nach wie vor begrenzt. In den letzten Jahren 
wurden umfassende Bewertungen der Qualität der 
Vermögenswerte vor allem dann durchgeführt, wenn 
Banken dem einheitlichen Aufsichtsmechanismus 
beitraten. Sie wurden jedoch selten genutzt, um die 
Gesamtqualität der Vermögenswerte von Banken mit 
sich verschlechternder Finanzlage oder die 
Angemessenheit ihrer Verbindlichkeiten umfassend zu 
überprüfen (gemäß Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe h der 
Richtlinie über die Sanierung und Abwicklung von 

   
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32014L0059
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Kreditinstituten und Ziffer 11 der Leitlinien der 
Europäischen Bankenaufsichtsbehörde zu den 
Bedingungen für die Prüfung der Anwendung von 
Frühinterventionsmaßnahmen). Bestimmte Aspekte der 
Kreditrisiken und/oder der Bonität ausgewählter 
Portfolios wurden stattdessen routinemäßig im Rahmen 
von Vor-Ort-Prüfungen bewertet. 

5 c) 127   x     
 

6 a) 128  x      
 

6 b) 128 
 

   x   
 

7 129 
 

   x   
 

8 130 
 

x      
 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex%3A32014L0059
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/1151520/9d796302-bbea-4869-bd2c-642d3d817966/EBA-GL-2015-03_EN%20Guidelines%20on%20early%20intervention%20measures.pdf?retry=1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/1151520/9d796302-bbea-4869-bd2c-642d3d817966/EBA-GL-2015-03_EN%20Guidelines%20on%20early%20intervention%20measures.pdf?retry=1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/1151520/9d796302-bbea-4869-bd2c-642d3d817966/EBA-GL-2015-03_EN%20Guidelines%20on%20early%20intervention%20measures.pdf?retry=1
https://www.eba.europa.eu/sites/default/documents/files/documents/10180/1151520/9d796302-bbea-4869-bd2c-642d3d817966/EBA-GL-2015-03_EN%20Guidelines%20on%20early%20intervention%20measures.pdf?retry=1
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SB 14/2018 –  
"Die chemischen, 
biologischen, 
radiologischen und 
nuklearen 
Exzellenzzentren 
der EU: Weitere 
Fortschritte sind 
erforderlich" 

Europäischer Auswärtiger Dienst (EAD) 

3 a) 68  x      
 

3 b) 68  x      
 

SB 15/2018 –  
"Stärkung der 
Kapazitäten der 
internen 
Sicherheitskräfte in 
Niger und Mali: nur 
begrenzte und 
langsame 
Fortschritte" 

Europäischer Auswärtiger Dienst (EAD) 

1 (erster 
Spiegel-
strich) 

64  x      
 

2 65    Der EU-Mission zum Ausbau der Kapazitäten in Niger ist 
es gelungen, freie Stellen schneller zu besetzen. Es gibt 
keine Belege dafür, dass die Mission der EU zum Ausbau 
der Kapazitäten in Mali versucht hat, innovative 
Lösungen zur Besetzung freier Stellen umzusetzen. 

   
 

3 (erster 
Spiegel-
strich) 

66  x      
 

4 67  x      
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_14/SR_CBRN_DN.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_15/SR_SAHEL_DE.pdf
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5 69   x     
 

SB 29/2018 –  
"Die EIOPA hat 
einen wesentlichen 
Beitrag zur Aufsicht 
und Stabilität im 
Versicherungs-
sektor geleistet, es 
sind jedoch noch 
erhebliche Heraus-
forderungen zu 
bewältigen" 

Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung (EIOPA) 

1 a) 93  x      
 

1 b) 93    Aus den Peer-Review-Berichten geht nicht hervor, dass 
sie sich jeweils auf ein einziges Thema der aufsichtlichen 
Konvergenz konzentrieren. Die Peer Reviews wurden 
nicht innerhalb eines Jahres abgeschlossen, wenngleich 
in dieser Hinsicht erhebliche Fortschritte erzielt wurden. 

   
 

1 c) 93  x      
 

2 a) 96  x      
 

2 b) 96  x      
 

3 a) 97   x     
 

3 b) 97   x     
 

4 a) 99  x      
 

4 b) 99  x      
 

5 100  x      
 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_29/SR_EIOPA_DE.pdf
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6 101   x     
 

7 a) 102  x      
 

7 b) 102  x      
 

7 c) 102      x   

8 a) 105  x      
 

8 b) 105  x      
 

8 c) 105  x      
 

SB 34/2018 –  
"Büroräume der 
EU-Organe – einige 
gute Management-
verfahren, aber 
auch verschiedene 
Schwachstellen" 

Europäisches Parlament 

1 (erster 
Absatz) 

93  x      
 

1 
(zweiter 
Absatz) 

93   x     
 

2 i) 94       x  

2 ii) 94       x  

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_34/SR_EU_OFFICES_DE.pdf


 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht 
mehr 

relevant 

3 97  x      
 

4 98      x   

5 a) 101  x      
 

5 b) 101    Die Organe haben sich auf gemeinsame Bestimmungen 
für Messverfahren für alle Hauptstandorte der EU-
Organe (Brüssel, Luxemburg und Straßburg) geeinigt. 
Dies ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der 
Vergleichbarkeit der Flächendaten. Die Organe haben 
sich noch nicht auf gemeinsame Kostenindikatoren 
geeinigt und teilen derzeit weder Flächen- noch 
Kostenindikatoren in interinstitutionellen Foren. 
Anhand der Daten in den jährlichen Arbeitsunterlagen 
zu Gebäuden können die Flächen- oder 
Kostenindikatoren weder berechnet noch miteinander 
verglichen werden. 

   
 

5 c) 101   x     
 

Rat der Europäischen Union (Rat) 

1 (erster 
Spiegel-
strich) 

93   x     
 

1 
(zweiter 

93  x      
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht 
mehr 

relevant 

Spiegel-
strich) 

2 i) 94       x  

2 ii) 94       x  

3 97      x   

4 98  x      
 

5 a) 101    Der Rat arbeitet an einem neuen 
Flächenmanagementverfahren, in dem neue 
Indikatoren festgelegt werden. Es ist jedoch noch nicht 
abgeschlossen. 

   
 

5 b) 101    Die Organe haben sich auf gemeinsame Bestimmungen 
für Messverfahren für alle Hauptstandorte der EU-
Organe (Brüssel, Luxemburg und Straßburg) geeinigt. 
Dies ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der 
Vergleichbarkeit der Flächendaten. Die Organe haben 
sich noch nicht auf gemeinsame Kostenindikatoren 
geeinigt und teilen derzeit weder Flächen- noch 
Kostenindikatoren in interinstitutionellen Foren. 
Anhand der Daten in den jährlichen Arbeitsunterlagen 
zu Gebäuden können die Flächen- oder 
Kostenindikatoren weder berechnet noch miteinander 
verglichen werden. 

   
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht 
mehr 

relevant 

5 c) 101   x     
 

Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 

1 (erster 
Absatz) 

93   x     
 

1 
(zweiter 
Absatz) 

93  x      
 

2 i) 94       x  

2 ii) 94       x  

3 97  x      
 

4 98  x      
 

5 a) 101       x  

5 b) 101    Die Organe haben sich auf gemeinsame Bestimmungen 
für Messverfahren für alle Hauptstandorte der EU-
Organe (Brüssel, Luxemburg und Straßburg) geeinigt. 
Dies ist ein wichtiger Schritt zur Verbesserung der 
Vergleichbarkeit der Flächendaten. Die Organe haben 
sich noch nicht auf gemeinsame Kostenindikatoren 
geeinigt und teilen derzeit weder Flächen- noch 

   
 



 

 

Nummer und 
Titel des Berichts Nr. 

Ziffer 
im 

Sonder-
bericht 

Akzeptanz-
grad 

Umsetzungsgrad 

Grad der 
Zeitnähe Vollständig Weitgehend Teilweise Nicht 

umgesetzt 

Keine Schluss-
folgerungen 

bezüglich des 
Umfangs der 
Umsetzung 

möglich 

Nicht 
mehr 

relevant 

Kostenindikatoren in interinstitutionellen Foren. 
Anhand der Daten in den jährlichen Arbeitsunterlagen 
zu Gebäuden können die Flächen- oder 
Kostenindikatoren weder berechnet noch miteinander 
verglichen werden. 

5 c) 101  x      
 

Europäische Zentralbank (EZB) 

1 (erster 
Absatz) 

93  x      
 

1 
(zweiter 
Absatz) 

93  x      
 

2 i) 94       x  

2 ii) 94       x  

Quelle: Europäischer Rechnungshof. 



 

 

Anhang 3.3 – Sonderberichte, bei denen alle an die Kommission 
gerichteten Empfehlungen vollständig oder weitgehend 
umgesetzt wurden 

o Sonderbericht 05/2018 – "Erneuerbare Energien für eine nachhaltige Entwicklung 
des ländlichen Raums: beträchtliche, aber größtenteils ungenutzte 
Synergiepotenziale" 

o Sonderbericht 07/2018 – "Heranführungshilfe der EU für die Türkei: bislang nur 
begrenzte Ergebnisse" 

o Sonderbericht 08/2018 – "EU-Unterstützung für produktive Investitionen in 
Unternehmen – größeres Augenmerk auf Dauerhaftigkeit erforderlich" 

o Sonderbericht 11/2018 – "Neue Optionen für die Finanzierung von Projekten zur 
Entwicklung des ländlichen Raums: einfacher, aber nicht ergebnisorientiert" 

o Sonderbericht 12/2018 – "Der Breitbandausbau in den EU-Mitgliedstaaten: Trotz 
Fortschritten werden nicht alle Ziele der Strategie Europa 2020 erreicht" 

o Sonderbericht 14/2018 — "Die chemischen, biologischen, radiologischen und 
nuklearen Exzellenzzentren der EU: Weitere Fortschritte sind erforderlich" 

o Sonderbericht 15/2018 — "Stärkung der Kapazitäten der internen 
Sicherheitskräfte in Niger und Mali: nur begrenzte und langsame Fortschritte" 

o Sonderbericht 20/2018 — "Die Afrikanische Friedens- und Sicherheitsarchitektur 
(APSA): Es bedarf einer Neuausrichtung der EU-Unterstützung" 

o Sonderbericht 21/2018 — "Bei Auswahl und Begleitung von EFRE- und ESF-
Projekten überwiegt im Zeitraum 2014–2020 nach wie vor die 
Outputorientierung" 

o Sonderbericht 23/2018 – "Luftverschmutzung: Unsere Gesundheit ist nach wie 
vor nicht hinreichend geschützt" 

o Sonderbericht 24/2018 — "Großkommerzielle Demonstration von CO2-
Abscheidung und -Speicherung und innovativen Technologien für erneuerbare 
Energien in der EU: Die für die letzten zehn Jahre geplanten Fortschritte wurden 
nicht erzielt" 

o Sonderbericht 26/2018 — "Zahlreiche Verzögerungen bei den IT-Systemen für 
den Zoll: Was ist falsch gelaufen?" 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_05/SR_Renewable_Energy_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_07/SR_TURKEY_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_08/SR_DURABILITY_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_11/SR_SCO_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_12/SR_BROADBAND_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_14/SR_CBRN_DN.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_15/SR_SAHEL_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_20/SR_APSA_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_21/SR_PROJECT_PERFORMANCE_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_23/SR_AIR_QUALITY_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_24/SR_CCS_DE.pdf
https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_26/SR_CUSTOMS_IT_DE.pdf


 

 

o Sonderbericht 35/2018 – "Transparenz der von NRO verwendeten EU-Mittel: 
weitere Anstrengungen erforderlich" 

Anmerkung: Nicht in der vorstehenden Liste enthalten sind die vier Empfehlungen, für die aufgrund 
ihrer nicht mehr gegebenen Relevanz keine Bewertung des Umsetzungsstands erforderlich war, und die 
16 Empfehlungen, deren Umsetzung zum Zeitpunkt der Weiterverfolgungsprüfung des Hofes noch nicht 
fällig war. 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR18_35/SR_NGO_FUNDING_DE.pdf


Anhang 

Weiterverfolgung der Empfehlungen aus Kapitel 3 des Jahresberichts zum Haushaltsjahr 2018 

Jahr Empfehlung des Hofes 

Analyse der erzielten Fortschritte durch den Hof 

Vollständig 
umgesetzt 

Stand der Umsetzung Nicht 
umgesetzt 

Nicht 
zutreffend 

Unzureichende 
Nachweise Weitgehend Teilweise 

2018 

Empfehlung 3.1 – Die Kommission sollte sich darum 
bemühen, in die Programmabrisse Indikatoren aufzunehmen, 
die 
 

a) durch ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen Inputs,
Outputs, Ergebnissen und Auswirkungen relevantere 
Informationen zu den Resultaten von EU-
Ausgabenprogrammen liefern. 

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

2018 

Empfehlung 3.1 – Die Kommission sollte sich darum 
bemühen, in die Programmabrisse Indikatoren aufzunehmen, 
die 
b) eine klare Verbindung zu den im Rahmen der EU-
Ausgabenprogramme finanzierten Maßnahmen aufweisen. 

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A52019TA1008%2801%29


Jahr Empfehlung des Hofes 

Analyse der erzielten Fortschritte durch den Hof 

Vollständig 
umgesetzt 

Stand der Umsetzung Nicht 
umgesetzt 

Nicht 
zutreffend 

Unzureichende 
Nachweise Weitgehend Teilweise 

2018 

Empfehlung 3.1 – Die Kommission sollte sich darum 
bemühen, in die Programmabrisse Indikatoren aufzunehmen, 
die 
c) die Resultate der Ausgabenprogramme und nicht die 
Leistung der Kommission und der anderen mit der 
Umsetzung betrauten Stellen wiedergeben; 

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

2018 

Empfehlung 3.1 – Die Kommission sollte sich darum 
bemühen, in die Programmabrisse Indikatoren aufzunehmen, 
die 
d) die Programmziele abdecken.


Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

2018 

Empfehlung 3.2 – Damit die Fortschritte bei der Erreichung 
der Zielvorgabe gegenüber dem Ausgangswert berechnet 
werden können, sollte die Kommission für alle Programme 
Leistungsrahmen vorschlagen, deren Leistungsindikatoren 
die nachstehend genannten Merkmale aufweisen. Hält die 
Kommission dies bei einem bestimmten Indikator für nicht 
sinnvoll, sollte sie ihre Entscheidung in den 
Programmabrissen erläutern. 
a) quantitative Ausgangswerte mit Angabe des Referenzjahrs.

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 



Jahr Empfehlung des Hofes 

Analyse der erzielten Fortschritte durch den Hof 

Vollständig 
umgesetzt 

Stand der Umsetzung Nicht 
umgesetzt 

Nicht 
zutreffend 

Unzureichende 
Nachweise Weitgehend Teilweise 

2018 

Empfehlung 3.2 – Damit die Fortschritte bei der Erreichung 
der Zielvorgabe gegenüber dem Ausgangswert berechnet 
werden können, sollte die Kommission für alle Programme 
Leistungsrahmen vorschlagen, deren Leistungsindikatoren 
die nachstehend genannten Merkmale aufweisen. Hält die 
Kommission dies bei einem bestimmten Indikator für nicht 
sinnvoll, sollte sie ihre Entscheidung in den 
Programmabrissen erläutern. 

b) quantitative Etappenziele.

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

2018 

Empfehlung 3.2 – Damit die Fortschritte bei der Erreichung 
der Zielvorgabe gegenüber dem Ausgangswert berechnet 
werden können, sollte die Kommission für alle Programme 
Leistungsrahmen vorschlagen, deren Leistungsindikatoren 
die nachstehend genannten Merkmale aufweisen. Hält die 
Kommission dies bei einem bestimmten Indikator für nicht 
sinnvoll, sollte sie ihre Entscheidung in den 
Programmabrissen erläutern. 

c) quantitative Zielvorgaben mit Angabe des Jahres, in dem
die Zielwerte erreicht sein sollen;

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 



Jahr Empfehlung des Hofes 

Analyse der erzielten Fortschritte durch den Hof 

Vollständig 
umgesetzt 

Stand der Umsetzung Nicht 
umgesetzt 

Nicht 
zutreffend 

Unzureichende 
Nachweise Weitgehend Teilweise 

2018 

Empfehlung 3.2 – Damit die Fortschritte bei der Erreichung 
der Zielvorgabe gegenüber dem Ausgangswert berechnet 
werden können, sollte die Kommission für alle Programme 
Leistungsrahmen vorschlagen, deren Leistungsindikatoren 
die nachstehend genannten Merkmale aufweisen. Hält die 
Kommission dies bei einem bestimmten Indikator für nicht 
sinnvoll, sollte sie ihre Entscheidung in den 
Programmabrissen erläutern. 

d) Daten, die das erforderliche Qualitätsniveau aufweisen,
damit die gegenüber dem Ausgangswert im Hinblick auf die
Zielvorgabe erreichten Fortschritte leicht berechnet werden
können.

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

2018 

Empfehlung 3.3 – Die Kommission sollte darauf hinarbeiten, 
für alle Leistungsindikatoren rechtzeitig 
Leistungsinformationen zu erhalten, beispielsweise indem sie 
neue Berichterstattungsinstrumente auf Internetplattformen 
einführt. 

Datum für die Umsetzung: bei Projektbeginn im Jahr 2021. 

X 



Jahr Empfehlung des Hofes 

Analyse der erzielten Fortschritte durch den Hof 

Vollständig 
umgesetzt 

Stand der Umsetzung Nicht 
umgesetzt 

Nicht 
zutreffend 

Unzureichende 
Nachweise Weitgehend Teilweise 

2018 

Empfehlung 3.4 – Die Kommission sollte die vorgeschlagenen 
Zielvorgaben dokumentieren, damit die Haushaltsbehörde 
bewerten kann, wie ehrgeizig sie sind. Dazu gehört auch, 
dass für alle Indikatoren von Ausgabenprogrammen 
Zielwerte vorgeschlagen werden. 

Datum für die Umsetzung: 2022, bei Veröffentlichung der 
Programmabrisse für den Haushaltsplan 2023. 

X 

2018 

Empfehlung 3.5 – Die Kommission sollte die Übersicht über 
die Programmleistung weiter verbessern, indem sie 
insbesondere 
a) ein und dieselbe Methode zur Berechnung der gegenüber
dem Ausgangswert im Hinblick auf die Zielvorgabe erreichten 
Fortschritte anwendet. Hält die Kommission dies bei einem
bestimmten Indikator für nicht durchführbar, sollte sie ihren 
Ansatz in der Übersicht über die Programmleistung erläutern;


Datum für die Umsetzung: Ausgabe 2021 der Übersicht über 
die Programmleistung. 

X 

2018 

Empfehlung 3.5 – Die Kommission sollte die Übersicht über 
die Programmleistung weiter verbessern, indem sie 
insbesondere 
b) für jedes Programm die Gründe für die Auswahl der
Leistungsindikatoren erläutert. 

Datum für die Umsetzung: Ausgabe 2021 der Übersicht über 
die Programmleistung. 

X 
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ANTWORTEN DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION AUF DEN 

BERICHT DES EUROPÄISCHEN RECHNUNGSHOFES ZUR 

LEISTUNG DES EU-HAUSHALTS – STAND ZUM 

JAHRESENDE 2021  

„KAPITEL 1– BERÜCKSICHTIGUNG DER HORIZONTALEN 

POLITISCHEN PRIORITÄTEN DER KOMMISSION IM EU-

HAUSHALT“ 

 

EINLEITUNG ZU DEN ANTWORTEN DER KOMMISSION 

Die Kommission begrüßt, dass der Schwerpunkt des EuRH-Jahresberichts 2021 auf der Leistung im 
Bereich des politischen Mainstreaming liegt.  

Das Mainstreaming ist ein wesentliches Instrument für die Kommission, um horizontale Ziele wie 
die Bekämpfung des Klimawandels oder das Streben nach einer gleichberechtigteren Gesellschaft 
zu verfolgen und gleichzeitig ihre Ausgabenprogramme auf die Verfolgung spezifischer EU-Ziele in 
den jeweiligen Politikbereichen zu richten. Für den mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021–2027 
wurde das Mainstreaming mit den beiden gesetzgebenden Organen erörtert, und die daraus 
resultierende Einigung wurde in der interinstitutionellen Vereinbarung festgeschrieben. Diese dient 
der Kommission als Leitfaden für die Umsetzung des MFR 2021–2027.  

Wie im EuRH-Bericht anerkannt wird (Ziffer 1.14), ist die Kommission gemäß der 
interinstitutionellen Vereinbarung verpflichtet, das Mainstreaming in den verschiedenen Bereichen 
in unterschiedlichem Umfang zu verfolgen. Diese Unterscheidungen sind nicht nur auf politische 
Erwägungen zurückzuführen, sondern auch auf begrenzte Ressourcen und Informationssysteme. 
Zwar gibt es für einige Prioritäten wie Klimaschutz und Biodiversität ausdrückliche Verpflichtungen, 
die Eingangsaufwendungen zu verfolgen, aber in keinem Bereich erstrecken sich die 
Verpflichtungen auf die Messung der Ergebnisse (im Gegensatz zu den Eingangsaufwendungen). 

Über die interinstitutionelle Vereinbarung hinaus hat die Kommission in der Mitteilung über den 
Leistungsrahmen für den EU-Haushalt von Juni 2021 (COM(2021) 366) ihre Ziele in Bezug auf den 
Leistungsrahmen für den Haushalt, einschließlich der bereichsübergreifenden Prioritäten, 
veröffentlicht (abrufbar unter https://europa.eu/!8DF8RG). Diese Mitteilung bildet die Grundlage für 
ein ehrgeiziges Arbeitsprogramm, das auch Pilotprojekte zur Messung der aggregierten Ergebnisse 
aller Interventionen zulasten des EU-Haushalts in bestimmten Bereichen umfasst. Die 
entsprechenden Arbeiten werden derzeit fortgesetzt. Die Kommission ist zwar nach wie vor voll 
engagiert, doch wurden die Fortschritte in diesem Bereich durch die beispiellosen Krisen und 
Schocks gebremst, die während und seit der Annahme des MFR auftraten und die volle 
Aufmerksamkeit der Kommission erforderten. Angesichts der Umstände und der sich daraus 
ergebenden Einschränkungen hat die Kommission den Schwerpunkt darauf gelegt, die Einhaltung 
ihrer rechtlichen Verpflichtungen zu gewährleisten. 

Aus methodischer Sicht muss der Leistungsrahmen eines bestimmten EU-Ausgabenprogramms 
weder spezifische Ziele noch Indikatoren enthalten, die direkt mit horizontalen (im Gegensatz zu 
programmspezifischen) Prioritäten verbunden sind. Die endgültigen Sätze der spezifischen Ziele und 
der wichtigsten Leistungsindikatoren in den Basisrechtsakten der einzelnen EU-
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Ausgabenprogramme sind in jedem Fall das Ergebnis des Verhandlungsprozesses mit den 
gesetzgebenden Organen. Die Kommission hat ferner versucht, die Zahl der spezifischen Ziele und 
der wichtigsten Leistungsindikatoren für die Gestaltung des MFR 2021–2027 zu verringern und sie 
eng miteinander zu verknüpfen, auch als Reaktion auf eine entsprechende Empfehlung des EuRH 
(Empfehlung 3 aus den Jahresberichten des EuRH für das Haushaltsjahr 2017). Vor diesem 
Hintergrund wird nicht erwartet, dass die wichtigsten Leistungsindikatoren die horizontalen 
Prioritäten, und schon gar nicht die Ziele für nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development 
Goals, SDG), umfassend abdecken. 

In diesem Zusammenhang erfordert die Berichterstattung über die durch die verschiedenen 
Ausgabenprogramme erzielten Auswirkungen ein sorgfältiges Vorgehen bei der Aggregation der 
verfügbaren Informationen.  

In einigen Ziffern (z. B. 1.29, 1.31, 1.44, 2.9, 2.10, 2.11, 2.12) verweist der EuRH auf Feststellungen 
aus einigen seiner früheren Berichte. Die Antworten der Kommission auf diese Feststellungen in 
jenen Berichten bleiben gültig.  
  

BERÜCKSICHTIGUNG HORIZONTALER POLITISCHER 
PRIORITÄTEN M RAHMEN DER AUSGEWÄHLTEN EU-
HAUSHALTSPROGRAMME 

Der Rahmen für die Behandlung der horizontalen politischen Prioritäten im 

MFR 2021–2027 

1.17 Wie der EuRH einräumt, ist die Kommission durch die interinstitutionelle Vereinbarung nicht 

verpflichtet, den Beitrag der gesamten EU-Ausgaben zum digitalen Wandel nachzuverfolgen. Eine 
solche Nachverfolgung findet daher derzeit nicht statt. 

Methoden zur Nachverfolgung der Ausgaben für einige horizontale politische 

Prioritäten 

Klimaschutz 

1.29 Die Kommission ist stets bestrebt, die Beiträge im Bereich der Gemeinsamen Agrarpolitik 

möglichst zuverlässig und wissenschaftlich fundiert zu messen, wobei sie auch berücksichtigt, dass 
die Methodik einfach anzuwenden sein muss und ein übermäßiger Verwaltungsaufwand vermieden 
werden sollte. Die Kommission erklärt sich bereit, die in Artikel 100 Absatz 2 der Verordnung (EU) 
2021/2115 genannten Gewichtungen zu ändern, wenn eine solche Änderung für eine genauere 
Verfolgung der Ausgaben für umwelt- und klimabezogene Ziele gerechtfertigt ist. 

1.31 Die Kommission hat ihre Methodik zur Nachverfolgung der Ausgaben im Bereich der 

Biodiversität im Einklang mit der im Mai 2022 veröffentlichten Studie aktualisiert und im Rahmen 
der jährlichen Leistungs- und Managementbilanz 2021/des Haushaltsentwurfs 2023 auf den 
gesamten EU-Haushalt angewandt. 

Gleichstellung der Geschlechter 

1.36 Die Kommission hat sich bewusst dafür entschieden, in ihre Methodik zur Nachverfolgung 

der Ausgaben für die Gleichstellung der Geschlechter auch Interventionen bzw. Maßnahmen im 
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Rahmen von Programmen einzubeziehen, für die in den Basisrechtsakten möglicherweise keine 
geschlechtsspezifischen Ziele und/oder Anforderungen an nach Geschlecht aufgeschlüsselte 
Indikatordaten vorgesehen sind. Dies liegt zum einen daran, dass die Basisrechtsakte für den 
MFR 2021–2027 bereits angenommen wurden (und somit der Umfang, in dem sie 
geschlechtsspezifische Ziele oder Anforderungen an die Daten enthalten, bereits gegeben ist), und 
zum anderen daran, dass die Programme unabhängig vom Vorhandensein von Indikatoren in ihrem 
Basisrechtsakt den tatsächlichen Beitrag, den sie vor Ort leisten werden, ausreichend begründen. 

1.37 Die Kommission stellt auf ihrer öffentlich zugänglichen Website alle erforderlichen 

Informationen zur Verfügung, damit Interessenträger einen einzigen aggregierten (gewichteten) 
Wert für den nominalen Beitrag des EU-Haushalts zur Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter erhalten können. Die Zuteilung von Gewichtungen, sowohl im Rahmen des EIGE-
Instruments als auch der Dachverordnung, ist künstlich, stellt eine bloße methodische Annahme dar 
und ist weithin als eine Möglichkeit anerkannt, den tatsächlichen Betrag der fraglichen Intervention, 
der tatsächlich zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter eingesetzt wird, zu 
schätzen/annähernd zu ermitteln. 

Nachhaltigkeitsziele 

 

1.39 Im Einklang mit der interinstitutionellen Vereinbarung zum MFR 2021–2027 hat sich die 

Kommission verpflichtet, die Nachhaltigkeitsziele in allen einschlägigen Programmen zu 
berücksichtigen (siehe Ziffer 1.14 oben). Die Kommission hat bewiesen, dass sie dieser 
Verpflichtung nachkommt, indem sie in ihrer Berichterstattung Beispiele dafür anführt, wie die 
jeweiligen Programme zur Erreichung einschlägiger Nachhaltigkeitsziele beitragen. 

BERICHTERSTATTUNG ÜBER DIE UMSETZUNG DER 
HORIZONTALEN POLITISCHEN PRIORITÄTEN 

1.41 Die Kommission bekräftigt ihre Bereitschaft, über die in der interinstitutionellen 

Vereinbarung festgelegten Verpflichtungen in Bezug auf die horizontalen Prioritäten Bericht zu 
erstatten, die sie – wenn auch in unterschiedlichem Umfang – durchzusetzen gedenkt. Keine der 
Verpflichtungen erstreckt sich derzeit auf die Messung, geschweige denn auf die Erzielung 
bestimmter Ergebnisse. Dennoch vertritt die Kommission nachdrücklich die Auffassung, dass die 
Messung der Gesamtergebnisse der vielfältigen Interventionen zulasten des EU-Haushalts in den 
durchgehend zu berücksichtigenden Bereichen wichtig ist.  

Hierzu hat sie ein Pilotprojekt eingeleitet, um die erforderlichen Methoden unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Sachzwänge zu entwickeln. Die Kommission hat stets betont, dass es aus 
verwaltungstechnischer Sicht mit Ressourcenbeschränkungen verbunden ist, über die von ihr 
zugesagten Ergebnisse hinauszugehen. Die Fortschritte in diesem Bereich wurden auch dadurch 
beeinträchtigt, dass die Kommission noch nie da gewesene Krisen und Schocks bewältigen musste, 
die während oder nach der Annahme des MFR aufgetreten sind. 

Die Schlussfolgerungen in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz 

hinsichtlich der Fortschritte bei der durchgehenden Berücksichtigung 

(„Mainstreaming“) der Ziele 



 

4 

1.43 Erster Gedankenstrich – Die Kommission plant, die in diesem Bericht genannten horizontalen 

Prioritäten in unterschiedlichem Umfang zu berücksichtigen. Gemäß der jährlichen Leistungs- und 
Managementbilanz entspricht der Umfang der Aufnahme der wichtigsten übergeordneten 
politischen Ziele in die EU-Haushaltsprogramme vollständig den Plänen/Verpflichtungen der 
Kommission. 

Zweiter Gedankenstrich – Wie zum Beispiel in den Antworten der Kommission auf den 
Sonderbericht des EuRH zum Klimaschutz im EU-Haushalt 2014–2020 erläutert, entsprechen die 
Schätzungen der Kommission über den Beitrag des EU-Haushalts zum Klimawandel sowohl im 
laufenden Jahr als auch in der Vergangenheit und in der Zukunft stets den besten zu diesem 
Zeitpunkt verfügbaren Informationen. Die Kommission verpflichtet sich, ihre Schätzung zu 
aktualisieren, sobald neue Informationen vorliegen, und alle Informationen, auf die sich ihre 
Schätzung stützt, auf transparente Weise zur Verfügung zu stellen. 

Dritter Gedankenstrich – In Bezug auf die Feststellung des EuRH im dritten Aufzählungspunkt von 
Ziffer 1.43 stellt die Kommission fest, dass sie bei der Beschreibung des Umfangs, in dem sie die 
Methodik zur Nachverfolgung von Ausgaben im Bereich Biodiversität aktualisiert hat, das Adverb 
„weitgehend“ verwendet hat, um darauf hinzuweisen, dass sich die Aktualisierung auf die meisten, 
aber nicht auf alle Programme erstreckt hat. 

Vierter Gedankenstrich – In früheren Berichten hatte der EuRH bemängelt, dass mit dem EU-
Haushalt der Anspruch erhoben wurde, weitgehend geschlechtsneutral zu sein. Die erstmalige 
Anwendung der Methodik hat jedoch gezeigt, dass der Großteil des EU-Haushalts einen positiven 
Beitrag zur Gleichstellung der Geschlechter leisten könnte. Dies entspricht der Feststellung des 
EuRH, dass etwa 4 % des EU-Haushalts für die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter 
vorgesehen sind. Die Kommission erkennt an, dass die mit der Punktzahl „0*“ bewerteten 
Maßnahmen zwar einen potenziellen, aber keineswegs einen garantierten Beitrag leisten können 
und dass für die Ermittlung des Umfangs ihres Beitrags (und sogar des Anzeichens eines solchen 
Beitrags) weitere Analysen und Daten erforderlich sind. Es sei darauf hingewiesen, dass es sich um 
eine neuartige Methode handelt, die zum ersten Mal probeweise angewandt wurde, weshalb es 
noch viel Raum für weitere Entwicklungen gibt. 

1.44 Erster Gedankenstrich – Siehe die Antwort der Kommission auf Ziffer 2.15. 

Zweiter Gedankenstrich – Die Kommission hat das ESF+-Programm mit der maximalen Punktzahl 1 
in der jährlichen Leistungs- und Managementbilanz bewertet, um die Bedeutung der Gleichstellung 
der Geschlechter bei der Gestaltung der geteilten Verwaltung zu würdigen. Genauer gesagt ist die 
Gleichstellung der Geschlechter ein horizontaler Grundsatz des ESF+-Programms. Sie muss bei der 
Konzipierung, Umsetzung, Überwachung und Bewertung aller ESF+-Programme berücksichtigt 
werden. Darüber hinaus sind die Mitgliedstaaten im Rahmen der geteilten Verwaltung des ESF+-
Programms verpflichtet, gezielte Maßnahmen zu ergreifen, die auf eine Erhöhung der dauerhaften 
Beteiligung von Frauen am Erwerbsleben und die Verbesserung ihres beruflichen Fortkommens 
abstellen, und bei allen Auswahlkriterien und -verfahren des ESF+-Programms muss die 
Gleichstellung der Geschlechter gewährleistet sein. Schließlich werden alle personenbezogenen 
Daten und Indikatoren des ESF+-Programms nach Geschlecht aufgeschlüsselt. 

Die im Programmabriss angegebenen tatsächlichen Verpflichtungen für das Jahr 2021, die für die 
Gleichstellung der Geschlechter von Belang sind, wurden mit „0“ bewertet, da ihre Umsetzung noch 
nicht begonnen hatte und noch keine Programme der Mitgliedstaaten angenommen worden waren. 

Informationen darüber, ob die Ausgaben gleichzeitig zu mehreren Programmen 

beitragen 
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1.45 Die Kommission weist erneut darauf hin, dass es angebracht ist, immer dann von Synergien 

zu sprechen, wenn eine Tätigkeit zu mehr als einem Ziel beiträgt, und nicht, wenn es sich um eine 
Doppelzählung (mit negativer Konnotation) handelt. 

Messung von Ergebnissen 

1.50 Siehe die Antwort der Kommission auf Ziffer 2.48. 

1.51 Die Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, in Bezug auf das Mainstreaming im Rahmen des 

MFR 2021–2027 über die Verpflichtungen der interinstitutionellen Vereinbarung hinauszugehen. 
Das Tempo der Fortschritte in dieser Hinsicht hängt von den verfügbaren Ressourcen ab. Mehrere 
unvorhergesehene Vorkommnisse, die während und nach der Annahme des MFR eintraten, 
erforderten eine umfassende Reaktion der Kommission, unter anderem durch eine Neuausrichtung 
des Haushaltsvollzugs. 

Unbeschadet der Stringenz des finnischen Beispiels ist die Kommission der Ansicht, dass bei einem 
direkten Vergleich das gesamte Spektrum der Maßnahmen zu berücksichtigen wäre, die aus dem 
EU-Haushalt gefördert werden – gegenüber den von der finnischen Entwicklungspolitik 
unterstützten Maßnahmen. Die Kommission hat gemeinsame Indikatoren für bestimmte 
Politikbereiche wie die Kohäsionspolitik oder die Aufbau- und Resilienzfazilität festgelegt. Die 
Herausforderung liegt in der Festlegung einheitlicher Indikatoren, die für das gesamte Spektrum der 
aus dem EU-Haushalt finanzierten Maßnahmen verwendet werden können. 

Die Überprüfung der gemeldeten Informationen durch die Kommission 

1.52 Die Kommission ist fest entschlossen, in ihrer Berichterstattung qualitativ hochwertige 

Informationen zur Leistung darzustellen. Dazu gehört auch, dass die Kommission festgestellte 
Fehler auf transparente Weise berichtigt. 

Anhang 1.1 – Einbeziehung der horizontalen politischen Prioritäten im 

Rahmen von Folgenabschätzungen  

Die Kommission hat in der Folgenabschätzung die Biodiversität nicht als eine der wichtigsten 
horizontalen Prioritäten für das Programm „Digitales Europa“ betrachtet. In der Folgenabschätzung 
wird auf Seite 65 die Möglichkeit erwähnt, dass das Programm „Digitales Europa“ Synergien mit 
dem LIFE-Programm entwickeln könnte. 

Anhang 1.3 – Für die horizontalen politischen Prioritäten festgelegte 

Ausgabenziele 

In Einklang mit Anhang 2.2 von Kapitel 2 enthält die Rechtsgrundlage des Programms „Digitales 
Europa“ kein Ausgabenziel für Klimaschutz. 
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ANTWORTEN DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION AUF DEN 

BERICHT DES EUROPÄISCHEN RECHNUNGSHOFES ZUR 

LEISTUNG DES EU-HAUSHALTS – STAND ZUM 

JAHRESENDE 2021  

„KAPITEL 2 – LEISTUNGSRAHMEN FÜR DIE HORIZONTALEN 

POLITISCHEN PRIORITÄTEN DER KOMMISSION“ 

 

EINLEITUNG  

2.3 In ihren Berichten über den Haushaltsvollzug bemüht sich die Kommission um ein 

ausgewogenes Verhältnis zwischen Vollständigkeit und Prägnanz, damit die Berichte selbst nützlich 
und leserfreundlich bleiben. Bei der Entscheidung über die Art der Informationen und die Detailtiefe 
stützt sich die Kommission auf die mit den beiden gesetzgebenden Organen in der 
interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 2020 über die Haushaltsdisziplin, die 
Zusammenarbeit im Haushaltsbereich und die wirtschaftliche Haushaltsführung erreichte Einigung. 
Daraus ergibt sich, dass nicht über alle Querschnittsbereiche in gleicher Weise berichtet wird.  

Dennoch enthält die jährliche Leistungs- und Managementbilanz 2021 detaillierte Informationen 
über die neue Pilotmethode zur Nachverfolgung des Beitrags zur Gleichstellung der Geschlechter. 
Der Beitrag zu den Zielen für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (Sustainable 
Development Goals, SDG) wird durch die Berichterstattung über konkrete und anschauliche 
Beispiele ermittelt. 

BERÜCKSICHTIGUNG DER PRIORITÄTEN KLIMASCHUTZ UND 
BIODIVERSITÄT IM LEISTUNGSRAHMEN 

Beitrag des EU-Haushalts zu Klimaschutz und Biodiversität 

2.9-2.12 Bei der Berichterstattung über die Klimaschutzausgaben verweist die Kommission auf 

ihre Antworten auf den Sonderbericht Nr. 9/2022 des EuRH zum Klimaschutz im EU-
Haushalt 2014–2020. 

Die Kommission hat im Juni 2022 ihre neue Methodik zur Nachverfolgung biodiversitätsbezogener 
Ausgaben1 veröffentlicht, die sich auf eine umfassende externe Studie2 stützt und darauf abzielt, 
eine zuverlässige Nachverfolgung zu gewährleisten und die Mängel zu beheben, die durch eine Ex-
post-Bewertung der früheren Nachverfolgungsmethodik und spezifische Empfehlungen festgestellt 
wurden.[1][2] Mit der neuen Methodik werden keine Ausgaben erfasst, die der Biodiversität 
möglicherweise Schaden zufügen, da im Mittelpunkt des Ansatzes für den MFR 2021–2027 die 
Operationalisierung des Grundsatzes der Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen für alle EU-
Fonds und -Programme steht. 

                                                 
1  https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/pdf/Biodiversity_tracking_methodology_for_each_programme_except_CAP.pdf 
2 https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/793eb6ec-dbd6-11ec-a534-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-258471562 

 

https://ec.europa.eu/environment/nature/biodiversity/pdf/Biodiversity_tracking_methodology_for_each_programme_except_CAP.pdf
file://///net1.cec.eu.int/BUDG/Public/cdc/03-RAPPORTS%20ANNUELS/s%20-%20rapport%20annuel%202021/Annual%20report%20on%20Performance/All%20Chapters%20(ICS%20etc)/04%20Continuous%20text/%20
file://///net1.cec.eu.int/BUDG/Public/cdc/03-RAPPORTS%20ANNUELS/s%20-%20rapport%20annuel%202021/Annual%20report%20on%20Performance/All%20Chapters%20(ICS%20etc)/04%20Continuous%20text/%20
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/793eb6ec-dbd6-11ec-a534-01aa75ed71a1/language-en/format-PDF/source-258471562
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Berichterstattung über den Beitrag des Haushalts zu Klimaschutz und 

Biodiversität 

2.14 Die Kommission ist fest entschlossen, in ihrer Berichterstattung qualitativ hochwertige 

Informationen zur Leistung darzustellen, und sie hat die Zuverlässigkeit und Qualität der 
bereitgestellten Informationen weiter verbessert. Dazu gehört auch, dass die Kommission bei der 
Feststellung von Fehlern in transparenter Weise darüber berichtet.  

Die Berichtigung bezieht sich nur auf Band II (Anhänge 1 und 4). Die Kommission ist zuversichtlich, 
dass nach der Berichtigung dieser Fehler in der jährlichen Leistungs- und Managementbilanz nun 
die aktuellsten und genauesten Informationen enthalten sind. 

2.15 Die Kommission stellt fest, dass die Verfolgung der Klimaausgaben im Zeitraum 2014–2020 

durchgeführt wurde und bereits Gegenstand eines Sonderberichts des EuRH Nr. 9/2022 war. Die 
Kommission verweist auch auf ihre Antworten im Sonderbericht Nr. 31/2016.  

Um die Kohärenz zu gewährleisten, wendet die Kommission dieselbe Methodik auch auf den 
laufenden Übergangszeitraum an. Die neue GAP wird am 1. Januar 2023 in Kraft treten; dabei wird 
die Methodik zur Nachverfolgung der Klimaausgaben für den Zeitraum 2023–2027 gemäß den 
Bestimmungen von Artikel 100 der Verordnung (EU) 2021/2115 angewandt. 

2.16 Die Kommission verweist auf ihre Antworten im EuRH-Sonderbericht Nr. 13/2020. 

2.18 Gemäß der interinstitutionellen Vereinbarung vom 16. Dezember 20203 ist die Kommission 

verpflichtet, den Überschneidungen Rechnung zu tragen, und sie tut dies routinemäßig. So schließt 
die Kommission beispielsweise eine zur Bekämpfung des Klimawandels beitragende Maßnahme 
gerade deswegen nicht aus dem Pool der Maßnahmen aus, deren (potenziellen) Beitrag zur 
Wiederherstellung der Biodiversität sie bewertet, weil ihrer Ansicht nach durch die Verfolgung der 
beiden Ziele sehr wohl Synergien entstehen können.  

Die Berichterstattung über das genaue Ausmaß solcher Überschneidungen (die in der 
interinstitutionellen Vereinbarung nicht gefordert wird) ist technisch komplex und mit den 
derzeitigen Systemen nicht durchführbar, da die verschiedenen horizontalen Prioritäten mit 
unterschiedlicher Detailtiefe verfolgt werden und sich auf unterschiedliche Mechanismen und IT-
Systeme stützen. 

2.19 Die Kommission hat allen vom EuRH in Ziffer 2.19 genannten Überschneidungen Rechnung 

getragen, wie in der interinstitutionellen Vereinbarung vorgesehen. 

Nachverfolgung der Ausgaben und Heranziehung von Schätzungen bei der 

Meldung von Fortschritten 

2.23-2.24 Wie in den Antworten auf den Sonderbericht zum Klimaschutz im EU-

Haushalt 2014–2020 erläutert, führt die Tatsache, dass der EU-Haushalt Maßnahmen umfasst, die 
sich über mehrere Jahre erstrecken und auf sehr unterschiedliche Weise durchgeführt werden, 
dazu, dass die einzige Möglichkeit, eine jährliche Echtzeitschätzung des Beitrags des EU-Haushalts 
zur Bekämpfung des Klimawandels zu erstellen, darin besteht, die in verschiedenen Phasen des 
Ausgabenzyklus befindlichen Ausgaben zu aggregieren. Aus diesem Grund aktualisiert die 

                                                 
3 https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32020Q1222%2801%29 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=celex:32020Q1222%2801%29
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Kommission regelmäßig auch die historischen Daten unter Berücksichtigung neuer Informationen, 
die verfügbar werden.  

2.25 Infolge des festgestellten Risikos, das Ziel von 35 % für die Klimaausgaben im 

Zeitraum 2023–2024 zu verfehlen, haben die Programmplanungsstellen im Arbeitsprogramm der 
GD RTD die Investitionen in Klimaschutzmaßnahmen bis Herbst 2022 verstärkt. Der endgültige Wert 
der Ex-ante-Schätzung liegt bei 35,6 % (ca. 170 Mio. EUR über dem Zielwert von 35 %).  

EINBEZIEHUNG DER GLEICHSTELLUNG DER GESCHLECHTER 
IN DEN LEISTUNGSRAHMEN  

Gender Mainstreaming 

2.31 Die Kommission stellt fest, dass die vom EuRH erwähnte Prüfung zum Gender 

Mainstreaming im EU-Haushalt (Sonderbericht Nr. 10/20214), die im Mai 2021 veröffentlicht wurde, 
hauptsächlich die Aufstellung des MFR 2014–2020 betraf. 

Beitrag des EU-Haushalts zur Förderung der Gleichstellung der Geschlechter 

2.35 In Bezug auf das ESF+-Programm erkennt die Kommission an, dass der in Ziffer 2.35 

erwähnte Text aufgrund eines Fehlers erschienen ist (aus technischen Gründen wurde dieser 
Verweis manuell in die Tabelle eingefügt und in diesen beiden Fällen nicht entsprechend 
aktualisiert). Der einzige Verweis unter der Tabelle sollte lauten: „Konsolidierte Informationen über 
die jährlich umgesetzten Mittelbindungen (Gesamtwert je Punktzahl nach Programm in Mio. EUR)“. 

In Bezug auf den Verweis auf den Programmabriss für das Programm „Horizont Europa“ in 
Abschnitt 2.35 möchte die Kommission klarstellen, dass sich dieser auf die Notwendigkeit bezieht, 
ein spezielles System für das Programm „Horizont Europa“ zu entwickeln, um die Maßnahmen des 
Programms und die zugewiesenen Haushaltsmittel zu kennzeichnen, damit sie nach der neu 
entwickelten Methodik der Kommission, auf deren Grundlage die gesamte Berichterstattung gemäß 
Abschnitt 6.4 erfolgt, gemeldet werden können.  

2.36 Die gemeldeten Beträge für die Gleichstellung der Geschlechter beziehen sich auf die 

jährlichen Verpflichtungen, die im Rahmen der einzelnen Programme umgesetzt werden 
(Gesamtwert je Punktzahl nach Programm in Mio. EUR). Der Gesamtwert der gemeldeten 
Mittelbindungen je Punktezahl(en), die einem Programm zugeordnet wird/werden, entspricht dem 
Betrag der Mittelbindungen im Rahmen des Vollzugs des angenommenen Haushalts im Jahr 2021. 
Aus methodischen Gründen werden die Beträge, die zur Förderung der Gleichstellung der 
Geschlechter im Rahmen von REACT-EU beigetragen haben, nicht angegeben. 

Die für die Gleichstellung der Geschlechter maßgeblichen Zahlen wurden in einigen wenigen Fällen 
aktualisiert, um aktuellere Informationen der zuständigen Generaldirektionen (GD) einzubeziehen. 

2.38 Die Informationen über die Beträge, die zur Gleichstellung der Geschlechter beitragen, waren 

für alle Einzelprogramme auf transparente Weise verfügbar. Die Kommission räumt ein, dass im 
Haushaltsentwurf 2023 und in der jährlichen Leistungs- und Managementbilanz noch keine 
konsolidierten Informationen über die Beträge vorgelegt wurden, die zur Gleichstellung der 

                                                 
4 https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR21_10/SR_Gender_mainstreaming_DE.pdf 

https://www.eca.europa.eu/Lists/ECADocuments/SR21_10/SR_Gender_mainstreaming_DE.pdf
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Geschlechter beitragen (Punktezahlen 1 und 2). Die Kommission wird sicherstellen, dass 
konsolidierte Informationen bereits im Haushaltsentwurf 2024 zur Verfügung stehen werden.  

Was die Liste mit der maximalen Punktzahl je Programm betrifft, so hat die Kommission 
festgestellt, dass sich dieser Unterschied aus folgenden Gründen ergibt: 

Punktzahl 1: aus der Gewichtung von ESF+ auf die Punktzahl 1 (Komponente der geteilten 
Verwaltung). Die Punktzahl wird ausschließlich auf der Grundlage der Gestaltung/des 
Leistungsrahmens des Programms und nicht auf der Grundlage des Betrags der Mittelbindungen 
für das Jahr 2021 vergeben (im Falle der ESF+-Komponente der geteilten Verwaltung ist dieser 
Betrag aufgrund der fehlenden Programmplanung/Umsetzung gleich 0 EUR). Angesichts der späten 
Annahme der ESF+-Verordnung (Juni 2021) und der Tatsache, dass die Behörden der 
Mitgliedstaaten anderen Instrumenten zur Bewältigung der Folgen der COVID-19-Pandemie 
(REACT-EU, Fazilität für Aufbau und Resilienz und Investitionsinitiative zur Bewältigung der 
Coronavirus-Krise (CRII) und (CRII+)) Vorrang einräumten, wurde die Annahme der ESF+-Programme 
mit geteilter Mittelverwaltung auf 2022 verschoben und die Tranche der Mittelzuweisung 2021 
umgeplant. Folglich wurden im Jahr 2021 keine Ausgaben im Rahmen von ESF+ mit geteilter 
Verwaltung angenommen, geschätzt oder geplant. Die Tabelle mit den Beträgen im 
Programmabriss wird daher nach der Annahme aller ESF+-Programme aktualisiert werden. 

Punktzahl 0*: Für den Europäischen Verteidigungsfonds wurde die Punktzahl konservativ auf 0 
geändert (von 0*). Daher beläuft sich die Anzahl der Programme mit der Punktzahl 0* im 
Haushaltsentwurf 2023 auf 29. 

2.40 Bei der Zusammenfassung von Beträgen mit den Punktzahlen 0*, 1 und 2 bezieht sich die 

Kommission speziell auf Programme, die entweder einen Beitrag leisten (Punktzahl 1 und/oder 2) 
oder das Potenzial haben, einen Beitrag zu leisten (Punktzahl 0*). Dies entspricht der Definition der 
verschiedenen Punktzahlen. Diese Zusammenfassung unterstreicht die potenzielle Bedeutung des 
EU-Haushalts für die Gleichstellung der Geschlechter und die Notwendigkeit, ihn im Rahmen des 
aktuellen MFR nach Möglichkeit weiter auf diese Zwecke auszurichten. 

2.41 Die Kommission hat beschlossen, die Punktzahl 0* zu verwenden, um Maßnahmen in den 

Vordergrund zu rücken, die das Potenzial haben, zur Gleichstellung der Geschlechter beizutragen, 
damit der tatsächliche Haushaltsvollzug weitestgehend auf möglichst viele tatsächliche, die 
Gleichstellung fördernde Ergebnisse ausgerichtet wird. Das Europäische Institut für 
Gleichstellungsfragen (EIGE) sieht ebenfalls die Zwischenpunktzahl 0* vor. Die Kommission hat sehr 
deutlich darauf hingewiesen, dass diese Punktzahl in Zukunft nur dann in eine 0, 1 oder 2 
umgewandelt werden kann, wenn eine entsprechende Analyse/Daten vorliegen. 

2.42 Bei allen Programmen wird eine Begründung für die im Unterabschnitt „Wichtigste Erfolge 

und Leistungen“ vergebenen Punkte geliefert, die einen Überblick über die Relevanz des Programms 
auf der Grundlage wissenschaftlicher Literatur und gegebenenfalls über die Berücksichtigung der 
Geschlechterperspektive in der Rechtsgrundlage/dem Leistungsrahmen/den Arbeitsplänen enthält. 
Einzig bei dem Programmabriss für den Mechanismus für einen gerechten Übergang und teilweise 
bei dem Programmabriss für EU4Health wird nur eine der beiden Punktzahlen erläutert. Falls nur 
die Punktzahl 0* zugewiesen wurde, enthalten die Programmabrisse möglicherweise keine 
Erklärung für diese Punktzahl (z. B. für den Innovationsfonds). Dies entspricht der Methodik, bei der 
eine Begründung für die Vergabe der Punkte 0, 1 und 2 erforderlich ist. 

2.43 Erster Gedankenstrich – In Bezug auf den Beitrag zum Nachhaltigkeitsziel 5 zur 

Gleichstellung der Geschlechter weist die Kommission darauf hin, dass Programme mit der 
Punktzahl 0* wahrscheinliche, aber noch keine eindeutigen Auswirkungen auf die Gleichstellung der 
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Geschlechter haben. Da die meisten Programme noch nicht in die Phase der 
Programmplanung/Durchführung eingetreten sind, umfassen verständlicherweise nur sehr wenige 
dieser Programme konkrete Beispiele zur Veranschaulichung ihres Beitrags zum 
Nachhaltigkeitsziel 5, wie im Haushaltsrundschreiben gefordert. 

Siehe auch Antwort der Kommission auf Ziffer 2.42. 

Ausgabenziele und Indikatoren für die Gleichstellung der Geschlechter 

2.44 Die Festlegung von Ausgabenzielen in diesem Bereich ist selbst in den fortschrittlichsten 

OECD-Ländern nicht weitverbreitet, da solche Ziele Vor- und Nachteile mit sich bringen (siehe 
OECD-Publikation über die Berücksichtigung des Gleichstellungsaspekts bei der Haushaltsplanung in 
OECD-Ländern unter https://www.oecd.org/gender/Gender-Budgeting-in-OECD-countries.pdf). 

2.46 Die Annahme der ESF+-Programme mit geteilter Mittelverwaltung wurde auf 2022 

verschoben, da die ESF+-Verordnung erst im Juni 2021 angenommen wurde und die Behörden der 
Mitgliedstaaten anderen Instrumenten zur Bewältigung der Folgen der COVID-19-Pandemie 
Priorität einräumten. Folglich hatte die Umsetzung zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Programmabrisses 2022 noch nicht begonnen.  

Nach der Annahme aller ESF+-Programme und während ihrer Umsetzung werden in der 
Berichterstattung der Kommission nach Geschlechtern aufgeschlüsselte Daten enthalten sein. 

INFORMATIONEN ÜBER DIE FORTSCHRITTE DER EU-
PROGRAMME IM HINBLICK AUF DIE ZIELE FÜR NACHHALTIGE 
ENTWICKLUNG 

2.48 Die Kommission kommt ihren Verpflichtungen aus der interinstitutionellen Vereinbarung im 

Bereich der Nachhaltigkeitsziele nach, indem sie jährlich in dem Haushaltsentwurf beigefügten 
Arbeitsdokument I über den Beitrag des EU-Haushalts zu den Nachhaltigkeitszielen berichtet. Dazu 
gibt sie im horizontalen Abschnitt einen Überblick über die politische Kohärenz des EU-Haushalts im 
Hinblick auf die Nachhaltigkeitsziele und nennt im entsprechenden Abschnitt der einzelnen 
Programmabrisse die Nachhaltigkeitsziele, zu denen die einzelnen Programme beitragen, 
einschließlich anschaulicher Beispiele für diesen Beitrag. 

Berichterstattung über den Beitrag des Haushalts zu den Nachhaltigkeitszielen 

2.51 Zu den Nachhaltigkeitszielen im Allgemeinen siehe die Antwort der Kommission auf 

Ziffer 2.48. 

In Bezug auf das Nachhaltigkeitsziel für den Klimaschutz verfügt die Kommission über einen 
eigenen und als solide erachteten Berichterstattungsrahmen und beabsichtigt, diesen im Hinblick 
auf die Berichterstattung über die Auswirkungen zu verbessern – auch im Zusammenhang mit den 
Berichterstattungspflichten, die die Kommission bei der Emission von grünen Anleihen im Rahmen 
von NextGenerationEU eingegangen ist. 

https://www.oecd.org/gender/Gender-Budgeting-in-OECD-countries.pdf
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DER DIGITALE WANDEL 

2.59 Die Berichterstattung über das Programm „Digitales Europa“ umfasst Informationen über 

den digitalen Wandel nicht als Ergebnis des Mainstreaming, sondern weil dieses Teil der 
spezifischen Ziele des Programms ist. 

2.60 Siehe die Antwort der Kommission zu Ziffern 1.1 und 1.48. 

SCHLUSSFOLGERUNGEN UND EMPFEHLUNGEN 

2.62 Gemäß dem aktualisierten Rahmen für eine bessere Rechtsetzung muss ab 2021 bei den 

Folgenabschätzungen für alle einschlägigen Rechtsvorschriften eine geschlechtsspezifische Analyse 
durchgeführt werden. 

2.63 Die Kommission erkennt an, dass die Methodik zur Nachverfolgung der Ausgaben zur 

Gleichstellung der Geschlechter ein Novum ist und bisher nur als Pilotprojekt angewandt wurde, und 
zwar vor dem mit den beiden gesetzgebenden Organen in der interinstitutionellen Vereinbarung 
festgelegten Zeitplan. Es gibt also noch Spielraum für Verbesserungen, und die entsprechenden 
Bemühungen werden fortgesetzt. 

Empfehlung 1 – Die horizontalen politischen Prioritäten im 

Leistungsrahmen besser berücksichtigen 

a) Die Kommission akzeptiert diese Empfehlung. 

Die Kommission beabsichtigt, über die Ergebnisse ihrer laufenden Pilotprojekte in den Bereichen 
Beschäftigung, Klima und Digitalisierung zu berichten, sobald die methodischen Arbeiten 
abgeschlossen sind, und wird diese Ergebnisse gegebenenfalls weiterverfolgen. 

b) Die Kommission akzeptiert diese Empfehlung teilweise. 

Die Kommission arbeitet an der Verfeinerung der Methodik und an der Einbeziehung der 
Gleichstellung in die Programmplanung der laufenden Programme. Die Kommission ist nicht in der 
Lage, sich zum Inhalt künftiger Gesetzesinitiativen zu äußern. 

c) Die Kommission akzeptiert diese Empfehlung. 

2.66 Die Kommission ist fest entschlossen, in ihrer Berichterstattung qualitativ hochwertige 

Informationen zur Leistung darzustellen. Dazu gehört auch, dass die Kommission festgestellte 
Fehler auf transparente Weise berichtigt.  

Wie unter Ziffer 2.23 erläutert, aktualisiert die Kommission ihre Schätzungen der Klimaausgaben 
routinemäßig vor dem Hintergrund neu verfügbarer Informationen. Eine jährliche Echtzeitschätzung 
ist nicht möglich, da dies eine Aggregation von Ausgaben erfordern würde, die sich in 
unterschiedlichen Phasen des Ausgabenzyklus befinden. 
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Empfehlung 2 – Die Berichterstattung über horizontale politische 

Prioritäten in der jährlichen Management- und Leistungsbilanz und 

den Programmabrissen verbessern 

a) Die Kommission akzeptiert diese Empfehlung. 

b) Die Kommission akzeptiert diese Empfehlung. 

c) Die Kommission akzeptiert diese Empfehlung. 
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ANTWORTEN DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION AUF DEN 

BERICHT DES EUROPÄISCHEN RECHNUNGSHOFES ZUR 

LEISTUNG DES EU-HAUSHALTS – STAND ZUM JAHRESENDE 

2021  

„KAPITEL 3 – Weiterverfolgung von Empfehlungen“ 

BEMERKUNGEN  
  
3.8, 3.9 und Anhang 3.1 Die Kommission stellt fest, dass die Zahl der 

weiterzuverfolgenden Empfehlungen erheblich gestiegen ist, von 149 im Jahr 2017 auf 255 im 
Jahr 2018. Diese Tendenz ist im Zusammenhang mit der Zunahme der Anzahl der Sonderberichte 
zu sehen, die Empfehlungen an die Kommission enthalten. Die Anzahl der Sonderberichte erhöhte 
sich von insgesamt 20 im Jahr 2017 auf 33 im Jahr 2018. Dies erschwert die Umsetzung und 
Überwachung der Empfehlungen. Insbesondere enthielten von allen 2018 veröffentlichten 
Berichten sechs Sonderberichte 15 Empfehlungen (d. h. Empfehlungen und ihre 
Unterempfehlungen) oder mehr (z. B. Sonderbericht Nr. 01/2018 „Gemeinsame Hilfe bei der 
Unterstützung von Projekten in europäischen Regionen (JASPERS) – Zeit für eine bessere 
Ausrichtung“, Sonderbericht Nr. 03/2018 „Prüfung des Verfahrens bei einem makroökonomischen 
Ungleichgewicht (MIP)“ und Sonderbericht Nr. 19/2018 „Europäisches 
Hochgeschwindigkeitsschienennetz: keine Realität, sondern ein unwirksamer Flickenteppich“). Die 
durchschnittliche Anzahl der an die Kommission gerichteten Empfehlungen blieb stabil und lag 
zwischen neun und zehn Empfehlungen pro Bericht.   

Die Kommission stellt fest, dass in Bezug auf die vom EuRH als nicht umgesetzt erachteten 
28 Empfehlungen die Kommission der Auffassung ist, dass vier seit dem 23. Mai 2022 vollständig 
umgesetzt sind. Außerdem weist die Kommission darauf hin, dass sie aus den in den 
veröffentlichten Antworten auf die betreffenden Sonderberichte dargelegten Gründen ursprünglich 
16 Empfehlungen nicht akzeptiert und zwei teilweise akzeptiert hatte.  

Ebenso wurden von den 68 als „verzögert“ eingestuften Empfehlungen fünf Empfehlungen nicht 
akzeptiert. Von diesen fünf Empfehlungen hat der EuRH eine Empfehlung als vollständig umgesetzt, 
zwei als weitgehend umgesetzt und zwei als teilweise umgesetzt eingestuft. Das bedeutet, dass die 
Kommission Maßnahmen ergriffen hat, obwohl sie die Empfehlung nicht akzeptiert hatte. Darüber 
hinaus wurden ursprünglich 13 Empfehlungen nur teilweise akzeptiert. 

3.13 bis 3.15 Die Kommission erachtet es für äußerst wichtig, alle akzeptierten Empfehlungen 

weiterzuverfolgen und umzusetzen. Das Überwachungssystem schließt zwar den 
Überwachungspfad, wenn die Kommission eine bestimmte Empfehlung als umgesetzt erachtet, 
doch berührt dies nicht die Tatsache, dass die Kommission bei fortlaufenden Initiativen, die 
kontinuierlich durchgeführt werden müssen, gegebenenfalls weiterhin Maßnahmen ergreift (z. B. 
Sonderbericht Nr. 07/2020 „Umsetzung der Kohäsionspolitik“, Empfehlung 3, Sonderbericht 
Nr. 04/2017 „Schutz des EU-Haushalts vor vorschriftswidrigen Ausgaben“, Empfehlung 4 und 
Sonderbericht Nr. 02/2017 „Die Verhandlungen der Kommission über die 
Partnerschaftsvereinbarungen und Programme der Kohäsionspolitik 2014–2020“, Empfehlung 2 b 
und Empfehlung 5). Solche Maßnahmen werden in der Datenbank der Kommission nicht 
berücksichtigt. Außerdem kann nicht ausgeschlossen werden, dass der EuRH Empfehlungen als 
teilweise umgesetzt betrachtet, während die Kommission sie für vollständig umgesetzt hält. 
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3.20 Der Umsetzungsgrad und die Zeitnähe der Folgemaßnahmen ist im Zusammenhang mit der 

Annahme der Empfehlungen des EuRH zu sehen. Die Kommission ist fest entschlossen, alle 
akzeptierten Empfehlungen innerhalb der in den Sonderberichten des EuRH festgelegten Fristen 
umzusetzen. Dies gilt jedoch nicht für Empfehlungen, die die Kommission aus den in den 
veröffentlichten Antworten auf den betreffenden Sonderbericht dargelegten Gründen ursprünglich 
nicht akzeptiert hat.  
  
Darüber hinaus können die Folgemaßnahmen in einigen Fällen aufgrund der Komplexität der 
Maßnahmen, der legislativen oder politikbezogenen Entwicklungen, der Ressourcenknappheit oder 
externer Faktoren wie der COVID-19-Pandemie und der als Reaktion auf diese unvorhergesehene 
Krise ergriffenen Maßnahmen mehr Zeit erfordern als ursprünglich erwartet, da eine 
Neugewichtung der Priorität vieler Maßnahmen erforderlich war. Die Tatsache, dass eine 
Empfehlung bis zum ursprünglich erwarteten Abschlusstermin noch nicht vollständig umgesetzt ist, 
bedeutet nicht, dass bis zu diesem Datum keine Maßnahmen ergriffen wurden oder diese 
Empfehlung letztlich nicht doch noch vollständig umgesetzt wird. 

SCHLUSSFOLGERUNG  
  
3.22 Die Kommission verweist auf ihre Antwort auf Ziffer 3.8 und insbesondere auf den im 

Vergleich zu den Vorjahren erheblichen Anstieg der Anzahl der Empfehlungen, die im 
Zusammenhang mit den im Jahr 2018 veröffentlichten Sonderberichten weiterzuverfolgen sind, 
was deren Umsetzung und Überwachung erschwert. 

 

ANTWORTEN DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION AUF 

ANHANG 3.1 – „GENAUER STAND DER EMPFEHLUNGEN VON 

2018 AUFGESCHLÜSSELT NACH BERICHT – EUROPÄISCHE 

KOMMISSION“ 

 

Sonderbericht Nr. 01/2018: „Gemeinsame Hilfe bei der Unterstützung von 

Projekten in europäischen Regionen (JASPERS) – Zeit für eine bessere 

Ausrichtung“ 

Antwort auf Empfehlung 4 a, Ziffer 133: Ziel der Strategie der Kommission für technische Hilfe ist 
es, alle Maßnahmen der Kommission für technische Hilfe darzulegen, ohne sich speziell auf die 
Koordinierung des Kapazitätsaufbaus zu konzentrieren. Um jedoch die Rolle von JASPERS im 
Bereich des Aufbaus technischer Kapazitäten weiter zu klären, wird im Rahmen von JASPERS 
derzeit eine Strategie für den Wissenstransfer erarbeitet. Die Angleichung an die politischen 
Leitlinien der Kommission im Bereich des Aufbaus von Verwaltungskapazitäten wird sichergestellt, 
und jeder Auftrag zum Aufbau technischer Kapazitäten wird in die Länderarbeitsprogramme von 
JASPER aufgenommen. Dadurch wird der ermittelte und vereinbarte Bedarf an technischer Hilfe mit 
den politischen Zielen der Kohäsionspolitik, des Fonds für einen gerechten Übergang und der 
Fazilität „Connecting Europe“ in jedem Mitgliedstaat verknüpft. 
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Antwort auf Empfehlung 5 a, Ziffer 138: JASPERS ist in die InvestEU-Beratungsplattform 
eingebettet, und die Angleichung an die betreffenden Überwachungsanforderungen ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Antwort auf Empfehlung 5 b, Ziffer 138: Die JASPERS-Initiative erarbeitet derzeit ein Dokument zu 
den Überwachungs- und Berichterstattungsanforderungen, mit dem unter anderem ein Rahmen 
geschaffen werden soll, der es ermöglicht, künftige Evaluierungen umfassend genug zu gestalten. 

Antwort auf Empfehlung 5 c, Ziffer 138: Die Daten zum geschätzten Budget für die einzelnen 
JASPERS-Aufträge werden im Rahmen des Leistungsindikators für die Anzahl, Größe, Art und 
Verteilung der erhaltenen und unterstützten Beratungsaufträge erhoben. Die tatsächlichen direkten 
Kosten abgeschlossener Aufträge auf der Grundlage der FAFA-Sätze werden ebenfalls überwacht. 
Neben der Überwachung der Kosten wird auch die Intensität des Einsatzes von Humanressourcen 
überwacht, um Daten für die Bewertung der Effizienz und Wirksamkeit zu liefern. 

Antwort auf Empfehlung 5 d, Ziffer 138: In dem Rahmenabkommen über die Zusammenarbeit im 
Finanz- und Verwaltungsbereich (FAFA), das zwischen der EIB und der Europäischen Kommission 
geschlossenen wurde, heißt es, dass es „zur Harmonisierung, Systematisierung und Erleichterung 
der künftigen Zusammenarbeit und auf der Grundlage der bisherigen Erfahrungen angemessen und 
mit dem Ziel der Vereinfachung konform erscheint, dass die Union und die Bank im Einklang mit 
ihren jeweiligen Aufgaben gemäß dem Vertrag in einem auf die Haushaltsordnung bezogenen 
Rahmenabkommen die Grundsätze, Standardbedingungen, Voraussetzungen und Verfahren 
vereinbaren, nach denen die Union und die Bank bei der Vorbereitung, Einrichtung, Durchführung 
und Verwaltung der von der Bank verwalteten Finanzinstrumente, zu denen die Union einen 
Finanzbeitrag aus dem Unionshaushalt und/oder dem EEF leistet, zusammenarbeiten“. In diesem 
Zusammenhang enthält Anhang VIII des FAFA Standardsätze für Personal, die von der Kommission 
wie alle anderen einschlägigen Artikel des FAFA angewandt wurden. Anhang VIII des FAFA besagt 
zudem Folgendes: Die in den Ziffern 1 und 2 genannten Sätze werden für 
Durchführungsabkommen ohne weitere Ex-post-Kontrollen der zugrunde liegenden tatsächlichen 
Kosten oder der Definition und Bemessungsmethode für die Arbeitszeit des Personals angewandt. 

Sonderbericht Nr. 03/2018: „Prüfung des Verfahrens bei einem 

makroökonomischen Ungleichgewicht (MIP)“ 

Antwort auf Empfehlung 1 i, Ziffer 101: Die Kommission versuchte, diese Empfehlung bereits im 
Mai 2022 mit ihrem Frühjahrspaket umzusetzen. Das Paket wurde am 23. Mai 2022 veröffentlicht, 
und die Kommission nahm Änderungen vor, die ihr eine Umsetzung der Empfehlung ermöglichten, 
indem sie MIP-relevante länderspezifische Empfehlungen auswählte, die innerhalb des 
Standardzeitrahmens für das breite Spektrum an länderspezifischen Empfehlungen funktionieren. 
Während bei der Weiterverfolgung der Überprüfung der wirtschaftspolitischen Steuerung die 
Umsetzung dieser Empfehlung als zentrales Element betrachtet wird, ist die Kommission der 
Auffassung, dass diese Empfehlung bereits vollständig umgesetzt wurde. 

Antwort auf Empfehlung 1 ii, Ziffer 101: Die Kommission versuchte, diese Empfehlung bereits im 
Mai 2022 mit ihrem Frühjahrspaket umzusetzen. Das Paket wurde am 23. Mai 2022 veröffentlicht, 
und die Kommission nahm Änderungen vor, die ihr eine Umsetzung der Empfehlung ermöglichten, 
indem sie in den Erwägungsgründen der länderspezifischen Rechtsdokumente betreffend die 
länderspezifischen Empfehlungen die Gründe für die MIP-bezogenen länderspezifischen 
Empfehlungen besser erläuterte und betonte, dass die Umsetzung der Aufbau- und Resilienzpläne 
das BIP-Wachstum steigern dürfte, was wiederum zur Beseitigung von Ungleichgewichten beitragen 
werde. Während bei der Weiterverfolgung der Überprüfung der wirtschaftspolitischen Steuerung die 
Umsetzung dieser Empfehlung als zentrales Element betrachtet wird, ist die Kommission der 
Auffassung, dass diese Empfehlung bereits vollständig umgesetzt wurde. 
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Antwort auf Empfehlung 1 iii, Ziffer 101: Die Kommission versuchte, diese Empfehlung bereits im 
Mai 2022 mit ihrem Frühjahrspaket umzusetzen. Das Paket wurde am 23. Mai 2022 veröffentlicht, 
und die Kommission nahm Änderungen vor, die ihr eine Umsetzung der Empfehlung ermöglichten, 
indem sie in den eingehenden Überprüfungen mehr Gewicht auf die Analyse der politischen 
Reaktion und die verbleibenden Unzulänglichkeiten der Politik zur Beseitigung von 
Ungleichgewichten legte und dies mit der Entwicklung von Ungleichgewichten in Verbindung 
brachte. Die Durchführung umfassender Ex-ante- oder Ex-post-Bewertungen der länderspezifischen 
Empfehlungen wird durch die Gründe behindert, welche die Kommission in ihrer beigefügten 
Antwort auf den ursprünglichen Bericht des EuRH dargelegt hat. Während bei der Weiterverfolgung 
der Überprüfung der wirtschaftspolitischen Steuerung die Umsetzung dieser Empfehlung als 
zentrales Element betrachtet wird, ist die Kommission der Auffassung, dass diese Empfehlung 
bereits vollständig umgesetzt wurde. 

Antwort auf Empfehlung 1 iv, Ziffer 101: Die Kommission versuchte, diese Empfehlung bereits im 
Mai 2022 mit ihrem Frühjahrspaket umzusetzen. Das Paket wurde am 23. Mai 2022 veröffentlicht, 
und die Kommission nahm Änderungen vor, die ihr eine Umsetzung der Empfehlung ermöglichten, 
indem sie MIP-relevante länderspezifische Empfehlungen auswählte, die innerhalb des 
Standardzeitrahmens für das breite Spektrum an länderspezifischen Empfehlungen funktionieren. 
Während bei der Weiterverfolgung der Überprüfung der wirtschaftspolitischen Steuerung die 
Umsetzung dieser Empfehlung als zentrales Element betrachtet wird, ist die Kommission der 
Auffassung, dass diese Empfehlung bereits vollständig umgesetzt wurde. 

Antwort auf Empfehlung 2 i, Ziffer 104: Wie in der Antwort der Kommission auf den 
Prüfungsbericht dargelegt (Ziffer 97), sollte bei Überarbeitungen der Umsetzung des MIP 
(ausgenommen in Bezug auf die Empfehlungen 3 ii, 4, 5 und 6) die Überprüfung des MIP 
berücksichtigt werden. Die Weiterverfolgung der Überprüfung des Sechserpakets verzögerte sich 
angesichts der COVID-19-Krise durch die Notwendigkeit, sich auf die unmittelbaren 
Herausforderungen der Krise zu konzentrieren, weshalb die Frist für den Abschluss verschiedener 
Empfehlungen verlängert werden musste. Die Kommission versuchte, diese Empfehlung im 
Mai 2022 mit ihrem Frühjahrspaket umzusetzen. Das Paket wurde am 23. Mai 2022 veröffentlicht, 
und die Kommission nahm Änderungen vor, die ihr eine Umsetzung der Empfehlung ermöglichten, 
indem sie sicherstellte, dass bei der Bewertung im Rahmen der eingehenden Überprüfung der 
Schweregrad der Ungleichgewichte eindeutig charakterisiert wird.  

Antwort auf Empfehlung 2 iii, Ziffer 104: Die Einleitung eines Verfahrens bei einem übermäßigen 
Ungleichgewicht ist ein zentrales Element der fortlaufenden Überprüfung des Rahmens für die 
wirtschaftspolitische Steuerung, doch ist der Zeitpunkt für den Abschluss der Überprüfung nach wie 
vor ungewiss. Um dem Rechnung zu tragen, muss das erwartete Datum für den Abschluss der 
Empfehlung bis Juli 2023 verlängert werden. 

Sonderbericht Nr. 04/2018: „EU-Hilfe für Myanmar/Birma“ 

Antwort auf Empfehlung 1 (dritter Spiegelstrich), Ziffer 71: Es erfolgt eine Prioritätensetzung im 
Hinblick auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der einzelnen Regionen und Staaten und in 
Abstimmung mit anderen Gebern und der von ihnen auf regionaler und staatlicher Ebene 
geleisteten Hilfe, die während der gesamten Durchführung regelmäßig überprüft wird. Angesichts 
der aufkommenden Bedürfnisse und des unterschiedlichen Umfangs der von den Gebern 
geleisteten Hilfe kann vor Beginn der Programmdurchführung nicht immer vollständig festgelegt 
werden, welchen Maßnahmen Priorität zukommt. Stattdessen wurde der Prozess der Priorisierung 
von Regionen und Staaten und anhaltenden Krisensituationen in den auf dem Nexus „Entwicklung – 
Sicherheit“ beruhenden Krisenreaktionsmechanismus (NRM) eingebettet. Die Abstimmung mit 
anderen Gebern und Partnern ist ebenfalls ein fortlaufender Prozess während der gesamten 
Programmdurchführung. Mit diesem Ansatz soll stets ein flexibler NRM erhalten werden, mit dem 
rechtzeitig auf Krisensituationen und aufkommende Bedürfnisse der Bevölkerung Myanmars 
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reagiert werden kann, unter anderem durch Bewertungen und Vorstudien. Als aktives Mitglied der 
Cooperation Partner Group, des von den Vereinten Nationen geleiteten Koordinierungsgremiums der 
wichtigsten Geber und Entwicklungspartner, sorgt die Kommission für die Koordinierung und 
Priorisierung der EU-Hilfe für Myanmar und seine Bevölkerung. 

Sonderbericht Nr. 06/2018: „Freizügigkeit der Arbeitnehmer – die Grundfreiheit 

ist gewährleistet, eine bessere Zielausrichtung der EU-Mittel würde jedoch die 

Mobilität von Arbeitnehmern fördern“ 

Antwort auf Empfehlung 2, Ziffer 67: Die Kommission wird weiterhin eng mit der Europäischen 
Arbeitsbehörde sowie mit Sachverständigen und Interessenträgern auf nationaler Ebene 
zusammenarbeiten, um einschlägige Daten über Bereiche zu ermitteln, in denen mobile 
Arbeitnehmer Diskriminierung ausgesetzt sein können. Die Erhebung einschlägiger Daten wird auch 
durch SOLVIT-Berichte, durch über das CHAP-Beschwerdesystem eingereichte Beschwerden und 
durch vom Netz von Rechtsexperten (MoveS) erstellte Berichte aus verschiedenen Mitgliedstaaten 
sichergestellt. Die Kommission überwacht diese Bereiche ebenfalls über den Beratenden Ausschuss 
für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer und die für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer zuständigen 
Stellen. 

Sonderbericht Nr. 10/2018: „Basisprämienregelung für Inhaber 

landwirtschaftlicher Betriebe – Umsetzung auf gutem Weg, aber mit begrenzten 

Auswirkungen hinsichtlich Vereinfachung, Zielausrichtung und Anpassung der 

Beihilfeniveaus“ 

Antwort auf Empfehlung 3, Ziffer 85: Die Kommission betrachtet die Empfehlung für den Teil, den 
sie akzeptiert hatte, als vollständig und fristgerecht umgesetzt. 

Es sind die Mitgliedstaaten, die ihre Bedarfsanalyse (auch im Hinblick auf das spezifische GAP-Ziel 
eines gerechten Einkommens) und ihre Interventionsstrategie in ihren GAP-Strategieplänen, wie von 
den beiden gesetzgebenden Organen beschlossen, vorlegen. Die Mitgliedstaaten legen außerdem 
die Zielwerte in Bezug auf die Umverteilung der Einkommensstützung an kleinere 
landwirtschaftliche Betriebe und an Gebiete mit Bedarf fest. Die Leistung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP) im Hinblick auf die Erhöhung der Einkommensstützung für die bedürftigsten 
Betriebsinhaber wird im Rahmen der Evaluierung der Politik bewertet, bei der unter anderem die 
Entwicklung der Einkommen der Betriebsinhaber und die Verteilung der Beihilfe im Vergleich zur 
Situation vor der Reform untersucht werden. 

Was die GAP-Strategiepläne der Mitgliedstaaten anbelangt, hat die Kommission am 18. Dezember 
2020 für jeden Mitgliedstaat auf der Grundlage einer Analyse des Agrarsektors des Mitgliedstaats 
und dessen ländlicher Gebiete Empfehlungen ausgesprochen. Diese Empfehlungen beziehen sich 
auf die neun spezifischen Ziele der GAP, die ökologische, soziale und wirtschaftliche 
Herausforderungen abdecken, sowie ein Querschnittsziel zu Wissen und Innovation. 

Darüber hinaus hat die Kommission am 31. März 2022 mit der Versendung von Schreiben mit 
Bemerkungen zu den von den EU-Ländern vorgelegten Entwürfen der GAP-Strategiepläne 
begonnen. Diese Schreiben wurden an alle Mitgliedstaaten versandt. In ihnen wurde untersucht, wie 
die EU-Länder ihren Bedarf ermittelt haben, welche zugrunde liegenden Nachweise sie verwendet 
haben, welche Maßnahmen sie durchführen wollen und welche Zielwerte sie festgelegt haben.  

In den Schreiben werden Kernfragen im Zusammenhang mit der Gesamtheit eines Plans behandelt: 
sein strategischer Schwerpunkt und Beiträge zu den allgemeinen Zielen der GAP. Außerdem 
enthalten die Schreiben ausführliche Bemerkungen zu den zehn spezifischen Zielen der GAP sowie 
zu den Instrumenten und anderen Elementen des vorgeschlagenen Plans, die weitere 
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Erläuterungen, Ergänzungen oder Anpassungen erfordern, bevor die Kommission einen Plan 
genehmigen kann. 

Die Kommission bewertet derzeit die Antworten und führt intensive Gespräche mit den 
Mitgliedstaaten. Die ersten GAP-Strategiepläne wurden im August 2022 genehmigt. Der vom Rat 
und vom Parlament angenommene Rechtsrahmen räumt den Mitgliedstaaten Flexibilität bei ihren 
Umverteilungserfordernissen ein. Die genehmigten GAP-Pläne bewirken im Großen und Ganzen eine 
begrenzte, aber echte Verbesserung gegenüber der derzeitigen Situation. Diese Verbesserung ergibt 
sich aus der kombinierten Wirkung verschiedener Instrumente und Mechanismen: 
Umverteilungsprämie, Beihilfekürzungsmechanismus, Anwendung der Deckelung, Anpassung von 
Zahlungsansprüchen sowie bisweilen eine gekoppelte Einkommensstützung und Öko-Regelungen. 

Weiterführende Links: 

Empfehlungen zu GAP-Strategieplänen  

(https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries/key-policies/common-agricultural-policy/cap-strategic-
plans_en#recommendations) 

Überblick über GAP-Strategiepläne – Bemerkungen der Kommission  

(https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/food-farming-fisheries/key_policies/documents/overview-cap-
plans-ol-220331.pdf) 

Schreiben mit Bemerkungen zu den GAP-Strategieplänen 

 (hhttps://agriculture.ec.europa.eu/cap-my-country/cap-strategic-plans/observation-letters_de) 

Sonderbericht Nr. 13/2018: „Bekämpfung von Radikalisierung als Wegbereiterin 

von Terrorismus: Die Kommission hat dem Bedarf der Mitgliedstaaten Rechnung 

getragen, im Hinblick auf Koordinierung und Bewertung bestehen jedoch einige 

Mängel“ 

Antwort auf Empfehlung 3 a, Ziffer 42: Die Kommission betrachtet die Empfehlung als vollständig 
umgesetzt. Der EuRH forderte die Kommission auf, die erforderlichen Konsultationen und 
Recherchen durchzuführen, um Ziele und Indikatoren festzulegen, mit denen sie ihren Erfolg und 
den optimalen Mitteleinsatz bei der Erreichung der politischen Ziele im Rahmen der Unterstützung 
der Mitgliedstaaten bei der Bekämpfung von Radikalisierung bewertet. Die Kommission hat eine 
diesbezügliche spezifische Studie in Auftrag gegeben und die Ziele, Indikatoren und Instrumente 
ermittelt, um den Erfolg und den optimalen Mitteleinsatz bei der Verwirklichung ihrer politischen 
Ziele zu bewerten, da dies der Kern der Empfehlung war. Angesichts des Zeitrahmens versteht die 
Kommission die Empfehlung als einen Prozess, der zu einer umfassenden Bewertung der Politik zur 
Prävention von Radikalisierung führt. Daher ist die Kommission der Auffassung, dass sie dieser 
Empfehlung nachgekommen ist, da sie ihre kurz- und mittelfristigen Ziele vollständig umgesetzt 
hat. Was die langfristige Perspektive anbelangt, so ist die Kommission dabei, Indikatoren in die 
nächsten jährlichen Fortschrittsberichte aufzunehmen. 

Antwort auf Empfehlung 3 d, Ziffer 42: Die Kommission teilt die Einschätzung des EuRH nicht, dass 
die Empfehlung nur teilweise umgesetzt wird. Die Kommission hat die Wirksamkeit der im Bereich 
der Radikalisierung und der Gegennarrativ-Kampagnen finanzierten Unionsmaßnahmen durch eine 
strenge Bewertung der Interventionslogik der Vorschläge (einschließlich allgemeiner und 
spezifischer Ziele, Methodik, Indikatoren (Ausgangswert, Zielwert, Quelle und Mittel der 
Überprüfung)) im Vergleich zu den in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen 
festgelegten gewünschten Ergebnissen sichergestellt. Darüber hinaus hat die Kommission 
gefordert, dass „Vorschläge eine quantitative und qualitative Bewertung der Reichweite und 
Wirkung der vorgeschlagenen Maßnahmen sowie eine Reihe von gewonnenen Erkenntnissen und 
bewährten Verfahren für künftige ähnliche Maßnahmen vorsehen“. 

https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries/key-policies/common-agricultural-policy/cap-strategic-plans_en#Empfehlungen
https://ec.europa.eu/info/food-farming-fisheries/key-policies/common-agricultural-policy/cap-strategic-plans_en#Empfehlungen
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/food-farming-fisheries/key_policies/documents/overview-cap-plans-ol-220331.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/food-farming-fisheries/key_policies/documents/overview-cap-plans-ol-220331.pdf
https://agriculture.ec.europa.eu/cap-my-country/cap-strategic-plans/observation-letters_de
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Die Bemerkung des EuRH zur Verwendung vorab definierter Wirksamkeitsindikatoren scheint über 
den Grundgedanken der ursprünglichen Empfehlung hinauszugehen. Im Einklang mit der 
Rechtsgrundlage der HOME-Fonds besteht das spezifische Ziel der Unionsmaßnahmen darin, „die 
Umsetzung der politischen Ziele des Fonds auf nationaler Ebene durch die Programme der 
Mitgliedstaaten zu ergänzen … und allgemeinen strategischen Zwecken … in Bezug auf 
Politikanalyse und Innovation, grenzüberschreitendes wechselseitiges Lernen und 
grenzüberschreitende Partnerschaften sowie die Erprobung neuer Initiativen und Maßnahmen in der 
gesamten Union zu dienen“. Vor diesem Hintergrund der Innovation und Erprobung neuer Initiativen 
wäre die Festlegung vordefinierter Wirksamkeitsindikatoren kontraproduktiv, da dadurch die 
Originalität, der Einfallsreichtum und der moderne Ansatz, die von den potenziellen Antragstellern 
im Interventionsbereich gefordert werden, eingeschränkt würden.  

Die Kommission ist nach wie vor der Auffassung, dass das Fehlen von Wirksamkeitsindikatoren 
nicht bedeutet, dass die Wirksamkeit nicht bewertet werden kann. Im Gegenteil beurteilt die 
Kommission im Rahmen der Bewertung der Vorschläge vor der Finanzierungsentscheidung die 
gesamte Interventionslogik und die Frage, wie die vorgeschlagene Maßnahmenbeschreibung dem in 
der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen genannten Ziel entspricht, wodurch die 
Kommission die potenzielle Wirksamkeit der Maßnahmen gewährleistet. Was die Durchführung 
betrifft, so kann nur die Bewertung, in der alle relevanten Informationen zusammengefasst sind, 
Schlussfolgerungen zu den Fortschritten des Projekts und zu den zahlreichen nicht in Indikatoren 
widergespiegelten Faktoren, die einen Einfluss auf diese Fortschritte hatten, ergeben.  Diese 
Bewertungsberichte werden von den Antragstellern verlangt und müssen am Ende des Projekts 
vorgelegt werden, um speziell die Wirksamkeit der durchgeführten Maßnahme zu messen. Wird 
keine Wirksamkeit erzielt, kann die Kommission bei der Abschlusszahlung die Finanzhilfe kürzen 
und somit den EU-Haushalt schützen. 

Sonderbericht Nr. 16/2018: „Ex-post-Überprüfung von EU-Rechtsvorschriften: ein 

bewährtes, aber unvollständiges System“ 

Antwort auf Empfehlung 1 a, Ziffer 87: Was das in der Empfehlung geforderte interinstitutionelle 
Vademekum betrifft, so akzeptierte die Kommission die Empfehlung, soweit sie selbst betroffen ist. 
Die Kommission kann in Angelegenheiten, die von den bevorrechtigten Befugnissen anderer Organe 
abhängen, nicht tätig werden. Insbesondere in Bezug auf Empfehlung 1 a hat die Kommission die 
Empfehlung so weit wie möglich umgesetzt. Die Kommission hat von ihrer Seite alle Anstrengungen 
unternommen, um der Empfehlung nachzukommen, zum Beispiel durch die Überarbeitung des 
Instruments Nr. 44 im Rahmen ihres horizontalen MFR-Ansatzes für Evaluierungs- und 
Überwachungsklauseln und insbesondere, indem sie die beiden gesetzgebenden Organe in ihrer 
Mitteilung von 2021 „Bessere Rechtsetzung: Mit vereinten Kräften für bessere Rechtsvorschriften“ 
ersucht hat, zusammenzuarbeiten, um im Rahmen eines regelmäßigen Dialogs im Kontext der 
Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung gemeinsame Definitionen zu 
erarbeiten und bewährte Vorgehensweisen zu ermitteln. Der Rest hängt von den anderen Organen 
ab und steht im Zusammenhang mit dem politischen Dialog. 

Antwort auf Empfehlung 1 b, Ziffer 87: Gemäß Artikel 295 AEUV müssen interinstitutionelle 
Vereinbarungen keinen verbindlichen Charakter haben. Die drei Organe kamen 2016 überein, dass 
die Interinstitutionelle Vereinbarung über bessere Rechtsetzung keinen verbindlichen Charakter 
haben soll. Es gibt eine Reihe rechtlicher und institutioneller Probleme, die alle Organe bei den 
Verhandlungen über die Vereinbarung vermeiden wollten, und diese Probleme sind noch nicht 
gelöst.4 Eine Überarbeitung der aktuellen Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere 
Rechtsetzung ist nicht geplant. 

Antwort auf Empfehlung 2 b, Ziffer 92: Die Kommission weist darauf hin, dass sie diese 
Empfehlung teilweise akzeptiert hatte. Die Kommission hat den Aspekt der Ausweitung des 
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Mandats des Ausschusses für Regulierungskontrolle (RSB) auf die Kontrolle von Ex-post-
Überprüfungen, bei denen es sich nicht um Evaluierungen handelt, im Rahmen der Weiterverfolgung 
der Bestandsaufnahme zur besseren Rechtsetzung von 2019 und bei der Überarbeitung des RSB-
Mandats im Jahr 2020 untersucht. Die Kommission erachtete die Ausweitung des Mandats auf 
andere Ex-post-Überprüfungen als Evaluierungen als nicht verhältnismäßig und nicht effizient; 
dabei hat sie auch die Ausweitung des RSB-Mandats im Jahr 2020 auf die Integration des One-in-
one-out-Grundsatzes und der strategischen Vorausschau in die bessere Rechtsetzung sowie eine 
größere Reichweite berücksichtigt. 

Sonderbericht Nr. 17/2018: „Die Maßnahmen der Kommission und der 

Mitgliedstaaten während der letzten Jahre der Programme 2007–2013 halfen 

gegen niedrige Mittelausschöpfung, waren jedoch nicht ausreichend 

ergebnisorientiert“  

Antwort auf Empfehlung 4, Ziffer 90: Im Sonderbericht Nr. 17/2018 des EuRH wurde der 
Kommission empfohlen, bei der gezielten Unterstützung der Mitgliedstaaten, um die Durchführung 
im Programmplanungszeitraum 2014–2020 zu beschleunigen, mehr Gewicht auf die Ergebnisse zu 
legen. Die Kommission hat Initiativen ergriffen, um diese Empfehlung umzusetzen, und betrachtet 
sie als vollständig umgesetzt, z. B. durch eine Vielzahl gezielter Instrumente für technische 
Unterstützung und Beratungsdienste, um die Fähigkeit der Mitgliedstaaten zur Inanspruchnahme 
der Fonds zu verbessern, sowie durch eine genaue Überwachung der Programme, bei denen das 
Risiko von Verzögerungen besteht, die in früheren Antworten der Kommission aufgeführt wurden. 
Darüber hinaus steht die Kommission täglich in Kontakt mit den Verwaltungsbehörden, um 
sicherzustellen, dass die Programme 2014–2020 reibungslos durchgeführt werden. Die 
Kommission bekräftigt ihre zuvor geäußerte Auffassung, dass der Sonderbericht Nr. 24/2021, auf 
den in den verbleibenden Mängeln im Zusammenhang mit der Empfehlung verwiesen wird, keinen 
engen Bezug zu der betreffenden Empfehlung aufweist. 

Sonderbericht Nr. 18/2018: „Wird das Hauptziel der präventiven Komponente des 

Stabilitäts- und Wachstumspakts erreicht?“ 

Antwort auf Empfehlung 1 c, Ziffer 137: Die Kommission ist der Auffassung, dass sie die von ihr 
akzeptierten Aspekte der Empfehlung 1 c vollständig umgesetzt hat. Die Kommission akzeptierte 
Empfehlung 1 c teilweise, insbesondere was die verlangte Überprüfung der Wirksamkeit der Matrix 
anbelangt, da die Kommission damals eine gemäß dem Gemeinsam vereinbarten Standpunkt mit 
den Mitgliedstaaten erforderliche umfassendere Überprüfung der Flexibilitätsbestimmungen 
durchführte. Die Kommission wies darauf hin, dass sie den Ergebnissen dieses Prozesses nicht 
vorgreifen könne. Die Kommission hat die Parameter der Matrix im Rahmen ihrer im Mai 2018 
veröffentlichten umfassenderen Überprüfung der Flexibilität im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts (SWP) untersucht. Die vom EuRH hervorgehobenen drei wichtigen Aspekte wurden 
von der Kommission nicht detailliert bewertet. Diese Aspekte stehen im Zusammenhang mit den 
Empfehlungen 1 a und 1 b, die von der Kommission zurückgewiesen wurden. Die Kommission wird 
daher keinen Versuch unternehmen, diesen Empfehlungen nachzukommen. 

Antwort auf Empfehlung 3, Ziffer 142: Die Kommission ist der Auffassung, dass sie die von ihr 
akzeptierten Aspekte der Empfehlung 3 vollständig umgesetzt hat. Die Kommission hatte 
Empfehlung 3 teilweise akzeptiert und sich bereit erklärt, dieses Thema möglicherweise erneut 
aufzugreifen und unter den Mitgliedstaaten für die Unterstützung dieser Vorschläge zu werben. Die 
Kommission hat ferner darauf hingewiesen, dass sie in diesem Stadium die Übermittlung einer 
Anmerkung an den Wirtschafts- und Finanzausschuss (WFA) nicht zusichern könne. In einer 
späteren Antwort an den EuRH hat die Kommission erklärt, dass sie „beschlossen habe, dieses 
Thema im Rahmen ihrer Überprüfung der wirtschaftspolitischen Steuerung weitergehend zu 
untersuchen“. Bei den Beratungen im WFA haben die Mitgliedstaaten ihren Wunsch geäußert, dass 
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künftige Änderungen der haushaltspolitischen Vorschriften Teil eines Gesamtpakets sein sollten. 
Somit würden gezielte Änderungen der haushaltspolitischen Vorschriften, wie die in Empfehlung 3 
betonte Änderung, von ihnen derzeit nicht unterstützt. Aus diesem Grund hat die Kommission dem 
WFA keine diesbezügliche Anmerkung übermittelt. Die Kommission erinnert ferner daran, dass sie 
sich in keinem Fall zur Übermittlung einer solchen Anmerkung verpflichtet hatte, als sie 
Empfehlung 3 teilweise akzeptierte. Die Kommission kann den Ergebnissen der öffentlichen 
Debatte über die Überprüfung der wirtschaftspolitischen Steuerung nicht vorgreifen. Nach der 
Sommerpause 2022 wird die Kommission rechtzeitig für 2023 Leitlinien für mögliche Änderungen 
hinsichtlich des Rahmens für die wirtschaftspolitische Steuerung vorlegen. 

Sonderbericht Nr. 19/2018: „Europäisches Hochgeschwindigkeitsschienennetz: 

keine Realität, sondern ein unwirksamer Flickenteppich“ 

Antwort auf Empfehlung 2 (zweiter Spiegelstrich), Ziffer 106: Die Frist für die Umsetzung dieser 
Empfehlung ist noch nicht abgelaufen. Die empfohlene Maßnahme steht allerdings im 
Zusammenhang mit der fortlaufenden Überarbeitung der TEN-V-Verordnung (die Annahme des 
Textes wird voraussichtlich Mitte 2024 erfolgen). 

Antwort auf Empfehlung 4 (vierter Spiegelstrich), Ziffer 106: Die Überarbeitung der Verordnung hat 
sich verzögert, und die Kommission bereitet derzeit einen geänderten Text vor, der bis Juli 2023 
angenommen werden soll. 

Sonderbericht Nr. 25/2018: „Die Hochwasserrichtlinie: Fortschritte bei der 

Bewertung der Risiken, Verbesserungsbedarf bei der Planung und Umsetzung“ 

Antwort auf Empfehlung 1, Ziffer 102: Bis zum 1. Juni 2022 waren acht Mitgliedstaaten ihrer 
Berichterstattungspflicht gemäß Artikel 15 der Hochwasserrichtlinie nachgekommen (AT, CZ, DE, FI, 
IE, LV, NL, SE). 

Gemeinsame Antwort der Kommission auf die Empfehlungen 2 a und 2 b, Ziffer 103 Die 
Mitgliedstaaten mussten die Hochwasserrisikomanagementpläne der zweiten Runde (und die 
Bewirtschaftungspläne für die Einzugsgebiete der dritten Runde) bis Dezember 2021 
veröffentlichen und der Europäischen Kommission bis März 2022 vorlegen. Anschließend bewertet 
die Kommission diese Pläne und erstellt einen Bericht mit Ergebnissen und Empfehlungen, was 
angesichts der Breite und der technischen Komplexität der zugrunde liegenden Analyse natürlich 
Zeit in Anspruch nimmt. Die gesetzliche Frist für die Fertigstellung des Berichts der Kommission 
endet im Dezember 2024; allerdings sind die Kommissionsdienststellen bestrebt, eine frühere 
Vorlage des Berichts im Jahr 2024 zu erreichen (was ebenfalls davon abhängt, ob die Berichte der 
Mitgliedstaaten rechtzeitig vorliegen). 

Antwort auf Empfehlung 3, Ziffer 106: Die Kommission weist darauf hin, dass diese Empfehlung 
nicht akzeptiert wurde. 

Antwort auf Empfehlung 6 A, Ziffer 112: Die Kommission hat mit der Aktualisierung des Leitfadens 
Nr. 24 der Gemeinsamen Durchführungsstrategie „River Basin Management in a Changing Climate“ 
(Bewirtschaftung von Wassereinzugsgebieten vor dem Hintergrund des Klimawandels) begonnen. 
Diese wird voraussichtlich Ende 2023 oder Anfang 2024 abgeschlossen sein. 

Antwort auf Empfehlung 6 B a, Ziffer 112: Siehe Antwort zu den Empfehlungen 2 a und 6 a. 

Gemeinsame Antwort der Kommission auf die Empfehlungen 6 B b und 6 B c, Ziffer 112: Die 
Kommission betrachtet diese Empfehlung aus folgenden Gründen als teilweise umgesetzt: Im 
Februar 2019 veröffentlichte die Kommission ihre Bewertung der von den Mitgliedstaaten beim 
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Hochwasserrisikomanagement erzielten Fortschritte. Der Bericht enthält Abschnitte, die sich mit 
dem Klimawandel in den Hochwasserrisikomanagementplänen und mit Anpassungsmaßnahmen 
befassen (https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/EN/TXT/PDF/?uri=SWD:2019:31:FIN&qid=1551205988853&from=EN). Die Kommission hat 
ein Diskussionspapier erarbeitet (https://circabc.europa.eu/ui/group/9ab5926d-bed4-4322-9aa7-
9964bbe8312d/library/419cedb7-961b-485e-8c10-608e422258a1/details) und eine Umfrage 
unter den Mitgliedstaaten durchgeführt, um Wissenslücken der Mitgliedstaaten in Bezug auf die 
Auswirkungen des Klimawandels zu ermitteln.  

Eine erste Fassung des Erhebungsberichts wurde veröffentlicht 
(https://circabc.europa.eu/ui/group/9ab5926d-bed4-4322-9aa7-9964bbe8312d/library/7073b7ab-
1178-455d-abc3-7c1c5624a633/details). Eine aktualisierte Fassung wird im Oktober 2022 
veröffentlicht. Im Oktober 2021 fand ein Workshop zum Thema Klimawandel und 
Hochwasserrisikomanagement statt. Im Mai 2022 fand ein Workshop über niederschlagsbedingte 
Überschwemmungen statt. Das Klimagesetz (2021) und die Strategie für die Anpassung an den 
Klimawandel (2021) werden diese Impulse verstärken. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Hochwasserrisikomanagementpläne der zweiten Runde bis 
Ende 2021 erstellen und sie der Kommission bis Ende März 2022 übermitteln (Artikel 14 und 
Artikel 15 der Hochwasserrichtlinie). Die Kommission hat sich verpflichtet, bis Ende 2024 über ihre 
Überprüfung dieser Pläne Bericht zu erstatten, und zwar in Verbindung mit dem nächsten Bericht 
über die Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie und der Hochwasserrichtlinie, der ebenfalls bis zu 
diesem Zeitpunkt fällig ist. In diesem Zusammenhang wird die Kommission die von den 
Mitgliedstaaten vorgeschlagenen Instrumente prüfen. 

Antwort auf Empfehlung 7 a, Ziffer 113: Die Kommission akzeptierte diese Empfehlung teilweise, 
da die Mitgliedstaaten gemäß der Hochwasserrichtlinie nicht verpflichtet sind, Versicherungen als 
Maßnahme in ihre Hochwasserrisikomanagementpläne aufzunehmen, und nicht alle Mitgliedstaaten 
stellen Versicherungsinformationen in ihrer Berichterstattung zur Verfügung.   

Dennoch hat die Kommission bereits in ihrem Überblick für 2019 (SWD(2019) 31) geprüft, ob und 
wie die Mitgliedstaaten in ihren Hochwasserrisikomanagementplänen der ersten Runde auf das 
Thema Versicherungen eingegangen sind. Zudem unterstützt die Kommission das Anliegen, die 
Öffentlichkeit für die Option der Versicherung gegen Hochwasser als 
Risikoübertragungsmechanismus zu sensibilisieren. Die Erhöhung des Versicherungsschutzes als 
Teil einer breitangelegten Hochwasserrisikomanagementstrategie kann ein guter Ansatz für die 
Risikoübertragung sein. Der Nutzen von Versicherungen hängt vom Regelungsumfeld und den 
spezifischen Merkmalen des Hochwasserrisikos in den einzelnen Mitgliedstaaten ab.   

Im Jahr 2020 arbeitete die Kommission mit Insurance Europe zusammen, die bei ihren nationalen 
Mitgliedsorganisationen eine Umfrage zu Überschwemmungen und Versicherungen durchführten. 
Parallel dazu führten die Kommission und die Mitgliedstaaten eine Erhebung unter 
Hochwasserrisikomanagern durch. Im Oktober 2020 fand ein Workshop zum Thema Versicherung 
statt. Der Berichtsentwurf wurde im April 2021 veröffentlicht 
(https://circabc.europa.eu/ui/group/9ab5926d-bed4-4322-9aa7-9964bbe8312d/library/a6981d29-
3a4e-4f2d-873e-4e717f30540d/details). Der Bericht spiegelt auch die Umfrage von Insurance 
Europe wider.   

Die Kommission bewertet derzeit die von den Mitgliedstaaten erstellten 
Hochwasserrisikomanagementpläne der zweiten Runde. Diese Bewertungen und entsprechende EU-
Übersichten werden bis Ende 2024 hier 
(https://ec.europa.eu/environment/water/flood_risk/overview.htm) veröffentlicht. 
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Antwort auf Empfehlung 8 a, Ziffer 115: Die Kommission weist darauf hin, dass diese Empfehlung 
nicht akzeptiert wurde. 

Sonderbericht Nr. 31/2018: „Tierschutz in der EU: Schließung der Lücke zwischen 

ehrgeizigen Zielen und praktischer Umsetzung“ 

Antwort auf Empfehlung 1 b, Ziffer 100: Die GD SANTE hat Mitte März 2022 einen 
zusammenfassenden Bericht über Tierschutzindikatoren auf Ebene der landwirtschaftlichen 
Betriebe veröffentlicht, in dem die verschiedenen Herausforderungen und Schwierigkeiten bei der 
Einrichtung eines praktikablen Systems von Tierschutzindikatoren dargelegt werden. Eine Reihe von 
Projekten zur Lösung der Probleme ist im Gange. Es wird beabsichtigt, entsprechende Indikatoren 
für die überarbeiteten Tierschutzvorschriften zu berücksichtigen. Der Vorschlag der Kommission soll 
bis Ende 2023 angenommen werden. 

Antwort auf Empfehlung 1 c, Ziffer 100: Für die Überprüfung des Besitzstands im Bereich Tierwohl 
wurden die Ergebnisse der Bewertung der Strategie der Europäischen Union für den Schutz und das 
Wohlergehen von Tieren (2012–2015) herangezogen. Der Fahrplan für eine Eignungsprüfung zu 
den EU-Tierschutzvorschriften wurde im Mai 2020 veröffentlicht, somit gab es keine 
Verzögerungen bei der Umsetzung. Die Arbeit an der Eignungsprüfung selbst ist im Gange, und die 
entsprechende Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen wird voraussichtlich im dritten 
Quartal 2022 veröffentlicht. 

Die Folgenabschätzung in der Anfangsphase für die Überarbeitung der Tierschutzvorschriften wurde 
im Juli 2021 veröffentlicht und war bis Ende August 2021 für Rückmeldungen offen. Die 
öffentliche Konsultation fand vom 15. Oktober 2021 bis zum 21. Januar 2022 statt. Es ist geplant, 
die Folgenabschätzungsstudien bis Anfang 2023 abzuschließen und die entsprechenden 
Legislativvorschläge im vierten Quartal 2023 anzunehmen. 

Antwort auf Empfehlung 4 a, Ziffer 104: Die Umsetzung der Empfehlung geht mit der Bewertung 
der GAP-Strategiepläne einher. An alle Mitgliedstaaten wurden Schreiben mit Bemerkungen der 
Kommission zu den GAP-Strategieplänen versandt, in denen Klarstellungen und ehrgeizigere Ziele in 
Bezug auf das Tierwohl gefordert wurden.  Die Kommission bewertet derzeit die Antworten und 
führt intensive Gespräche mit den Mitgliedstaaten. Zur Ergänzung der Verordnung über die GAP-
Strategiepläne in Bezug auf das Tierwohl wurde die Delegierte Verordnung (EU) 2022/126 der 
Kommission vom 7. Dezember 2021 (ABl. L 20) erlassen. 

Weiterführende Links: 

Überblick über GAP-Strategiepläne – Bemerkungen der Kommission 
(https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/food-farming-fisheries/key_policies/documents/overview-cap-
plans-ol-220331.pdf) 

Schreiben mit Bemerkungen zu den GAP-Strategieplänen (https://agriculture.ec.europa.eu/cap-my-
country/cap-strategic-plans/observation-letters_de) 

Sonderbericht Nr. 33/2018: „Bekämpfung der Wüstenbildung in der EU: eine 

zunehmende Bedrohung, die verstärkte Maßnahmen erfordert“ 

Antwort auf Empfehlung 1 a, Ziffer 74: Die Kommission hat durch die Annahme der EU-
Bodenstrategie für 2030 und die von der Gemeinsamen Forschungsstelle durchgeführten 
Forschungsarbeiten wichtige Maßnahmen zur Umsetzung dieser Empfehlung ergriffen. Die 
Festlegung einer Methodik zur Bestimmung des Ausmaßes der Wüstenbildung und der 
Landverödung in der EU muss mit dem Bodengesundheitsgesetz koordiniert werden, für das die 

https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/food-farming-fisheries/key_policies/documents/overview-cap-plans-ol-220331.pdf
https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/food-farming-fisheries/key_policies/documents/overview-cap-plans-ol-220331.pdf
https://agriculture.ec.europa.eu/cap-my-country/cap-strategic-plans/observation-letters_de
https://agriculture.ec.europa.eu/cap-my-country/cap-strategic-plans/observation-letters_de
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Europäische Kommission bis 2023 einen eigenen Legislativvorschlag vorlegen wird. Die Methodik 
kann daher nicht vor diesem Zeitpunkt festgelegt werden. 

Antwort auf Empfehlung 1 b, Ziffer 74: Die Kommission hat durch die Annahme der EU-
Bodenstrategie für 2030 wichtige Maßnahmen zur Umsetzung dieser Empfehlung ergriffen. Die 
neue EU-Bodenstrategie für 2030 enthält in Abschnitt 4.2 die Maßnahme, dass die Kommission 
„mit Unterstützung der Europäischen Umweltagentur (EUA) und der Gemeinsamen Forschungsstelle 
(JRC) alle fünf Jahre Informationen über den Stand der Bodendegradation und der Wüstenbildung 
in der EU veröffentlichen“ wird. 

Antwort auf Empfehlung 3 a, Ziffer 78: Die neue EU-Bodenstrategie für 2030 bildet den 
übergreifenden Rahmen und sieht konkrete Maßnahmen vor, um erheblich zur Verwirklichung der 
festgelegten Verpflichtungen und Ziele beizutragen, wozu auch die Erreichung der 
Bodendegradationsneutralität bis 2030 gehört. Sobald die Methodik (siehe Empfehlung 1 a) 
festgelegt und das Bodengesundheitsgesetz erarbeitet wurde, kann auf dieser Grundlage näher 
erläutert werden, wie Bodendegradationsneutralität erreicht werden soll, und über die Fortschritte 
Bericht erstattet werden. Die Umsetzung dieser Empfehlung hängt somit von der Umsetzung der 
Empfehlung 1 a und dem Verfahren zur Annahme des Bodengesundheitsgesetzes ab. 

Sonderbericht Nr. 35/2018: „Transparenz der von NRO verwendeten EU-Mittel: 

weitere Anstrengungen erforderlich“ 

Gemeinsame Antwort der Kommission auf die Empfehlungen 1 a und 1 b, Ziffer 66: Die 
Kommission stellt fest, dass diese Unterempfehlung aus den in den Antworten der Kommission auf 
den Sonderbericht Nr. 35/2018 des EuRH erläuterten Gründen ursprünglich nicht akzeptiert wurde, 
insbesondere angesichts der Tatsache, dass der Rechtsrahmen keine anerkannte Definition von 
NRO auf internationaler oder europäischer Ebene vorsah. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des 
Sonderberichts des EuRH war die Haushaltsordnung gerade überarbeitet worden. Im April 2022 
nahm die Kommission jedoch einen Vorschlag zur Überarbeitung der Haushaltsordnung an, in dem 
eine Definition einer NRO sowie die einschlägigen Kriterien eingeführt werden. Es liegt nun bei den 
beiden gesetzgebenden Organen, über das weitere Vorgehen zu entscheiden und die Änderung der 
Haushaltsordnung anzunehmen. 

 



Antwort der Europäischen Zentralbank auf den Bericht des Europäischen
Rechnungshofs über die Leistung des EU-Haushalts – Stand zum Jahresende 2021
„Kapitel 3 – Weiterverfolgung der Empfehlungen“

Empfehlung 5b – Sonderbericht Nr. 2/2018 des Europäischen Rechnungshofs

Im Anschluss an die Prüfung des Rechnungshofs im Jahr 2018 hat die EZB Maßnahmen ergriffen und

ihren Rahmen für den Notfallplan (Emergency Action Plan – EAP) aktualisiert, um eine harmonisierte

Orientierungshilfe für den Prozess bereitzustellen, der auf die Zuordnung einer Bank zu einer Stufe des

Notfallplans folgt. Das schließt ein, dass die gemeinsamen Aufsichtsteams (Joint Supervisory Teams –

JSTs) in Bezug auf alle Stufen in Erwägung ziehen können, eine gezielte Vor-Ort-Prüfung zu verlangen,

um (beispielsweise) die Faktoren zu prüfen, die zur Verschlechterung der Aktivaqualität führen. Das

bedeutet, dass ein Prozess im Sinne von Empfehlung 5b eingerichtet wurde. Außerdem können JSTs

Vor-Ort-Prüfungen im Rahmen der jährlichen aufsichtlichen Prüfungsprogramme für bedeutende

Institute verlangen. Dafür wenden sie systematische quantitative Techniken auf einzelne Akten

und/oder auf historische Daten einzelner Banken (über Kreditaktenprüfungen und Challenger-Modelle)

an, nutzen gründliche Sicherheitenprüfungen durch externe Gutachter oder entwickeln versierte

umsichtige Bewertungstechniken für Marktrisikopositionen. Die Entwicklung und Anwendung dieser

Vor-Ort-Prüfungstechniken in den letzten Jahren hat es den JSTs ermöglicht, die Qualität der Aktiva in

einer Weise zu hinterfragen, die im Hinblick auf die jeweiligen Gegebenheiten verhältnismäßig ist – da

die Techniken ein systematisches quantitatives Ergebnis liefern, das sich in einer quantifizierten

Risikovorsorge oder einer Bewertungslücke widerspiegelt – und gegebenenfalls eine

Neuklassifizierung der Aktiva zu verlangen. Diese Vor-Ort-Prüfungen sind somit eine verhältnismäßige

Möglichkeit, die Qualität der Aktiva laufend zu überprüfen. Sollte im Zusammenhang mit dem EAP-

Rahmen eine Vor-Ort-Prüfung dringend erforderlich sein, ist die EZB in der Lage, rasch ein eigenes

Prüfungsteam für deren Durchführung aufzustellen, indem sie das Vor-Ort-Prüfungsprogramm neu

priorisiert und die Vor-Ort-Ressourcen umverteilt.
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ANTWORTEN DER KOMMISSION AUF DEN BERICHT DES 

EUROPÄISCHEN RECHNUNGSHOFES ZUR LEISTUNG DES EU-

HAUSHALTS – STAND ZUM JAHRESENDE 2021  

„Anhang“ 

 

Weiterverfolgung der Empfehlungen aus Kapitel 3 des 
Jahresberichts 2018 

In Bezug auf die Empfehlungen 3.2 a), 3.2 b), 3.2 c) und 3.4 des Jahresberichts 2018 möchte die 
Kommission darauf hinweisen, dass die Ausgangswerte, Etappenziele und Zielvorgaben (mit 
zugehöriger Dokumentation) für mehrere Programme noch nicht festgelegt wurden, da es aufgrund 
der späten Annahme der einschlägigen Verordnungen zu Verzögerungen bei der Einführung der 
operativen Modalitäten gekommen ist. 
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Der Europäische Rechnungshof untersuchte die 
Leistung der aus dem EU-Haushalt finanzierten 
Ausgabenprogramme zum Jahresende 2021. 
Dabei stützte er sich auf Leistungsinformationen 
der Europäischen Kommission und anderer Quellen, 
einschließlich Informationen aus seiner eigenen 
jüngsten Prüfungs- und Analysearbeit. 
Das Hauptthema des diesjährigen Leistungsberichts 
ist die durchgängige Berücksichtigung horizontaler 
politischer Prioritäten im EU-Haushalt. Es wurde 
bewertet, ob die Prioritäten in ausgewählten 
EU-Ausgabenprogrammen berücksichtigt wurden 
und ob die Kommission einen angemessenen 
Leistungsrahmen anwandte, um den Beitrag des 
EU-Haushalts zu diesen Prioritäten zu messen.




